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Amtsmissbrauch
Immer öfter müssen Bürgermeister und  

Gemeindemandatare auf die Anklagebank.  

Ihr „Verbrechen“: Als exekutive Organe 

stehen sie im Spannungsfeld zwischen den 

Interessen der Bürger und dem Gesetz.
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Mayerhoferstraße 36, A-4030 Linz-Wegscheid 

Anmeldung unter www.pappas.at/unimogtour 

Unimog
Econic 
Tour ’14

Die Unimog Econic Tour 2014.
Wir laden Sie ein: Kommen Sie am 29. April zum Tourstopp der Unimog Econic Tour ’14 und
erleben Sie den neuen Unimog und Econic live im Ganzjahreseinsatz. Neben sparsamer 
Euro VI-Motoren bieten Ihnen diese auch höhere Effizienz, Sicherheit und Leistungsfähigkeit.
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Helmut Mödlhammer
Präsident des Österreichischen 
Gemeindebundes
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Der Frust der Bürgerinnen und 
Bürger über die Politik ist be-
sorgniserregend. Nicht nur die 
Bundesebene ist betroffen, auch 
wir in den Gemeinden spüren 
tagtäglich, wie mies die Stim-
mung der Bevölkerung ist, allein 
wenn das Wort Politik fällt. Und 
auch bei Kommunalwahlen geht 
die Wahlbeteiligung zurück. 
Und wenn in der Landeshaupt-
stadt trotz einem Dutzend wahl-
werbender Parteien nicht einmal 
mehr die Hälfte der Wahlberech-
tigten zur Urne schreitet, dann 
muss man sich ernste Gedanken 
über die Politikverdrossenheit 
machen. Dabei ist festzustellen, 
dass je kleiner die Gemeinde ist, 
desto mehr ist das Interesse an 
der Gemeindepolitik. Da fühlen 
sich die Menschen noch einge-
bunden und verantwortlich für 
das Geschehen. Da kennt man 
die Verantwortlichen, die Kandi-
datinnen und Kandidaten, da ist 
die Gemeinde noch überschau-
bar und durchschaubar. Genau 
das wird in größeren Einheiten 
massiv kritisiert. Man könne die 
Politik nicht mehr nachvollzie-
hen, sie nicht mehr verstehen 
und nicht mehr mittragen. Und 
in diesen Freiraum stoßen Grup-
pierungen, die nicht einmal ein 
Programm haben, sondern ein-
fach anders sind als die „alten“ 
Parteien. 
Beitragen zu dieser Entwicklung 
tun auch ständig Entscheidun-
gen, die kein Mensch versteht. 
Beispielsweise, dass man eine 
Eisenbahnkreuzungs-Verord-
nung erlässt, die die Absiche-
rung aller Übergänge in einer 
gewissen Zeit vorschreibt, aber 
die Finanzierung nicht regelt. 
Und Gemeinden, die das Pech 
oder Glück haben an einer 
Eisenbahn zu liegen, finanziell 
in den Ruin treibt. Oder in 
zweijährigen Diskussionen 
drei Ministerien zur Erkenntnis 
kommen, dass die Schüler bei 
Untersuchungen Patienten sind 
und deshalb die Schulerhalter 

geeichte Waagen um rund 2,5 
Millionen Euro ankaufen müs-
sen. Oder auf die Idee kommt, 
dass auch die Gemeinden einen 
Beitrag zur Finanzierung des 
Hypo-Desasters in Kärnten leis-
ten sollen.        
Und dann kommt noch dazu, 
dass die Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister immer 
mehr mit Anzeigen und Klagen 
konfrontiert werden, die an 
Absurdität kaum zu übertreffen 
sind. Gerade im kommunalen 
Leben kann nicht alles doppelt 
und dreifach abgesichert wer-
den. Hier sollten eigentlich noch 
Hausverstand und Eigenverant-
wortung zählen. Diese beiden 
Eigenschaften sind nämlich die 
Basis dafür, dass das Zusammen-
leben in den überschaubaren 
Einheiten noch gut funktioniert. 
Nicht alles und jedes sollte 
rechtlich nach Punkt und Beis-
trich ausjudiziert, sondern mit 
dem richtigen Maß, der notwen-
digen Vernunft und menschli-
chem Gespür gelöst werden. 
Leider Gottes zählen heute diese 
Eigenschaften im gegenseitigen 
Umgang und in der Politik im-
mer weniger. Dies spüren die 
Verantwortungsträger in den 
Gemeinden im zunehmenden 
Maß und kommen immer mehr 
unter Druck. Und so darf es 
nicht wundern, dass nicht nur 
das Interesse der Bevölkerung 
an der Politik, sondern auch die 
Begeisterung der Menschen für 
die Politik schwindet. Dass es 
bei den Bürgermeisterwahlen 
in Salzburg in jeder vierten 
Gemeinde nur mehr einen Kan-
didaten oder eine Kandidatin 
gab und die Wählerinnen und 
Wähler nur mit Ja oder Nein an-
kreuzen konnten, ist ein demo-
kratiepolitisches Alarmsignal.

Wo bleibt der Hausverstand? 

Die Gemeinde-Verantwortlichen stehen  
zunehmend unter Druck

Der Frust der Bürgerinnen 
und Bürger über die Politik 
ist besorgniserregend. Man 
könne die Politik nicht mehr 
nachvollziehen, sie nicht 
mehr verstehen und nicht 
mehr mittragen. Dass in 
Folge dessen bei den Bürger-
meisterwahlen in Salzburg 
in jeder vierten Gemeinde 
nur mehr einen Kandidaten 
oder eine Kandidatin gab 
und die Wählerinnen und 
Wähler nur mit Ja oder Nein 
ankreuzen konnten, ist 
ein demokratiepolitisches 
Alarmsignal.
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Hinweis zu Gender-Formulierung: 
Bei allen Bezeichnungen, die auf 
Funktionen bezogen sind, meint die 
gewählte Formulierung beide Ge-
schlechter, auch wenn aus Gründen 
der leichteren Lesbarkeit die männli-
che Form verwendet wird.
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Liebe Leserin, lieber Leser!

Für KOMMUNAL sind gewisse 
Entwicklungen besorgniserre-
gend, wie sie in der gegenwärti-
gen Rechtsprechung auftauchen. 
Unser Beitrag mit dem Thema 
„Amtsmissbrauch“ soll dennoch 
keine Angst vor der politischen 
Arbeit schüren, sondern soll  das 
System unserer Rechtsprechung 
hinterfragen und wachrütteln.

Seit Jahrzehnten schon for-
dern wir eine Verschlankung 
der Verwaltungsstrukturen. 
Gerade auf Gemeindeebene 
sollen Aufgaben schneller und 
effizienter umgesetzt werden. 
Entscheidungen müssen auf 
lokaler Ebene eben getroffen 
werden, ohne die Bürokratie zu 
überlasten. Das wurde und wird 
in den Gemeinden tagtäglich 
getan. Aktuell scheint allerdings 
die Gefahr, Fehler zu machen, 

Es wird nicht nur zu höherem 
Verwaltungsaufwand kommen, 
Entscheidungsprozesse werden 
länger und die Unwilligkeit, 
Verantwortung zu tragen, wird 
steigen. Letztendlich wird es 
aber dazu kommen, dass immer 
weniger Menschen bereit sein 
werden, in die Kommunalpolitik 
zu gehen. Die vergangene Ge-
meinderatswahl in Salzburg hat 
es überdeutlich gezeigt: In jeder 
vierten Gemeinde gab es nur 
mehr einen Kandidaten.

Die hohe Politik ist gefordert zu 
verstehen, dass die Gemeinden 
nicht ge-, sondern entfesselt 
werden müssen. Sie wollen 
nicht verwalten, sondern gestal-
ten. Man muss ihnen nur die 
Chance dazu geben!

durch die Rechtsprechung größer 
und größer zu werden. Ab Seite 
10 haben wir deshalb Beispiele 
zusammengetragen, wo Bür-
germeister und Gemeinderäte 
aufgrund der Ausübung ihrer Tä-
tigkeit mit dem Gesetz in Konflikt 
geraten sind und persönlich vom 
Gericht belangt wurden.

Nun mögen die Urteile juristisch 
richtig getroffen sein. Man mag 
auch Fälle finden, die für sich 
richtig beurteilt wurden, doch 
sollte sich der Gesetzgeber 
überlegen, welche Folgen solch 
eine Verurteilung haben kann. 
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Am 12. März tagte in Wien 
das oberste Gremium des 
Gemeindebundes, der 
Bundesvorstand, dem rund 
65 Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister aus ganz  
Österreich angehören. Da-
bei wurde eine Resolution 
verabschiedet, in der u. a.  
eine Aufgabenreform, eine 
Modernisierung der Ein-
heitsbewertung und eine 
Reform der Grundsteuer 
gefordert werden. Darü-

ber hinaus verlangen die 
Gemeindevertreter einen 
Ausgleichsfonds für struk-
turschwache Gemeinden.
Die Bereinigung von Kom-
petenzen, Aufgaben und 
Zuständigkeiten zwischen 
Bund, Ländern und Ge-
meinden ist dabei aus Sicht 
des Gemeindebundes eines 
der wichtigsten Reformpro-
jekte der nächsten Jahre. 
So würden allein die Trans-
ferströme zwischen den 
staatlichen Ebenen jedes 
Jahr ein kleines Vermögen 
kosten. In diesem Zusam-
menhang wehrten sich die 
Gemeindevertreter auch 
vehement gegen eine dis-
kutierte Verländerung von 
Gemeindeabgaben. So seien 
Grundsteuer ebenso wie die 
Kommunalsteuer eindeutig 
Gemeindeabgaben.

Freilich bedürfe es nicht nur 
einer Reform der Grund-
steuer, sondern vor allem 
einmal eines einfachen 
und modernen Systems der 
Einheitsbewertung, so die 
Gemeindebund-Spitzen. 
Weiters will der Gemeinde-
bund einen Ausgleichsfonds 
für strukturschwache 
Gemeinden schaffen, der 
mit 500 Mio. Euro pro Jahr 
dotiert ist.

Im Amt bestätigt
Eine Premiere sah dieser 
Bundesvorstand auch. Da 

Gemeindebund-Präsident 
Helmut Mödlhammer bei 
den jüngsten Bürgermeis-
ter- und Gemeinderatswah-
len in Salzburg (siehe auch 
Seite 58 dieser Ausgabe) 
nicht mehr angetreten war 
und daher kein gewähltes 
Mandat bekleidet, stellte er 
die „Vertrauensfrage“. Als 
1. Vizepräsident leitete 
Alfred Riedl die Abstim-
mung, ob Mödlhammer 
das Präsidentenamt bis zu 
den regulären  Neuwahlen 
2017 weiter bekleiden soll. 
Ergebnis: Einstimmig Ja.

Gefordert: Aufgaben-  
und Grundsteuer-Reform

Gemeindebund: Resolution des Bundesvorstands

Zu viele Einwohner: Linz verträgt maximal 200.000 Bürger

Klaus Luger sagt: „Es wird zu eng in der Stadt“
Bei der Frage „In die Stadt 
oder doch aufs Land?“ sa-
gen laut Statistik mehr „Ja“ 
zur Stadt. 2012 beispiels-
weise sind mehr Menschen 
nach Linz zugezogen als 
von Linz abgewandert, 
zeigt die Statistik. 11.900 
Menschen zogen nach Linz, 
10.300 weg, das bedeutet 
1600 mehr Menschen, 
die in Linz wohnen. Laut 
Bürgermeister Klaus Luger 
von der SPÖ stößt die Lan-
deshauptstadt damit bald 
an ihre Grenzen, momentan 
hat sie fast 195.000 Ein-
wohner. Linz, so ein Beitrag 
auf ORF OÖ Online von 

Mitte Februar, vertrage ma-
ximal 200.000 Einwohner, 
daher müsste in den umlie-
genden Gemeinden Wohn-
raum für in Linz Arbeitende 
geschaffen werden. Jeder 
zweite neue Linzer kommt 
aus Oberösterreich und 
sucht zumeist eine Miet-
wohnung. Der Platz auf den 
knapp 100 Quadratkilome-
tern Stadtfläche wird aber 
knapp. Man wird sich ge-
nau anschauen wo gebaut 
wird und wie, also auch, 
wie viele Stockwerke zuge-
lassen würden, sagt Luger.
Nicht berücksichtigt bei 
Zu- und Abwanderern sind 

Familien und Migran-
ten, das stößt bei ÖVP 
und FPÖ sauer auf. 
Laut ÖVP ver-
liert Linz von 
allen Landes-
hauptstädten 
Österreichs am 
meisten Jung-
familien. Über 
4700 Menschen, 
die junge Eltern 
geworden 
sind, sollen 
innerhalb 
von zehn 
Jahren aus 
Linz wegge-
zogen sein. Fo
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Spannend wird sein, was passiert, wenn Linz 
an die 200.000-Einwohner-Grenze stößt. Heißt 
es dann, du musst draußen bleiben?

Das Präsidium des Bundesvorstandes – Vizepräsident Alfred Riedl, 
Helmut Mödlhammer, Vize Rupert Dworak und „General“ Walter 
Leiss – verabschiedet eine Resolution.

 
Der Bundesvorstand bestätigte 
Helmut Mödlhammer bis 2017 
einstimmig im Amt.
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Erstmals 100 Mio. Euro  
in Start-ups investiert

„Wir wollen die Wirtschaft unter-
stützen und eine Trendwende bei 
Wachstum und Investitionen erreichen. 
Daher stellen wir den Unternehmen 
2014 rund eine Milliarde Euro an 
zinsgünstigen Krediten, Zuschüssen, 
Beteiligungen und Garantien zur Ver-
fügung. Dieses Finanzierungspaket soll 
Investitionen von 2,5 Milliarden Euro 
auslösen und zehntausende Arbeits-
plätze sichern und schaffen“, so Wirt-
schaftsminister Reinhold Mitterlehner. 
Weiters sieht die Förderstrategie 2014 
auch eine Verdoppelung des Beteili-
gungsvolumens auf 32 Millionen Euro 
vor. Der Vorteil: Im Gegensatz zu rei-
nen Zuschüssen können die in Beteili-
gungen investierten Fördermittel nach 
Rückzahlung des Eigenkapitals durch 
die Unternehmen an die aws-Fonds 
wieder in neue innovative Projekte in-
vestiert werden. Mehr Infos auf www.
bmwfj.gv.at und auf www.awsg.at

Finanzierungs-Milliarde  
unterstützt KMU und Gründer

Grotestke um Schulwaagen – rasche Lösung verlangt

Schildbürgerstreich: Bundesbehörden schikanieren Schulen & Gemeinden

Mit einem besonders grotesken Beispiel 
für Bürokratie sind seit Mitte März die 
Gemeinden als Schulerhalter wieder 
konfrontiert, wie der Gemeindebund 
berichtet. Für jede der insgesamt 4500 
Pflichtschulen, die die Gemeinden er-
halten, sollen sie eine spezielle Waage 
für schulärztliche Untersuchungen 
ankaufen und diese dann regelmäßig 
nacheichen lassen. In Summe kostet 
das pro Jahr mehrere hunderttausend 
Euro. Basis für den Unmut ist die 
Rechtsauffassung des Wirtschaftsmi-
nisteriums, laut der jede Schule eine 
Waage für schulärztliche Untersu-
chungen bereitzustellen und zu eichen 
hat. In dieser Interpretation werden 
zu untersuchende Schüler/innen als 
‚Patienten‘ gesehen, die laut Gesetz mit 
geeichten Waagen gewogen werden 
müssen. Das Unterrichtsministerium 
hatte diese Auffassung ursprünglich 
nicht geteilt, ruderte nun aber  mit 
einem Rundschreiben zurück. „Allein 
der Informationsweg ist schon sehr 
skurril“, sagt der Gemeindebund. Das 

Unterrichtsministerium schreibt – unter 
Bezugnahme auf das Wirtschaftsminis-
terium – an die Landesschulräte, diese 
schreiben an die Bezirksschulräte, diese 
wiederum an die Schulleitungen, die 
dann die Schulerhalter – also die Ge-
meinden – informieren sollen. 
„Dauernd reden alle von Verwaltungs-
reform und dann belästigt man die 
Gemeinden mit derartigem Unsinn, 
der noch dazu viel Geld kostet.“ Prakti-
scherweise liefert das Ministerium näm-
lich gleich eine Kaufempfehlung über 
die Bundesbeschaffungsagentur mit. 

Bei Nichtbefolgung drohen Strafen von 
bis zu 2000 Euro, im Wiederholungsfall 
sogar bis zu 10.900 Euro. Diese Gro-
teske sei ein Musterbeispiel dafür, wie 
der Bund immer öfter mit den Gemein-
den umgehe. „Die Bürgermeister/innen 
haben für derartige Schildbürgerstrei-
che nicht das geringste Verständnis“, 
so Gemeindebund-Präsident Helmut 
Mödlhammer, und verlange von den 
beiden zuständigen Ministerien umge-
hend eine Lösung bzw. Änderung der 
einschlägigen Bestimmungen. Mehr auf 
www.gemeindebund.at

J E D E  S T I M M E  Z Ä H LT.

Am 25. Mai 2014 wählt Österreich seine 
Abgeordneten zum Europäischen Parlament. 
Insgesamt sind fast 400 Millionen Europäerinnen 
und Europäer in 28 EU-Staaten aufgerufen, das 
größte länderübergreifende Parlament weltweit 
zu wählen. Mit Ihrer Stimme entscheiden Sie den 
Kurs der Europäischen Union in den kommenden 
fünf Jahren mit!  www.zukun�europa.at/EP2014

Eine Information des Bundeskanzleramtes und des Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres.
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Nostalgiker werden auf-
blühen beim Anblick des 
Titelbildes der Ausgabe 
2 der Kommunaljournals 
im März 1989: 
Mit dem „Schrödinger“ 
– der schönen alten 
Tausend-Schilling-Note 

– wurden zwei Dinge be-
kanntgegeben. Zum Ers-
ten wurde kurz zuvor der 
Österreichische Gemein-
debund in der Bundesver-
fassung als Vertretung der 
Gemeinden verankert. 
Und zum Zweiten stand 
fest, dass „wir auf dem 
Weg nach Europa sind“. 
Über den provokanten 
Nachsatz des damaligen 
Titels, „und wer zahlt 
(drauf)?“ wird heute 
noch gestritten.
Wichtiger – weil näher – 
war damals aber die Ver-
ankerung in der Bundes-
verfassung.  Der damalige 
Gemeindebund-Präsident 
Franz Romeder, Bürger-
meister von Schweiggers 
in Niederösterreich, 
jubelte (soweit dem 
nüchternen Waldviertler 
das möglich war) dem 
entsprechend: „Nach  
41 (!) Jahren Bemühung 

ist den Gemeinden ein 
Erfolg geglückt, der zwei-
fellos von historischer 
Bedeutung ist.“ 
Gemeint waren damit 
vor allem die kleinen und 
mittleren Gemeinden 
Österreichs. Das Verhält-
nis zu den Städten war 
eindeutig: 90 Prozent der 
Kommunen mit mehr als 
60 Prozent der Bevölke-
rung waren eben kleine 
und mittlere Gemeinden.
Zu Recht gefeiert wurde 
dieser Schritt durch ei-
nen höchst informativen 
Beitrag von Dr. Herbert 
Schambeck mit dem 
kurzen Titel „Verankert“. 
Sein Kernsatz: „... beru-
fen, die Interessen der 
Gemeinden zu vertreten.“ 
(Art. 115 B-VG)
Daneben ging das dritte 
große Thema dieser 
Ausgabe fast unter. Es 
ist eines, das auch heute 
noch die Grundlage der 
kommunalen Arbeit bil-
det. Der Finanzausgleich 
wurde beschlossen. Die 
Worte von Finanzminister 
Ferdinand Lacina, wo-
nach „alle beteiligten Kör-
perschaften versuchen, 
die Neuverschuldung 
in Grenzen zu halten, 
das heißt, unter nicht 
günstigen Bedingungen“. 
Dieser Satz von vor 25 
Jahren hat heute noch 
Gültigkeit!
Auch die Tatsache, dass 
von fast allen Seiten die 
Ungerechtigkeit des ab-
gestuften Bevölkerungs-
schlüssels eingesehen 
wurde und „andere, et-
was selektivere Kriterien“ 
zumindest „angedacht“ 
wurde, klingt aufmerk-
samen Lesern nach einer 
bekannten Geschichte. 

Und wer zahlt (drauf)?

76 Prozent für „Solidaritätszuschlag“ 
für verschuldete Kommunen

Deutliche Ergebnisse 
gab es in der Ja-
nuar-Umfrage 
des Blitzlich-
tes, welches 
vom Main-
zer Markt-
forschungs-
institut LQM 
und dem 
Portal Kom-
munalwirt-
schaft-EU 
durchge-
führt wird. 
Diesmal ging 
es um den 
Abbau der 
kommuna-
len Schul-
den. Das 
Meinungsbild ergab eine 
eindeutige Präferenz: Der 
Solidaritätszuschlag soll 
dazu verwendet werden, 
verschuldete Kommunen zu 
entlasten; diesen Vorschlag 
unterstützten 76 Prozent 
der Umfrageteilnehmer. 

Andere Optionen 
stoßen auf wenig 

Gegenliebe: 
Gegen die 
Erhebung 
von Zusatz-
gebühren 
oder Ge-
bührener-

höhungen 
kommunaler 
Betriebe 
sprechen 
sich 73 
Prozent der 
Befragten 
aus, gegen 
die Privati-
sierung von 
kommunalen 
Betrieben 

als Lösungsansatz sprechen 
sich 76 Prozent der Befra-
gungsteilnehmer aus. Auch 
wenn – wie die Aussendung 
aufzeigt – keine berau-
schende Weite erreicht 
wurde, sind das doch beein-
druckende Zahlen.

Halten Sie es für sinnvoll, mit 
den staatlichen Einnahmen aus 
dem Solidaritätszuschlag künf-
tig statt der neuen Bundeslän-
der verschuldete Kommunen zu 
unterstützen? 

Deutschland: Umfrage von kommunalwirtschaft.de
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Immer öfter müssen Bürgermeister und Gemeindemanda-

tare ihren Platz im Gemeinderat mit der Anklagebank im 

Gerichtssaal tauschen. Als exekutive Organe stehen sie

im Spannungsfeld zwischen den Interessen

der Bürger und dem Gesetz.

RECHT & VERWALTUNG

Amtsmissbrauch
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die Versagung der Baubewilli-
gung wurde vom Gemeinderat 
keine Folge gegeben und der 
Bescheid des Bürgermeisters be-
stätigt. Als Begründung für die 
Versagung wurden – kurz gesagt 
– die gesundheitlichen Beden-
ken gegen die mit dem Betrieb 
der Sendeanlage verbundene 
Strahlung geltend gemacht. 
Derartige Bedenken werden 
sehr oft bei der Errichtung von 
Mobilfunksendeanlagen von den 
betroffenen Bürgern geltend ge-
macht. Gerade diese Bedenken 
wurden als Grundlage für die 
Entscheidung herangezogen, ob-
wohl den Baubehörden gerade 
die Prüfung der gesundheitli-
chen Auswirkungen der mit dem 
Betrieb von Mobilfunkanlagen 
verbundenen Auswirkungen 
nicht obliegt. Ein Umstand, 
der dem Bürgermeister und 
offenbar auch dem gesamten 
Gemeinderat bewusst war, aber 
im Interesse der Bürger nicht 
akzeptiert werden konnte. Das 
Argument der Justiz in diesem 
Fall ist, dass der Gemeinderat 
in solchen Fällen betreffend die 
gesundheitlichen Auswirkungen 
bei Mobilfunkanlagen kein Mit-
spracherecht hat und daher ein 
Amtsmissbrauch vorliegt.

Bürgermeister im 
Spannungsfeld

Der Bürgermeister und oft der 
gesamte Gemeinderat stehen 
sehr oft im Spannungsfeld 

Walter Leiss, Katharina Lehner

Jüngstes Beispiel sind der Bür-
germeister und alle Gemeinde-
räte der Stadtgemeinde Spittal 
an der Drau. Den Gemeinderäten 
und dem damaligen Bürgermeis-
ter Gerhard Köfer, dem nunmeh-
rigen Landesrat in der Kärntner 
Landesregierung, wurde vor Kur-
zem eine Anklageschrift wegen 
„Amtsmissbrauchs“ zugestellt. 
Konkret geht es um den Bau 
eines Handymastes in Spittal, 
der vor sieben Jahren vom Ge-
meinderat verhindert wurde. Ein 
Mobilfunkunternehmen suchte 
um die Baugenehmigung für die 
Errichtung eines Handymastes 
im Gemeindegebiet an. Die 
Baugenehmigung wurde vom 
Bürgermeister in erster Instanz 
versagt. Einer Berufung gegen 

RECHT & VERWALTUNG

Gemeindefunktionäre auf der Anklagebank

Amtsmissbrauch
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„Leermeldung“  
wird zum Problem 

Aber nicht nur beim Vollzug 
der Gesetze stehen die Bürger-
meister oftmals mit einem Fuß 
im Kriminal. Durch das neue 
Korruptionsstrafrechtsände-
rungsgesetz ist eine Vielzahl von 
Bestimmungen in Kraft getreten, 
die auch für Kommunalvertreter 
von besonderer Bedeutung sind. 
Zum Beispiel wurde ein Verfah-
ren gegen den Bürgermeister 
der Gemeinde Kaunertal im 
Zusammenhang mit Sponsoren-
geldern für von der Gemeinde 
organisierte Radrennen  einge-
leitet und werden nicht immer 
mit Freisprüchen wie im gegen-
ständlichen Fall enden. 

Dass aber selbst bei der Voll-
ziehung die Bürgermeister vor 
gravierende Probleme gestellt 
werden, zeigt die Praxis beim 
Medienkooperations- und –för-
derungs- und Transparenzge-
setz. Dieses Gesetz verpflichtet 
Rechtsträger, die durch Gesetz 
der Rechnungshofkontrolle un-
terworfen sind, Werbeaufträge 
und Förderungen an Medien-
inhaber eines periodischen 
Druckwerks oder periodischen 
elektronischen Mediums zu 
einer entsprechenden Bekannt-

machung an die Kommunikati-
onsbehörde Austria. Aber auch 
jene Rechtsträger, die keine 
derartigen Veröffentlichungen 
vorgenommen haben, haben 
eine sogenannte Leermeldung zu 
erstellen. Dieser Umstand wurde 
übrigens vom Gemeindebund im 
Zuge des Gesetzgebungsverfah-
rens stark kritisiert. Ein Bürger-
meister eines Mittelschulgemein-
deverbandes wurde nun in erster 
Instanz wegen Unterlassung der 
Leermeldung strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen. Vom 
UVS (UVS Wien 19.04.2013, 
06/42/3744/2213) wurde das 
Straferkenntnis allerdings auf-
gehoben, da im Territorium des 
Gemeindeverbandes weniger als 
10.000 Personen hauptwohn-

Die Bürgermeister stehen für einen 
bürgernahen Gesetzesvollzug und  
kommen dabei aber oft mit dem Gesetz 
in Schwierigkeiten.

zwischen der Wahrung der In-
teressen der Bürger und einem 
korrekten Gesetzesvollzug. 
Vergessen wird hier oft, dass die 
Gemeinderäte als Behörde agie-
ren und damit im Vollzug der 
Gesetze tätig sind, und dabei die 
Interessen der Bürger nicht im 
gewünschten Umfang wahrge-
nommen werden können. 

Der Fall in Spittal an der Drau 
ist leider kein Einzelfall. Zu vier 
Monaten bedingter Haft und ei-
ner Strafe von 8800 Euro wurde 
der Bürgermeister der Kärntner 
Gemeinde Neuhaus verurteilt. 
Er hat, nachdem sich die Bür-
ger massiv aufgeregt hatten, 
Geschwindigkeitsbegrenzungen 
aufstellen lassen, bevor der Ge-
meinderat die entsprechenden 
Verordnungen beschlossen hat. 

Im vergangenen Jahr wurden der 
Bürgermeister von Weer (Tirol) 
und alle Gemeinde- und Ersatz-
gemeinderäte des Tiroler Ortes 
wegen Amtsmissbrauchs bzw. der 
Anstiftung zum Amtsmissbrauch 
für schuldig befunden. Sie hatten 
dem Abriss eines denkmalge-
schützten Widums (der Ausdruck 
„Widum“ bedeutet Pfarrhof).  
zugestimmt. Nach einem Bericht 
der „Tiroler Tageszeitung“ seien 
die Bürger der Gemeinde über 
das Gerichtsurteil fassungslos 
gewesen und eigentlich „bis auf 
Einzelne alle froh, dass er weg 
sei“. Die einzelnen Gemeinderäte 
sind nun mit Geldforderungen 
von jeweils 28.000 bis 35.360 
Euro konfroniert.

Gesetzesvollzug und  
Bürgerinteressen 

Die Fälle der Scheinanmel-
dungen ungarischer Schüler in 
burgenländischen Gemeinden 
sind hinlänglich bekannt und 
haben auch zu entsprechenden 
Verfahren geführt. Viele Fälle 
könnten im Zusammenhang mit 
der Vollziehung der Bauordnung 
aufgezeigt werden. Dabei geht 
es um „Schwarz“-Bauten, nicht 
genehmigte Erweiterungen oder 
Abänderungen von Bauten, 
unzulässige Nutzungen oder 
Nichteinhaltung von baulichen 
Beschränkungen, vielfach im 
Zusammenhang mit Kleingar-
tensiedlungen. Allen Fällen ist 

gemeinsam, dass oft ein Wider-
spruch zwischen Gesetzesvoll-
zug und Bürgerinteressen be-
steht. Wie soll ein Bürgermeister 
reagieren, wenn z. B. in Nieder-
österreich, wo eine Kleingarten-
hütte nicht ganzjährig bewohnt 
werden darf, eine Familie ihren 
Hauptwohnsitz begründet. Soll 
und kann er eine Delogierung 
veranlassen? 

Oder wie soll sich ein Bürger-
meister in seiner Funktion als 
Abgabenbehörde verhalten 
wenn es um die Einbringung 
von ausständigen Abgaben 
geht. Werden Einbringungs-
maßnahmen nicht entsprechend 
veranlasst, so kann dies zu einer 
Pflichtverletzung führen. Wenn 
aber die Einbringungsmaß-
nahme die Existenz bedrohen 
würde, wird in der Praxis oft 
zugewartet und eine gütige 
Einigung gesucht. Ein strenger 
Gesetzesvollzug würde dies in 
der Form nicht zulassen. 

Ein anderer Fall betrifft den 
Bürgermeister der Gemeinde 
Stinatz aus dem Burgenland, der 
sich weigerte, einen wasserpoli-
zeilichen Auftrag der Bezirksver-
waltungsbehörde umzusetzen, 
weil die Kosten in der Höhe von 
60.000 Euro bei der budgetä-
ren Lage der Gemeinde nicht 
finanzierbar seien. Dafür hat 
er nun eine Verwaltungsstrafe 
von der Bezirksverwaltungsbe-
hörde erhalten. Und in Pöchlarn 
in Niederösterreich muss das 
Gemeindeoberhaupt vor ei-
nem Gerichtsurteil zittern. In 
seinem Ort war eine Frau vom 
abstürzenden Ast eines Baumes 
getötet worden. Jetzt steigen 
Umweltschützer dagegen auf 
die Barrikaden, dass ein Baum 
gefällt wird. Dabei musste der 
Bürgermeister aus Sicherheits-
gründen so entscheiden.

Ein Mobilfunk-
mast brachte den 
Bürgermeister 
von Spittal/Drau 
wegen Amtmiss-
brauchs vor Ge-
richt.
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sitz-gemeldet waren. Der UVS 
ist daher der Auffassung, dass 
Gemeindeverbände in deren 
Territorium weniger als 10.000 
Personen mit dem Hauptwohn-

sitzgemeldet sind, nicht der 
eigenständigen Kontrolle durch 
den Rechnungshof unterworfen 
sind und daher diese Gemeinde-
verbände auch keine Bekanntga-
bepflichten im Sinne des § 2 und 
des § 4 MED KV-TG haben. Trotz 
dieser Entscheidung werden aber 
von der Kommunikationsbehörde 
Austria (Strafbehörde) offenbar 
weitere Verfahren gegen Bürger-
meister von Gemeindeverbänden 
(unter 10.000 Einwohnern) ein-
geleitet, aber dann eingestellt. In 
weiteren Bescheiden wird dann 
von derselben Behörde festge-
stellt, dass diese Gemeindever-
bände  der Bekanntgabepflicht 
unterliegen. Abgesehen davon, 
dass man die Meldepflicht in 
Form einer Leermeldung mehr 
als hinterfragen kann, ist es für 
einen Bürgermeister kaum mehr 
zumutbar herauszufinden, was 
nun tatsächlich gilt. Dann aber 
ein gesetzeskonformes Verhalten 
zu verlangen ist schon schwer 
verständlich. 

Persönlicher Vorteil  
ist selten

Die aufgezeigten Fälle müssen 
von jenen unterschieden wer-
den, bei denen Bürgermeister 
Gesetze verletzen, aber einen 
persönlichen Vorteil im Blick-
winkel haben. Diese Fälle gibt 
es zwar auch, kommen jedoch 
gottseidank nur selten vor. 
Leider macht das Gesetz keinen 
Unterschied, aus welchen Moti-
ven eine Gesetzesverletzung er-
folgt. Die Bürgermeister stehen 
jedoch für einen bürgernahen 
Gesetzesvollzug und kommen 
dabei aber oft mit dem Gesetz in 
Schwierigkeiten. Dass dies dann 
vielmals nicht als Anreiz für 
dieses Amt gesehen wird, zeigen 
bereits viele Gemeinden, wo 
sich nicht mehr genügend Perso-

Maßnahmen für die Böschungssi-
cherung waren notwendig, weil in 
der Gemeinde eine ehemalige De-
ponie aufgeschüttet wurde und es 
seither zu Regenwasserüberläufen 
kam. Als die behördliche Verhand-
lung 2006 ihren Anfang nahm, war 
Grandits einfacher Gemeinderat in 
der Minderheitenfraktion. 

Erst 2010 wechselte er ins Bür-
germeisteramt und war bereits 
im Juni desselben Jahres mit 
einem Bescheid der Bezirkshaupt-
mannschaft konfrontiert. Sieben 
Maßnahmen in der Höhe von 
60.000 Euro waren gefordert. Dies 
überstieg bei weitem das Gemein-
debudget. 

„Ich habe in Anbetracht der 
finanziellen Situation unserer 
Gemeinde um Nachsicht und Auf-

schub ersucht“, schildert Grandits 
gegenüber KOMMUNAL. Die Strafe 
erfolgte dann im Mai 2013, und 
das, obwohl die Böschungsarbei-
ten für das laufende Jahr bereits 
budgetiert waren, so Grandits. 

Um seinem Anliegen auch me-
dial größere Aufmerksamkeit zu 
verschaffen, überlegte Grandits 
laut, die Ersatzfreiheitsstrafe 
anzutreten. „Nicht die Gemeinde 
wurde bestraft, sondern ich 
persönlich.  Viele Kollegen haben 
mich daraufhin angerufen und mir 
erzählt, dass ihnen bereits ähnlich 
Dinge passiert sind, dass es aber 
immer geheißen hat: ,Zahlts und 
machts kan Wirbel!’“ Schließlich 
entschied er sich aber auf Anraten 
des Rechtsberaters, die Strafe zu 
zahlen, um einer Gehaltsexekution 
zu entgehen.

Oft heißt es:  
„Zahlts und machts kan Wirbel!“

       ANDREAS GRANDITS,  

       BÜRGERMEISTER STINATZ 

        (BURGENLAND)

396 Euro zahlen oder eine Ersatzfreiheitsstrafe von 
180 Stunden antreten. So urteilte das Gericht, weil 
Andreas Grandits, Bürgermeister der burgenländi-
schen Gemeinde Stinatz, einen wasserpolizeilichen 
Auftrag der Bezirksverwaltungsbehörde in der Höhe 
von 60.000 Euro nicht umsetzte. 

Oft wird berechtigt kritisiert, dass das  
Bürgermeisteramt immer mehr Verantwortung  
und Haftung mit sich bringt.
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„Die Tafeln waren als provisorische 
Sofortmaßnahme gedacht und im 
Gemeinderat hatte keine Fraktion 
grundsätzlich was dagegen“, erin-
nert sich Visotsch-
nig im Gespräch 
mit KOMMUNAL.
Die Vizebür-
germeisterin 
zeigte ihn wegen 
Amtsmissbrauchs 
an. In erster 
Instanz wurde 
Visotschnig zu 
10.000 Euro und 
einer bedingten 
Freiheitsstrafe 
verurteilt. Nach 
der Berufung 
wurde in zweiter 
Instanz die Strafe auf 8000 Euro 
reduziert und die Freiheitsstrafe 
fallengelassen. 

„Am meisten stört mich daran, dass 
ich das Gefühl habe, dass mit mir 
ein Exempel statuiert wurde“, so Vi-
sotschnig, der im Zivilberuf Polizist 
ist und weiß, dass viele Verkehrsta-
feln ohne Verordnung stehen oder 
falsch aufgestellt sind: „Wenn man 

alle wegen Amtsmissbrauchs anzei-
gen würde, hätte man viel zu tun. 
Klar ist, hätte ich 100 Euro in die 
eigene Tasche gesteckt, wäre ich so-

fort zurückgetreten, 
aber ich habe im bes-
ten Wissen für die 
Bürger gehandelt.“

Im Gespräch mit 
KOMMUNAL ist sich 
Visotschnig bewusst, 
dass ein Bürgermeis-
ter mit seinem Beruf 
ein Risiko eingeht, 
weil er mit seinem 
privaten Vermögen 
haftet. „Grundsätz-
lich gestaltet sich 
die Rechtslage für 

uns Bürgermeister immer schwerer. 
Viele von uns kommen aus anderen 
Berufen, müssen sich aber rechtlich 
auskennen“, so Visotschnig.

Er schlägt vor, dass Gemeinden in 
rechtlichen Belangen kooperieren 
und beispielsweise einen Anwalt auf 
Honorarbasis zusammen beschäfti-
gen, um strittige Situationen vorab 
zu klären. 

„Habe im besten Wissen  
für die Bürger gehandelt“

nen für diese Funktionen bewer-
ben. Oft wird berechtigt kriti-
siert, dass das Bürgermeisteramt 
ein Amt ist, dass immer mehr 
Verantwortung und Haftung mit 
sich bringt, aber zum Teil gering 
entlohnt ist und wenig soziale 
Absicherung aufweist. 
Diesen Trend bestätigen auch 
die jüngst stattgefundenen 
Gemeinderats- und Bürgermeis-
terwahlen in Salzburg. In 30 
von 119 Gemeinden ist jeweils 
nur ein einziger Kandidat an-
getreten. Diesen Umstand hält 
auch Gemeindebund-Präsident 
Helmut Mödlhammer für de-
mokratisch nicht befriedigend. 
Ein Gegenkandidat gehört zum 
Spiel der politischen Kräfte. Den 
Grund dafür ortet er darin, „dass 
das Bürgermeisteramt kaum 
mehr vereinbar mit einem zwei-
ten Beruf ist. Als Bürgermeister 
ist man rund um die Uhr im 
Einsatz und haftet mit seinem 
Privatvermögen.“ Dazu kommt 
nun auch die strafrechtliche 
Verantwortung, mit der die 
Bürgermeister bedroht sind. Be-
zeichnenderweise sind es auch 
gerade die Bürgermeister die 
schon des öfteren strafrechtlich 
verurteilt wurden. Ob sich dies 

statistisch begründen lässt (es 
gibt natürlich mehr Bürgermeis-
ter und Bürgermeisterinnen als 
Politiker auf anderen Ebenen) 
oder aber mit der Komplexität 
der Fälle zusammen hängt, 
sei dahingestellt. Eine Geset-
zesübertretung wegen einer 
Scheinmeldung lässt sich halt 
leichter nachweisen als andere 
Sachverhalte.

Abschließend kann ich nur auf 
einen Kommentar von Harald 
Pearson in der „Krone“ vom 27. 
2. 2014 verweisen. „Leute, die 
bereit sind, Entscheidungen zu 
treffen und Verantwortung in 
der Gemeinde zu tragen, werden 
Prügel vor die Füße geworfen. 
Gesetz ist Gesetz – das muss 
auch für die Politik gelten. Aber 
Paragrafen sind nicht immer der 
Weisheit letzter Schluss.“ Dem ist 
eigentlich nichts hinzuzufügen. 

Gerhard Visotschnig wollte eigentlich nur einer Familie 
helfen, vor deren Haus es öfter zu Geschwindigkeits-
übertretungen kam. Er veranlasste, Tafeln mit  
50-km/h-Beschränkungen aufzustellen, jedoch ohne   
eine Verordnung zu haben. 

	       GERHARD VISOTSCHNIG,  

	       BÜRGERMEISTER NEUHAUS  

	       (KÄRNTEN)

Bezeichnenderweise sind es gerade die  
Bürgermeister die schon des öfteren  
strafrechtlich verurteilt wurden.
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Anfang des Jahres war die Aufregung groß, als verschiedene Medien 

berichteten, dass ein Rattenfänger nach einem Streit ums Honorar das 

Amtshaus der niederösterreichischen Gemeinde Niederhollabrunn ver-

steigern lassen wollte. Eine rechtliche Betrachtung.

Die Gemeinde hatte sich nach 
Medienberichten (siehe Faksi-
mile rechts) geweigert, den von 
ihr bestellten Kammerjäger (er 
sollte die in der Gemeinde herr-
schende Rattenplage beseitigen) 
zu bezahlen. Kostenpunkt: 
12.000 Euro.
Der Kammerjäger zog daraufhin 
vor Gericht und bekam prompt 
recht – sprich einen gültigen 
Exekutionstitel in Form eines 
Pfandrechts, das Amtshaus der 
Gemeinde sollte versteigert 
werden. Aus rechtlicher Sicht 
ist dazu anzumerken, dass die 
Gemeinde hat als selbstständi-
ger Wirtschaftskörper nach Art 
116 (2) B-VG das Recht hat, 
innerhalb der Schranken der 
allgemeinen Bundes- und Lan-
desgesetze Vermögen aller Art 
zu besitzen, zu erwerben und 
darüber zu verfügen. Die damit 
erfolgte Gleichstellung der Ge-
meinde als Vermögensträger mit 
anderen Rechtspersönlichkeiten 
spricht dafür, dass das Vermögen 
der Gemeinde grundsätzlich  
exekutions- und konkursfähig 
ist, soweit gesetzlich nicht an-
ders bestimmt ist (vgl. Neuhofer, 
Gemeinderecht Seite 483 f).
Eine grundsätzliche Exekutions-
beschränkung für das Vermögen 
der Gemeinde ergibt sich aus 
§ 15 Exekutionsordnung (EO). 
Nach § 15 EO dient die Exeku-
tion zum Zweck der Hereinbrin-
gung von Geldforderungen zur 
Befriedigung von Gläubigern 
– sofern es sich nicht um die 
Verwirklichung eines vertragli-

Eingriffe in das Gemeindevermögen gesetzlich klar geregelt

Klare Bestimmung: Exekution 
bräuchte ein o.k. des Bezirks

Hofrat i. R. Prof. Dr. 

Roman Häußl ist 

Konsulent der 

Nistelberger & Parz 

Rechtsanwälte OG

Roman Häußl

chen Pfandrechts handelt – nur 
in solche Vermögensbestandteile 
(wie zum Beispiel Baugründe) 
bewilligt werden darf, welche 
ohne Beeinträchtigung der von 
der Gemeinde zu wahrenden 
öffentlichen Interessen verwen-
det werden können. Was unter 
„öffentlichen Interessen“ zu 
verstehen ist ergibt sich aus der 
Aufgabenstellung der Gemein-
den nach Art. 118 Abs. 2 und 
Art. 116 Abs. 2 B-VG.

In solchen Fällen liegt der 
Ball beim Bezirk

Zur Abgabe der Erklärung, 
inwieweit dies auf bestimmte 
Vermögensbestandteile zutrifft, 
sind die Bezirksverwaltungs-
behörden berufen. Die nähere 
Durchführung des § 15 EO wird 
durch die Verordnung des Jus-
tizministers vom 6. Mai 1897, 
RGBl. 153, geregelt.
Die Erklärung erfolgt gem. 
§ 6 der Verordnung entweder 
auf Anfrage des Gerichts, bei 
welchem ein Exekutionsantrag 
wider einer Gemeinde gestellt 
wurde, oder auf Ansuchen der 
Gemeinde oder eines ihrer Gläu-
biger.
Exekutionsbewilligungen, die 
ohne Vorliegen einer diesbe-
züglichen Erklärung bewilligt 
werden, sind rechtswidrig und 
können mit Rekurs bekämpft 
werden.
In einer Exekution zur Verwer-
tung eines vertraglichen Pfandes 
ist § 15 EO schon nach seinem 
ausdrücklichen Wortlaut nicht 
anzuwenden (Jakusch in Angst, 
EO § 15, Rz 4).
In allen anderen Fällen entschei-
det die Bezirksverwaltungsbe-
hörde, in welche Vermögensbe-
standteile der Gemeinde Exeku-
tion geführt werden darf.

Nicht nur die Tageszeitungen  
„Kurier“ (oben) und „Heute“ (un-
ten), auch einige Internetportale 
– sogar englischsprachige Dienste 
– berichteten über die geplante 
Versteigerung des Amtshauses.
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Auch wenn in den Medien 
bereits von Nachzahlungen in 
zweistelliger Millionenhöhe an 
die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Landeskliniken die 
Rede war, erscheint die Rechts-
lage keineswegs so „simpel“, wie 
zunächst dargestellt. Vor allem 
im Hinblick auf die möglichen 
Auswirkungen bei anderen 
Gebietskörperschaften bzw. in 
anderen Bundesländern ist zu 
berücksichtigen, dass teilweise 
sehr unterschiedliche dienst-
rechtliche Voraussetzungen 
bei der Anrechnung von Vor-
dienstzeiten vorliegen.  Auch ist 
die Thematik für Bundes- und 
Landesgesetzgeber keineswegs 
„Neuland“ – aber dazu etwas 
später.
Worum ging es konkret in dem 
Salzburger Verfahren? Wie auch 
in den meisten anderen Bundes-
ländern sieht das Entlohnungs-
schema der Vertragsbedienste-
ten des Landes Salzburg eine 
Entlohnung nach Entlohnungs-
gruppen und Entlohnungsstufen 
vor. Nach jeweils zwei Jahren 
rückt der Vertragsbedienstete 
in die nächsthöhere Entloh-
nungsstufe vor, wobei für seine 
„Einreihung“ der sog. „Vorrü-
ckungsstichtag“ maßgeblich 
ist. Bei der Ermittlung dieses 
„Vorrückungsstichtages“ werden 

gem. § 54 Landes-Vertragsbe-
dienstetengesetz (L-VBG) die 
„sonstigen Dienstzeiten“ – dies 
sind in Salzburg die Zeiträume 
zwischen der Vollendung des 18. 
(bzw. beim „höheren Dienst“ des 
22.) Lebensjahres und dem Ein-
tritt in den Landesdienst – zu 60 
Prozent berücksichtigt. Nach der 
Rechtsauffassung der klagenden 
Partei wäre dies eine mittelbare 
Diskriminierung gegenüber 
jenen Dienstnehmerinnen und 
Dienstnehmern, die beim Land 
Salzburg ihre Berufslaufbahn 
begonnen hätten. Dies würde, 
so die klagende Partei,  vor 
allem Ärzte und Pflegeper-
sonal aus anderen EU- bzw. 
EWR-Staaten benachteiligen, da 
diese ihre berufliche Laufbahn 
nicht beim Land Salzburg, son-
dern bei einem anderen Dienst-
geber begonnen haben.
Im Oktober 2012 hat das Ar-
beits- und Sozialgericht Salz-
burg das Verfahren ausgesetzt 
und dem Europäischen Gerichts-
hof (EuGH) die Rechtsfrage zur 
Vorabentscheidung vorgelegt, 
ob die einschlägigen Bestim-
mungen des Europarechtes 
(Artikel 45 AEUV und Artikel 
7 Abs. 1 der EU-VO 492/2011) 
mit der nationalen Bestimmung 
der §§ 53 und 54 des Sbg L-VBG 
vereinbar sind. In seinem Urteil 
vom 5. 12. 2013, C 514/12 hat 
der Gerichtshof entschieden, 

dass „die Art. 45 AEUV und 7 
Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 
492/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
5. April 2011 über die Freizügig-
keit der Arbeitnehmer innerhalb 
der Union dahin auszulegen 
sind, dass sie einer nationalen 
Regelung entgegenstehen, nach 
der die von den Dienstneh-
mer/-innen einer Gebietskör-
perschaft ununterbrochen bei 
ihr zurückgelegten Dienstzeiten 
bei der Ermittlung des Stichtags 
für die Vorrückung in höhere 
Entlohnungsstufen in vollem 
Ausmaß, alle anderen Dienst-
zeiten dagegen nur teilweise 
berücksichtigt werden“. 
Die Entscheidung des Arbeits- 
und Sozialgerichtes, wonach die 
im EU- bzw. EWR-Raum zurück-
gelegten berufseinschlägigen 
Vordienstzeiten bei der Ermitt-
lung des Vorrückungsstichtages 
zu 100 Prozent angerechnet 
werden müssen, war auf Grund 
der Bindungswirkung an das zit. 
EuGH-Urteil damit eigentlich 
nur noch „Formsache“.

Weitere Urteile sind zu 
erwarten

Die Entscheidung des EuGH 
vom Oktober 2012 war weder 
die erste Entscheidung des 
Höchstgerichtes, die sich mit 
dem österreichischen Dienst-
recht bzw. öffentlichen Besol-
dungsrecht von Bund, Ländern 
und Gemeinden beschäftigt, 

Vordienstzeiten-Urteil: EuGH „kippt“ Salzburger Landesmodell

Auswirkungen auf öffentliche 
Budgets können dramatisch sein

Martin Huber

Die Entscheidung des EuGH vom 5. Dezember 2013 bzw. des Salzburger 

Arbeits- und Sozialgerichtes vom 27. Jänner 2014 hat das Land Salzburg 

als Dienstgeber und Gesetzgeber massiv unter Handlungsdruck ge-

bracht. Ob und welche Folgewirkungen für die Landesbediensteten 

sowie die Bediensteten anderer Gebietskörperschaften (und damit 

auch der Gemeinden) zu erwarten sind, steht angesichts der 

komplexen Rechtslage noch lange nicht fest.

Dr. Martin Huber

ist Landesgeschäfts -

führer des 

Salzburger

Gemeindebundes

und lehrt am

Technikum Kärnten

Nach der Rechtsauffassung der 
klagenden Partei würden 
durch den „Vorrückungsstichtag“ 
gem. § 54 (Salzburger) Landes-Ver-
tragsbedienstetengesetz (L-VBG)  vor 
allem Ärzte und Pflegepersonal aus 
anderen EU- bzw. EWR-Staaten be-
nachteiligt werden, da diese ihre 
berufliche Laufbahn nicht beim Land 
Salzburg, sondern bei einem anderen 
Dienstgeber begonnen haben.

Fo
to

: i
St

oc
k/

di
gi

ta
ls

ki
lle

t

KOMMUNAL 04 | 201416



RECHT & VERWALTUNG

noch wird dies – angesichts des 
Umstandes, dass dem EuGH 
derzeit zumindest zwei konkrete 
weitere Vorabentscheidungs-
ansuchen vorliegen – die letzte 
sein. Ob diese Entwicklung auch 
langfristig einen Vorteil für die 
Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer der öffentlich-recht-
lichen Körperschaften bringt 
oder nur einige Gewinner und 
viele Verlierer mit sich bringen 
wird, bleibt offen. Der spontane 
„Jubel“ einzelner Dienstneh-
mer bzw. deren Vertretung ist 
angesichts des gewonnenen 
Rechtsstreits zwar verständ-
lich, dennoch: die Annahme, 
dass derartige Entscheidungen 
ausschließlich positive Kon-
sequenzen haben werden, ist 
keineswegs zu erwarten.  Auch 
wenn das Land Salzburg als un-
mittelbar von der Entscheidung 
betroffene Gebietskörperschaft 
rasch eine gesetzliche Änderung 
des Dienstrechts vornehmen 
muss, bedeutet dies nicht, dass 
dies „automatisch“ zu einer 
gehaltsrechtlichen Verbesserung 
„auf breiter Ebene“ führt – vor 
allem nicht für die kommenden 
Mitarbeitergenerationen. 
Der EuGH hat in seiner Ent-
scheidung vom Oktober 2012 
festgehalten, dass es dem nati-
onalen Gesetzgeber offensteht, 

100-prozentige Anrechnung 
der nur mehr berufsrelevanten 
Vordienstzeiten vorsieht, mehr 
profitieren würden, bleibt da-
hingestellt.
Bereits drei Jahre zuvor hat der 
EuGH mit seiner Entscheidung 
vom 18. Juni 2009, C 88/08, 
Fall „Hütter“ die in den meisten 
Bundesländern Österreichs 
nach wie vor übliche Vordienst-
zeitenregelung erheblich beein-
flusst. Im zit. Erkenntnis ging 
es um die Berücksichtigung von 
Vordienstzeiten, die vor dem 
18. Lebensjahr liegen.  Laut der 
Rechtsmeinung des EuGH wäre 
damit eine dem Unionsrecht 
widersprechende  Diskriminie-
rung wegen Alters verbunden. 
Die Reaktion der gesetzgeben-
den Körperschaften erfolgte 
in durchaus unterschiedlicher 
Form:  die Lösung des Bundes 
bestand beispielsweise – verein-
facht dargestellt – für im Dienst-
stand befindliche Mitarbeiter 
darin, dass zwar auf Antrag Vor-
dienstzeiten vor Vollendung des 
18. Lebensjahres angerechnet 
werden (ca. drei anrechenbare 
Jahre) – gleichzeitig wurde 
aber bestimmt, dass bei den 
Bediensteten, die einen Antrag 
auf Berücksichtigung dieser 
Vordienstzeiten eingebracht 
haben („Optanten“), der – für 
die Vorrückung von der ersten 
in die zweite Gehaltsstufe erfor-

derliche – Zeitraum nicht mit 
zwei, sondern mit fünf Jah-
ren festgelegt wird. Zwi-
schenzeitlich wurde seitens 
des Verwaltungsgerichtsho-
fes auch diese gesetzliche 

Bestimmung 
im Rahmen 

„nichtdiskriminierende Kriterien 
für die Bewertung der Dauer der 
für die Vorrückung in höhere 
Entlohnungsstufen relevanten 
Berufserfahrung“ festzulegen 
(RZ 44, EuGH 5.12.2013, C 
514/12). Umkehrschluss: die 

neuen Regelungen dürfen zwar 
keine mittelbar oder unmit-
telbar diskriminierenden bzw. 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
i. S. des EU-Rechtes entge-
genstehende Bestimmungen 
enthalten; dem Gesetzgeber un-
benommen hingegen ist es, sehr 
präzise zu definieren, was unter 
„berufsrelevanten“ Vordienstzei-
ten zu verstehen ist. Auch wenn 
es sich – wie im konkreten Fall 
– „nur“ um eine 60-prozentige 
Anrechnung der Vordienstzeiten 
handelt, so war nach der bishe-
rigen Definition in § 54 L-VBG 
der gesamte Zeitraum zwischen 
dem 18. bzw. 22. Lebensjahr 
und dem Eintritt beim öffent-
lich-rechtlichen Dienstgeber 
erfasst – unabhängig ob berufs-

relevant oder nicht. 
Ob die Dienstneh-

mer von  einer 
Regelung, die 
eine 

Ob die Dienstnehmer von  einer Regelung, die 
eine 100prozentige Anrechnung der nur mehr 
berufsrelevanten Vordienstzeiten vorsieht, 
mehr profitieren würden, bleibt dahingestellt.
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Im Jänner dieses Jahres nahm 
das Europäische Parlament, 
nach Evaluierung der derzeiti-
gen Vergabe-RL und mehrjähri-
gen Verhandlungen, insgesamt 
drei neue Richtlinien an: die 
„klassische” Vergaberichtlinie 
(bisher RL 2004/18/EG), die 
Richtlinie für Sektorenvergaben 
(bisher RL 2004/17/EG) und 
die Konzessionsrichtlinie (kein 
Vorgänger). Das Ziel der gegen-
ständlichen (Total-)Revision 
der bestehenden EU-Vergabe-RL 
ist – vereinfacht gesagt – die Er-
möglichung eines effizienteren 
Einsatzes öffentlicher Gelder 
bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge. 
(Kommunale) Auftraggeber 
forderten und erwarteten 
daher insbesondere eine Ver-
einfachung der Regelungen 
(etwa weniger und flexiblere 
Verfahren), eine Verschlankung 
und einen Abbau der (forma-
len) Vergaberechtsregeln, eine 
Stärkung und Erweiterung der 
Handlungsspielräume für Auf-
traggeber sowie eine verstärkte 
Rücksichtnahme auf die kom-
munalen Strukturen und Orga-
nisationen, um im Ergebnis eine 

Folgen der neuen Vergabe  richtlinien für die kommunale Beschaffungspraxis

Komplexer  und  umfangreicher, 
aber auch    mehr  Flexibilität

Johannes Stalzer
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eines Vorabentscheidungsver-
fahrens dem EuGH vorgelegt 
(VwGH vom 16.09.2013, Z. 
2013/12/0076). Dieser hat sich 
jetzt neuerlich mit dem Vor-
dienstzeitenrecht in Österreich 
zu befassen – konkret eben mit 
der Frage, ob diejenigen Be-
amten, die in das neue System 
optieren und damit einen diskri-
minierungsfrei errechneten Vor-
rückungsstichtag erlangen, im 
„Neusystem“ eine langsamere 
Vorrückung akzeptieren müssen. 

Das Dienstrecht kommt 
nicht zur Ruhe

Das öffentliche Dienst- und 
Besoldungsrecht hat viele 
Jahrzehnte ein hohes Maß an 
Beständigkeit und Rechtssi-
cherheit halten können – diese 
Zeiten sind offenkundig vorbei. 
Jede neue Entscheidung, durch 
die grundlegende Elemente des 
bestehenden Systems in Frage 
gestellt werden, erfordert in-
zwischen fast im Jahresabstand 
nicht nur das „Nachziehen“ der 
jeweils zuständigen bzw. betrof-
fenen Bundes- und Landesge-

setzgeber, sondern auch einen 
enormen administrativen Auf-
wand in der Vollziehung – von 
der damit verbundenen Rechts-
unsicherheit ganz zu schweigen. 
Fakt ist: Das Dienstrecht kommt 
nicht mehr zur Ruhe. Mit dem 
Hin- und Her-„Gezerre“ dieser 
Rechtsmaterie entstehen immer 
größere „Erosionen“, die das 
gesamte öffentliche Dienstrecht 
zunehmend in Frage stellen 
werden – ob diese Entwicklung 
im Sinne der Dienstnehmer ist, 
ist mehr als fraglich.
Erste Schätzungen für die Um-
setzung der neuen Rechtslage 
im Salzburger Landesdienst 
gehen von deutlich mehr als 20 
Millionen Euro an Mehrkosten 
aus. Weder das Bundesland 

Salzburg, noch dessen Kliniken, 
können sich derzeit über ein 
„sonnendurchflutetes“ Budget 
freuen. In Verbindung mit dem 
Kostendämpfungspfad, der auf 
Grund der stabilitätsorientierten 
Haushaltspolitik für Bund und 
Länder im Gesundheitsbereich 
bis 2016 vorgegeben ist, ent-
stehen Herausforderungen, die 
für das Land Salzburg sowie die 
anderen Rechtsträger im Spitals-
bereich nur sehr mühevoll zu 
bewältigen sind. Wer davon aus-
geht, dass der zusätzliche Spar-
zwang an den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Landes 
bzw. der Landeskliniken in den 
kommenden Jahren spurlos vo-
rübergehen wird, ist um seinen 
Optimismus zu beneiden.
Schließlich wurde mit der 
Entscheidung – über den Kreis 
der Landesbediensteten hinaus 
– eine Vielzahl von ungelösten 
Fragen für die öffentlich-recht-
lichen Dienstgeber und Dienst-
nehmer aufgeworfen und hat 
auch klar zu hinterfragende 
Erwartungshaltungen geweckt 
(an die Reaktion des Bundesge-
setzgebers im Fall „Hütter“  

wird erinnert –  
sogar wenn die 
„Bundeslösung“ 
neuerlich vor dem 
EuGH „scheitern“ 
sollte, wird es dem 
Bundesgesetzgeber 
nicht an Kreativität 
fehlen, um andere 
Wege und Möglich-
keiten zur 
Lösung dieser 
Frage zu suchen). 

Fazit
Zusammenfassend: die Ent-
scheidung des EuGH bzw. des 
Arbeits- und Sozialgerichtes 
Salzburg betr. die Anrechnung 
der Vordienstzeiten mag für 
einzelne Gruppen von Dienst-
nehmern (insbesondere Ärzte 
und Pflegepersonal aus dem 
EU- bzw. EWR-Raum mit ein-
schlägigen Vordienstzeiten)   
begrüßenswert erscheinen. Eine 
realistische Betrachtung der 
mittel- und langfristigen Folgen 
für das öffentliche Dienstrecht 
insgesamt – und damit für die 
große Breite der Dienstneh-
merinnen und Dienstnehmer 
– fällt deutlich weniger eupho-
risch aus. 

Die Entscheidung betreffend die Anrechnung der 
Vordienstzeiten mag für einzelne Gruppen von 
Dienstnehmern begrüßenswert erscheinen. Eine 
realistische Betrachtung der mittel- und lang-
fristigen Folgen für das öffentliche Dienstrecht 
insgesamt fällt deutlich weniger euphorisch aus. 
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Folgen der neuen Vergabe  richtlinien für die kommunale Beschaffungspraxis

Komplexer  und  umfangreicher, 
aber auch    mehr  Flexibilität

(für alle Beteiligten) effizientere 
und wirtschaftlichere Vergabe-
praxis zu ermöglichen. 
Das insgesamt über 1200 Seiten 
starke Richtlinienpaket enthält 
ein Bündel an Reformmaßnah-
men. Dazu zählen etwa die 
Überarbeitung der Ausschluss- 
und Zuschlagskriterien, die Ein-
führung neuer Verfahrensarten, 
die verstärkte Berücksichtigung 
gesellschaftlicher und strategi-
scher Ziele, neue Ausnahmere-
gelungen, neue Regelungen zum 
Nachweis der Bietereignung 
oder Regelungen zur Modifi-
kation bestehender Verträge 
und der ausschreibungsfreien 
Inhouse-Vergabe. 
Vorweg kann jedoch bereits 
eines festgestellt werden: Mit 
drei (statt bisher zwei) RL, 
insgesamt über 250 (statt bisher 
unter 160) Artikeln wird das 
Vergaberecht jedenfalls nicht 
übersichtlicher oder kürzer, son-
dern komplexer und umfang- 
reicher. 

Änderungen aus Sicht der 
Beschaffungspraxis

Aus Sicht der kommunalen Be-
schaffungspraxis sind insbeson-
dere die folgenden Neuerungen 
interessant:

•	 1. Kürzere Vergabeverfahren 
Der naturgemäß einfachste Weg 
zur Kürzung der Verfahrens-
dauer ist eine Herabsetzung der 
Mindestfristen zur Legung eines 
Teilnahmeantrags oder eines 
Angebots. Diese Möglichkeit hat 
auch die Europäische Kommis-
sion genutzt, um Verfahren zu 
beschleunigen und effizienter zu 
machen, und hat die Mindest-
fristen um etwa 1/3 reduziert. 
Diese Fristen sind jedoch nicht 
als „Persilscheine“ zu verstehen, 
sondern es bedarf bei der Fest-
legung der Fristen durch den 
Auftraggeber stets einer Berück-
sichtigung der Komplexität des 
Auftragsgegenstandes und der 
sich daraus ergebenden erfor-
derlichen Zeit zur Angebots- 
erstellung für Bieter. 

•	 2. Verfahrensvereinfa-
chungen für Gemeinden 

Für Gemeinden als sogenannte 
„subzentrale“ öffentliche Auf-
traggeber bringen die neuen 
Vergaberichtlinien besondere 
Verfahrensvereinfachungen, die 
zentralen Regierungsbehörden 
(Arsenal, BBG, BKA, BRZ und 
Bundesministerien) verwehrt 
sind. Wenn eine Gemeinde etwa 
als „Aufruf zum Wettbewerb“ 
konkrete Vorinformationen 

veröffentlicht hat, bedarf es vor 
Einleitung des Vergabeverfah-
rens künftig keiner separaten 
Auftragsbekanntmachung mehr. 
Darüber hinaus sind Gemeinden 
(wie auch andere subzentrale 
öffentliche Auftraggeber) bei 
der Festlegung der Angebotsfrist 
im Verhandlungsverfahren und 
im nicht offenen Verfahren fle-
xibler, da sie die Fristen mit den 
ausgewählten Bewerbern ein-
vernehmlich festlegen können, 
wobei eine solche „einvernehm-
liche“ Fristsetzung erst im Zug 
der ersten Verhandlungsrunde 
sinnvoll und praktikabel sein 
wird.

•	 3. Erweiterter Spielraum für 
die (vergabefreie) interkom-
munale Zusammenarbeit 

Die kommunale Kooperation 
– sei es auf Basis vertraglicher 
Vereinbarungen, durch Grün-
dung gemeinsamer Kapitalge-
sellschaften oder den Eintritt 
in Verbandsstrukturen – ist 
ein wichtiges Instrument der 
Gemeinden zur Besorgung 
der eigenen und übertrage-
nen Aufgaben. Die neuen RL 
bringen einerseits Klarheit zur 
„vergabefreien“ Zulässigkeit 
der verschiedenen Formen der 
interkommunalen Kooperation 

Eines kann jetzt 
schon festgestellt 
werden: Mit 
drei (statt bisher 
zwei) Richtlinien 
und insgesamt 
über 250 (statt 
bisher unter 160) 
Artikeln wird das 
Vergaberecht 
jedenfalls nicht 
übersichtlicher 
oder kürzer, son-
dern komplexer 
und umfangrei-
cher. 

Die neuen Vergabe-RL sollen endlich die – insbesondere auf  kommu-

naler Ebene schon seit langem geforderte – spürbare Vereinfachung 

der „Vergaberegeln“ bringen. Ist nun tatsächlich die erhoffte Erleich-

terung für Gemeinden zu erwarten und von welchen Neuerungen 

profitieren kleinere und mittlere Auftraggeber am meisten? 
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sel bei Schönherr 

Rechtsanwälte

und erweitern andererseits den 
Gestaltungsspielraum für Ge 
meinden bei der Strukturierung 
von Kooperationsmodellen:
Für eine Gemeinde ist etwa zu-
künftig die (vergaberechtsfreie) 
Beauftragung einer Gesellschaft 
mit der Erbringung von Liefer-, 
Bau oder Dienstleitungen zuläs-
sig, sofern die zu beauftragende 
Gesellschaft unter deren allei-
niger – oder etwa mit anderen 
Gemeinden gemeinsamer – Kon-
trolle steht und die Gesellschaft 
mehr als 80% ihrer Tätigkeiten 
für die kontrollierende(n) Ge-
meinde(n) erbringt (somit mit 
anderen – privaten – Vertrags-
partnern nicht mehr als 20% 
Umsatz macht). Auch eine – und 
das ist neu – indirekte private 
Beteiligung oder (sogar) eine 
direkte private Beteiligung an 
der „auftragsausführenden“ Ge-
sellschaft ist zulässig: letzteres 
jedoch nur, sofern eine private 
Beteiligung nach dem jewei-
ligen Landesrecht gesetzlich 
ausdrücklich gefordert ist. 
Gelockert wurden zudem die 
Anforderungen an horizontale 
Verwaltungskooperationen, wie 
beispielsweise öffentlich-recht-
liche Kooperationsformen 
(Gemeindeverbände) oder 
insbesondere privatrechtliche 
Kooperationsvereinbarungen 
zur Besorgung der kommunalen 
Daseinsvorsorge: Eine Vereinba-
rung zwischen zwei oder meh-
reren Gemeinden (oder anderen 
öffentlichen Auftraggebern) mit 
dem Ziel, dafür Sorge zu tragen, 
dass eine von ihnen zu erbrin-
gende Dienstleistung (egal ob 
freiwillig oder gesetzlich) im 
Hinblick auf die Erreichung ge-
meinsamer Ziele erbracht wird 
und der ausschließlich Über-
legungen im Zusammenhang 
mit dem öffentlichen Interesse 
zugrunde liegen, unterliegt 
nicht dem Vergaberecht, sofern 
die beteiligten Auftraggeber auf 
dem offenen Markt weniger als 
20% der durch die Zusammen-
arbeit erfassten Tätigkeiten aus-
führen (z. B. Umsatz). Für einen 
vergabefreien Abschluss solcher 
Vereinbarungen ist es hingegen 
weder erforderlich, dass die 
von den beteiligten Gemeinden 
erbrachten Leistungen identisch 
sind, noch müssen alle Betei-
ligten wesentliche vertragliche 
Verpflichtungen erfüllen. 

•	 4. Zuerst e-Kommunikation, 
dann e-Angebotsabgabe

Geht es nach der Europäischen 
Kommission, soll die Nutzung 
moderner (EDV-gestützter) Infor-
mationstechnik möglichst rasch 
zum Standard für Kommunika-
tion und Informationsaustausch 
in Vergabeverfahren werden. 
Für (kommunale) Auftraggeber 
bedeutet dies, dass ab Imple-
mentierung der neuen Vergabe-
richtlinien (somit ab Frühjahr 
2016) die elektronische Über-
mittlung von Bekanntmachun-
gen sowie die elektronische 
Verfügbarkeit der Ausschrei-
bungsunterlagen – und damit 
auch das Bestehen entsprechend 
sicherer, geschützter und all-

gemein verfügbarer Datei- und 
Übertragungsformate – gewähr-
leistet sein muss. 
Doch dies ist nur der erste 
Schritt. Nach 30 Monaten hat die 
Kommunikation in allen Verfah-
rensschritten ausschließlich elek-
tronisch zur erfolgen. In anderen 
Worten: Ab Herbst 2018 müssen 
Auftraggeber und Bieter über die 
entsprechenden Hard- und Soft-
warelösungen verfügen, um die 
komplette Korrespondenz –  
somit insbesondere auch die elek- 
tronische Übermittlung und Ein-
reichung von Teilnahmeanträgen 
und Angeboten („e-Submission“) 
– elektronisch abwickeln zu 
können. Das ist bei denjenigen 
Auftraggebern oder Bietern un-
problematisch, die hinreichend 
oft solche Verfahren durchführen 
oder sich daran beteiligen. Dies 
gilt tendenziell für große Orga-
nisationen (Ministerien, große 
ausgegliederte Rechtsträger oder 
zentrale Beschaffungsstellen), 
die dadurch begünstigt wer-
den. Kleinere Gemeinden oder 
Gemeindeverbände stellt dies 
jedoch vor erhebliche finanzielle 
wie auch strukturelle Herausfor-
derungen. Hinzu kommt, dass 
bisweilen die dafür erforderli-
chen einheitlichen bzw. aufein-
ander abgestimmten technischen 

Lösungen weder auf EU-Ebene 
noch in den Mitgliedstaaten auf 
Seiten der Auftraggeber und Auf-
tragnehmer vorhanden sind.

Zusammenfassung und 
Ausblick auf Teil 2

Mit der Verkürzung der Verfah-
rensfristen und den vereinfach-
ten Bekanntmachungsmodalitä-
ten bekommen Gemeinden und 
Gemeindeverbände die erhofften 
Instrumente, um Beschaffungs-
vorhaben vor allem schneller 
durchzuführen, und gewinnen 
damit weiter Flexibilität. Denn 
in der Praxis lassen sich viele 
Beschaffungsvorhaben nicht 
von langer Hand planen und bei 
Vorliegen des entsprechenden 
Einvernehmens mit den betei-
ligten Unternehmen ist hier ein 
erheblicher Zeitgewinn möglich. 
Mit den neuen Regelungen zur 
(vergabefreien) Inhouse-Vergabe 
sowie zur Verwaltungskoopera-
tion wird nicht nur (erfreulicher-
weise) Licht in den bisherigen 
„Dschungel“ der einschlägigen 
vergaberechtlichen Rechtspraxis 
gebracht, sondern werden auch 
die Gestaltungsmöglichkeiten für 
Gemeinden zur (ausschreibungs-
freien) Besorgung kommunaler 
Aufgaben erheblich erweitert. 
Hinsichtlich der zu imple-
mentierenden elektronischen 
Kommunikationssysteme 
kann „zunächst“ Entwarnung 
gegeben werden, da für die 
Umstellung noch etwa 3,5 Jahre 
Zeit bleiben. Zeit genug, um 
zu beobachten, welche Stan-
dards sich (etwa bei zentralen 
Beschaffungsstellen) pro futuro 
durchsetzen, um später auf 
bewährte Systeme zurückzugrei-
fen zu können. Die erleichterten 
Bekanntmachungsmodalitäten 
für subzentrale (und damit 
insb. kommunale) Auftragge-
ber, die neuen und erweiterten 
Möglichkeiten für vergabefreie 
Inhouse-Vergaben und Verwal-
tungskooperationen sowie die 
zukünftige elektronische Verfah-
rensabwicklung vorgestellt.
Die Reform der Eignungsprü-
fung, das neuen Regime zur 
(ausschreibungsfreien) Än-
derung bestehender Verträge 
sowie die Regelungen zur 
Bündelung regionaler Beschaf-
fungsvorhaben werden in Teil 2 
dieses Beitrags vorgestellt. 

Mit den neuen Regelungen zur ... Inhouse-
Vergabe ... werden auch die Gestaltungsmög-
lichkeiten für Gemeinden zur (ausschreibungs-
freien) Besorgung kommunaler Aufgaben 
erheblich erweitert. 
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Gemäß § 42b Abs. 2 Urheber-
rechtsgesetz ist für ein Verviel-
fältigungsgerät (Multifunkti-
onsgerät, Drucker, Kopierer), 
welches entgeltlich in den 
Verkehr gebracht wird, eine 
Gerätevergütung zu bezahlen. 
Diese Gerätevergütung ist stets 
im Kaufpreis, in der Leasingrate 
oder Miete inkludiert.
Zusätzlich ist der Betreiber von 
Vervielfältigungsgeräten, die in 
Schulen betrieben werden, ver-
pflichtet, eine Betreibervergü-
tung (Reprographie-Vergütung) 
an die für die Einhebung der 
Vergütung zuständigen Verwer-
tungsgesellschaften zu entrich-
ten. Betreiber dieser Geräte im 
Sinne des Urheberrechtsgesetzes 
sind die Schulerhalter, im 
Pflichtschulbereich daher die 
Gemeinden.
Bereits Anfang des Jahres 2013 
sind die Verwertungsgesellschaf-
ten „Literar Mechana“ und die 
„Bildrecht GmbH Gesellschaft 
zur Wahrnehmung visueller 
Rechte“ (zuvor: „VBK Verwer-
tungsgesellschaft bildende 
Kunst, Fotografie, Choreogra-
fie“) an alle Bundesländer, an 
den Österreichischen Gemein-
debund und an den Österreichi-
schen Städtebund herangetre-
ten, um über das Zustandekom-
men eines Pauschalvertrages 
gemeinsame Verhandlungen zu 
führen. 
Im Juni 2013 konnte ein Ergeb-
nis über die Höhe der Vergütung 
erzielt werden. Demnach wurde 
ein Pauschalbetrag in Höhe von 

Euro 0,465 je Schüler/Schülerin 
und Schuljahr zuzüglich 20 
Prozent USt. vereinbart. Die 
Zahlung ist rückwirkend (ledig-
lich) für die letzten drei Schul-
jahre, daher ab dem Schuljahr 
2010/2011 zu leisten. 
Strittig blieb bis zuletzt, wann 
die ebenso festgelegte Wert-
sicherung erstmalig erfolgen 
wird. Letztlich konnte Einigung 
dahingehend erzielt werden, 
dass zwar die erstmalige 
Valorisierung bereits für das 
Schuljahr 2013/2014 stattfindet 
(Verbraucherpreisindex 2005; 

Vergleichsmonat Oktober 2012), 
jedoch ein Sonderrabatt ge-
währt wird, der der Hälfte der 
Wertsicherung für das Schuljahr 
2013/2014 entspricht. 
Da an einer grundsätzlichen 
Vergütungspflicht für das Ver-
vielfältigen urheberrechtlich 
geschützter Werke mittels 
Kopierer und sonstiger Gerät-
schaften in Schulen nicht zu 
zweifeln ist und das erzielte 
Ergebnis – auch im Vergleich zu 
den Beträgen, die der Bund oder 
die Privatschulerhalter leisten 
– durchwegs zufriedenstellend 
ist, rät der Österreichische 
Gemeindebund zur Annahme 
dieses Verhandlungsergebnisses 
durch Zahlung der in Rechnung 
gestellten Betreibervergütung.
Die Einhebung der Vergütung 
erfolgt wie bereits bei der 
Vergütung der Aufführung von 
urheberrechtlich geschütztem 
Filmmaterial an Schulen über 
die Länder, sohin in fast allen 
Bundesländern im Wege der 
Landes-Medienbildstellen. Die 
Bundesländer haben sich daher 
in den Verträgen bereit erklärt, 

für die Verwertungsgesellschaf-
ten gegenüber den Schulerhal-
tern aller Pflichtschulen das 
Inkasso zu übernehmen.
Hinzuweisen ist darauf, dass 
das jeweilige Bundesland ver-
pflichtet ist, bei Zahlungsver-
weigerung oder Zahlungsverzug 
die Daten des Schulerhalters 
und die Anzahl der Schüler 
zum Stichtag 15. Oktober des 
jeweiligen Jahres an die Literar 
Mechana weiterzuleiten, die das 
weitere Inkasso übernimmt bzw. 
die aushaftende Summe auch 
einklagen kann.

Reprografievergütung: Vergütungsbetrag endgültig fixiert

Gemeindebund rät zu Annahme
des Verhandlungsergebnisses

Mag. Bernhard 

Haubenberger 

ist Jurist im 

Österreichischen 

Gemeindebund

Bernhard Haubenberger

Schulerhalter müssen für das Vervielfältigen urheberrechtlich ge-

schützter Werke in Schulen neben der eigentlichen Gerätevergütung 

auch eine sogenannte Betreibervergütung zahlen. Die Höhe dieser Ver-

einbarung wie auch dessen Wertsicherung war bis zuletzt offen. 

Die Einhebung der Vergütung 
 erfolgt über die Länder.
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GEMEINDEBUND

Maria, 22 Jahre, lebt in einer 
700-Einwohner-Gemeinde 
irgendwo in Österreich. Seit 
Kurzem hat sie einen Job; nicht 
genau das, wovon sie geträumt 
hat, aber dennoch ganz in 
Ordnung. Ihr Arbeitsplatz ist 16 
Kilometer von ihrem Zuhause 
entfernt. Das ist nicht viel, wenn 
man mit dem Auto fährt. Aber es 
ist eine kleine Weltreise, wenn 
man auf die öffentlichen Ver-
kehrsmittel zurückgreift. Drei-
mal umsteigen, mit Wartezeiten 
jeweils eineinhalb Stunden 
Wegzeit … wenn alles pünktlich 
kommt.

Mikro-ÖV-Systeme im 
ländlichen Raum 

So wie Maria geht es vielen Bür-
gerinnen und Bürgern, die nicht 
an einem Verkehrsknotenpunkt 
angesiedelt sind. Der „Kommu-
nale Dialog“ am 18. Februar 
widmete sich dem Thema 
„Mikro-ÖV-Systeme im länd-
lichen Raum“ (ÖV steht für 
öffentlicher Verkehr, Anm.). Also 
kleinräumige und flexible Mobi-
litätsangebote, die sich als Alter-
native zum motorisierten Indi-

vidualverkehr anbieten, indem 
sie vorhandene Defizite in der 
regionalen Mobilitätsversorgung 
ausgleichen und ein bedarfs- 
orientiertes Mobilitätsangebot 
bereitstellen. Mikro-ÖV-Systeme 
sollen dabei keine Konkurrenz 
oder gar Ersatz zu vorhandenem 
öffentlichen Verkehr sein, son-
dern Lücken schließen bzw. die 
„letzte Meile“ des öffentlichen 
Verkehrs abdecken.
„Ein nutzerorientiertes Verkehrs- 
angebot ist wesentlich für die 
Anbindung der Regionen an die 
Zentren. Gleichzeitig ist es ein 
Beitrag, um die Attraktivität der 

Regionen als Lebensraum zu 
erweitern“, so Kommunalkre-
dit-Boss Mag. Alois Steinbichler 
im Rahmen seiner Begrü-
ßungsworte als Hausherr und 
Initiator der Veranstaltungsreihe 
„Kommunaler Dialog“. „Grund-
problem ist, dass viele Gemein-
den von der Ausdünnung des 
öffentlichen Verkehrs betroffen 
sind“, ergänzte Moderator und 
GSV-Generalsekretär DI Mario 
Rohracher. 

Vorbildregion  
Süd-Ost-Steiermark

Dass dies nicht immer der Fall 
sein muss, skizzierte Alexander 
Stiasny, Gründer und Geschäfts-
führer von ISTmobil, in seinem 
Impulsreferat. „Unser Mobilitäts-
konzept greift. Innerhalb einer 
definierten Region mit ähnlichen 
Mobilitätsbedürfnissen ist es 
uns in der Süd-Ost-Steiermark 
gelungen, den Anschluss an 
den höherrangigen öffentlichen 

Öffis im öffentlichen Raum – wie können sie wettbewerbsfähig werden?

Es geht um die Anbindung der 
Gemeinden an die Zentren
Wer nicht an einem Verkehrsknotenpunkt angesiedelt ist, muss oft  

lange Wege zum Arbeitsplatz in Kauf nehmen. Welche verkehrspoliti-

schen Herausforderungen die Gemeinden zu meistern haben und  

welche Maßnahmen gesetzt werden können, diesem Thema widmete 

sich der „Kommunale Dialog“.

Über verkehrspolitische Herausforderungen diskutierten Peter Zinggl (Verkehrskoordinator Land 
Burgenland), Franz Schwammenhöfer (BMVIT), Christian Eder (ÖBB-Postbus), Ute Estermann 
(SCHIG), Alexander Fürdös (mÖVe), Mario Rohracher (GSV), Alexander Stiasny (ISTmobil).
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GEMEINDEBUND

Verkehr zu gewährleisten.“ 14 
Gemeinden im Vollbetrieb wur-
den zusammengeschlossen, vier 
Verkehrsunternehmen eingebun-
den, mehr als 370 Haltepunkte/
Stationen definiert; zudem ist 
die Mobilität innerhalb von 30 
Minuten ab Anruf garantiert. Mit 
einer Karte und einer Telefon-
nummer kann man durch das 
ganze definierte Gebiet reisen 
– einfach, rasch, unkompliziert. 
„Und die Wertschöpfung bleibt 
in der Region.“ Der Erfolg gibt 
ihm recht: In sieben Monaten 
Beobachtungszeitraum wurden 
im Schnitt 41 Fahrten pro Tag ab-
solviert, 7,3 Kilometer pro Fahrt 
zurückgelegt und 4,7 Personen 
pro Fahrt transportiert. 

Rahmenbedingungen für 
kleinräumige Mobilitäts-
konzepte

Eine Zahl, die auch bei Ing. Mag. 
Christian Eder aufhorchen ließ. 
„So viele Personen haben wir 
zum Teil nicht einmal in unseren 
Bussen“, so der Geschäftsführer 
der ÖBB-Postbus GmbH. „Wobei 
unsere Busse immer auf den 
Spitzenwert ausgerichtet sind“, 
ergänzte Eder sogleich. 
Will heißen: Zu den Stoßzeiten 
ist der Bus gerammelt voll, unter 
Tags verlieren sich zum Teil nur 
wenige Personen. Es sei aber 
wirtschaftlich undenkbar, den 
Fuhrpark zu erweitern und je 
nach Auslastungszeit große und 
kleinere Busse einzusetzen.
DI Alexander Fürdös, mÖVe 
Mikro-ÖV-Entwicklung, berät 
Gemeinden bei Mikro-ÖV-Lösun-
gen. „Für einzelne Gemeinden 
ist eine Realisierung oft nicht 
machbar. Jede hat andere 
Voraussetzungen, im Planungs-
prozess muss man Bottom-up 
vorgehen, also von der kleinsten 
Ebene zur Großansicht kom-
men. In diesem Zusammenhang 
bevorzuge ich auch den in Skan-
dinavien propagierten Terminus 
‚collective traffic‘. Denn diese Art 

der Raumplanung ist eigentlich 
eine Gesellschaftsplanung.“
DI Franz Schwammenhöfer, 
Leiter Gesamtverkehr im BMVIT, 
knüpfte hier an: „In Skandina-
vien ist Mikro-ÖV Teil der Kom-
mune, Teil des Zusammenhalts. 
In Deutschland ist der Bürgerbus 
im Einsatz.“ Es gäbe aber auch 
Ortskerne, die so klein sind, dass 
sie aus dem System rausfallen.
Dieser Meinung schloss sich 
auch Mag. Peter Zinggl, LL. M., 
Verkehrskoordinator des Landes 
Burgenland, an. „Derlei Systeme 
tragen sich nicht selbst. Aber aus 
der Bottom-up-Strategie können 
möglichst effiziente Systeme 
eingeführt werden. Allein im 
Burgenland gibt es gegenwärtig 
neun Gemeindebussysteme, wo-
bei diese rund um die Ballungs-
zentren natürlich wesentlich 
ausgeprägter sind.“
Ein Problemfeld, dies zeigte sich 
auch an den zahlreichen Wort-
meldungen aus dem Publikum 
– Vertreter von Bund, Ländern, 
Gemeinden, öffentlichen Ver-
kehrsanbietern und privaten 
Initiatoren –, sei die oftmals 
fehlende rechtliche Basis. So 
wirft ein regelmäßiger Busver-
kehr bereits konzessionsmäßig 
rechtliche Fragen auf. Oder wer 
haftet bei einem Unfall?
Und nicht zuletzt ist die Finan-
zierung ein wesentliches Thema. 
Es gibt zwar Förderprogramme 
in den Bereichen Anschluss-
bahn, Intelligente Verkehrssys-
teme, Stadtlogistik und Sanfte 
Mobilität (Rad, Mikro-ÖV), 
wie DI Ute Estermann von der 
Schieneninfrastruktur Dienst-
leistungsgesellschaft mbH erläu-
terte, doch bliebe immer noch 
ein beträchtlicher Kostenanteil 
bei den Gemeinden.   

Leistungen nicht einfach 
auf Gemeinden übertragen

Gerade der zu erwartende 
„beträchtliche Kostenanteil der 
Gemeinden“ rief allerdings den 

anwesenden Generalsekretär des 
Gemeindebundes, Walter Leiss, 
auf den Plan: „Der öffentliche 
Verkehr wurde früher vom Bund 
organisiert und finanziert. Daher 
auch ‚Bundes‘bahn. Und das galt 

auch für die regionale Verkehrs- 
anbindung. Ausgliederungen 
und betriebswirtschaftliche Ana-
lysen führten zu einer Welle an 
Einstellungen oder Privatisierung 
von Nebenbahnen. Dadurch 
wurde der ländliche Raum aber 
vom öffentlichen Verkehrsnetz 
abgeschnitten, der weiter zum 
‚Aussterben‘ des kleinen öffent- 
lichen Verkehrs führte. 
Die Gemeinden mussten – und 
müssen – unter schwierigen 
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen und eigener Finanzierung 
einspringen oder Ersatz finden. 
Das war aber wiederum abhän-
gig vom persönlichen Engage-
ment der handelnden Personen 
und führt folgerichtig zu einer 
Zwei-Klassen-Geschellschaft. 
Ganz abgesehen davon, dass 
der mikro-öffentliche Verkehr 
nicht einfach auf die Gemeinden 
abgeschoben werden kann. Und 
ohne die nötigen Mittel schon 
gar nicht.“
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Der Kommunale Dialog ist eine Veranstaltungsreihe 
der Kommunalkredit Austria.  
Dabei setzen sich internationale und österreichi-
sche Vertreter aus Wirtschaft und Wissenschaft 
mit zukunftsorientierten kommunalen Anliegen, 
insbesondere im Infrastrukturbereich, auseinander. 
Kooperationspartner dieser Veranstaltung war der 
GSV – Plattform für Mobilität.
www.kommunalkredit.at

Der mikro-öffentliche Verkehr kann nicht ein-
fach auf die Gemeinden abgeschoben werden. 
Und ohne die nötigen Mittel schon gar nicht.

Walter Leiss, Generalsekretär des Österreichischen  
Gemeindebundes.
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In seiner Eröffnungsansprache 
auf dem Gipfeltreffen betonte 
AdR-Präsident Ramón Luis 
Valcárcel Siso: „Die jüngsten 
Konjunkturprognosen zeigen, 
dass es zwar Anzeichen eines 
wieder anziehenden Wachstums 
in Europa gibt, aber mit unan-
nehmbar großen Unterschieden 
von einer Region zur anderen.“
Valcárcel meinte, dass die 
Marschroute zu überdenken und 
es den Städten und Regionen 
einfacher gemacht werden 
müsse, die Strategie mitzuge-
stalten – und auch dafür ein-
zustehen. Wenn Europa einen 

erneuten Fehlschlag vermeiden 
wolle, braucht die EU-Wachs-
tumsstrategie regionale Ziele, 
ein partnerschaftliches Zusam-
menwirken aller Regierungs- 
und Verwaltungsebenen und 
eine ausreichende Mittelaus-
stattung, damit der Wiederauf-
schwung alle Bürger mitnimmt, 
so der AdR-Präsident. Vor rund 
1400 Teilnehmern aus Griechen-
land und anderen Teilen der 
EU machte Valcárcel deutlich, 
dass die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften für die 
Verwirklichung der EU-Priori-
täten unentbehrlich sind, weil 
ein Drittel der öffentlichen 
Ausgaben und zwei Drittel der 

öffentlichen Investitionen auf sie 
entfallen.
Unter dem Strich sei der gegen-
wärtige Ansatz „auf dem regio-
nalen Auge blind“, so das Resü-
mee. Daher legte der AdR, der 
ja die Städte und Regionen der 
EU vertritt, in seiner „Erklärung 
von Athen“ einen Sieben-Punk-
te-Reformplan (siehe Kasten 
rechts) vor. In dieser politischen 
Erklärung wird angemahnt, dass 
die EU ihren Ansatz überdenken 
und eine andere Marschrichtung 
einschlagen muss, wenn sie ihr 
Versprechen, bis 2020 ein „intel-
ligentes, nachhaltiges und inte-
gratives Wachstum“ zu schaffen, 
einlösen will.
Die von den Mitgliedern des 
AdR auf dem 6. europäischen 
Gipfeltreffen der Regionen und 
Städte angenommene Erklärung 
macht klar, dass der Erfolg der 
EU-Wachstumsstrategie mit 
einer besseren Einbindung der 
lokalen und regionalen Gebiets-
körperschaften steht und fällt. 
Zu den 2010 festgelegten 
EU-Zielen meinte Präsident Val-

6. Europäischer Kongress der Gemeinden und Regionen, Athen

„Europas Ansatz ist auf dem 
regionalen Auge blind ...“

Hans Braun

Auf dem europäischen Gipfeltreffen in Athen warnte der Ausschuss der 

Regionen (AdR) Anfang März nachdrücklich davor, dass die Ziele der 

EU-Strategie für Wirtschaftswachstum – „Europa 2020“ – schwer zu 

erreichen sein dürften, weil die regionale und lokale Ebene zu wenig 

einbezogen wird. KOMMUNAL war auf diesem Gipfel.
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Das Eröffnungspodium des 6. Kongresses des Ausschusses 
der Regionen: Ramón Luis Valcárcel Siso, Präsident des 
AdR, Ioannis Sgouros, Governeur der Region Attica und 
Chef der griechischen Delegation beim AdR, Werner Hoyer, 
Präsident der Europäischen Investmentbank, Evangelos 
Venizelos, Vizepremierminister und Außenminister von 
Griechenland,  Mercedes Bresso, Vizepräsidenting des 
AdR und Yiannis Michelakis, griechischer Innenminister 
(verdeckt von Moderatorin Karen Coleman, einer Journa-
listin aus Irland).
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cárcel: „Es ist bedenklich, dass 
es bei der Verwirklichung der 
festgelegten Ziele insgesamt nur 
geringe Fortschritte gibt. Wäh-
rend einige Regionen gut voran-
kommen, bleiben andere deut-
lich zurück. Zweifelsohne hat 
die Wirtschaftskrise die Aussich-
ten auf Wirtschaftswachstum 
in Europa stark getrübt, doch 
erklärt das allein nicht dieses 
Stocken. Es ist an der Zeit, dass 
wir Schwachstellen im Aufbau 
und in den Lenkungsstrukturen 
der Strategie beheben.“

„Kehren Sie Europa nicht 
den Rücken!“ 

Einen beeindruckenden Auftritt 
legt abschließenden der schei-
dende Kommissionspräsident 
José Manoel Barroso hin. Seine 
(befreit wirkende) Rede gipfelte 
in der Aufforderung, Europa 
nicht den Rücken zu kehren, 
weil nicht alles sofort 100pro-
zentig erfolgreich sei. Sehr 
eindringlich wies er darauf hin, 
dass „Europa nicht Teil des Pro-
blems, sondern Teil der Lösung 
sei“ – und ging damit auch auf 
Konfrontation mit einigen Vor-
rednern (Ioannis Sgouros hatte 
beispielsweise sogar von einer 
„Diktatur der Troika“ gespro-
chen). Mehr Auszüge aus den 
Reden, Bilder und Videos finden 
Sie auf der Website des AdR: 
http://cor.europa.eu

Die Reise fand mit Unterstützung 
des AdR statt.

1. Die Strategie braucht eine 
territoriale Dimension: Die Stra-
tegie bietet zwar einen Handlungs-
rahmen, lässt aber die Stärken 
und Schwächen und die Entwick-
lungschancen der europäischen 
Regionen außer Acht. Es müssen 
räumlich differenzierte Ziele und 
Vorgaben aufgestellt werden, mit 
EU-weit aktualisierten und erwei-
terten Regionaldaten, um den 
Fortschritt vor Ort zu messen.  

2. Partnerschaftliche Arbeit 
an den nationalen Reformpro-
grammen: Die Einbeziehung der 
lokalen und regionalen Gebietskör-
perschaften in die Ausarbeitung 
der nationalen Reformprogramme 
ist begrenzt; sie werden zwar kon-
sultiert, aber nicht als Partner bei 
der Zielfestlegung gesehen. 

3. Multi-Level-Governance als 
Standardansatz: Die Mehr- 
ebenenkoordinierung unter 
verschiedenen Regierungs- und 
Verwaltungsebenen ist eine 
Voraussetzung dafür, dass die 
Europa-2020-Strategie einen Mehr-
wert im Hinblick auf Wachstum, 
Arbeitsplätze und Zusammenhalt 
bringt. Territorialpakte und Mehr- 
ebenenvereinbarungen unter Ein-
beziehung öffentlicher Stellen auf 
allen Ebenen können zur erfolgrei-
chen Umsetzung einer erneuerten 
Europa-2020-Strategie beitragen.  

4. Abstimmung des Europä-
ischen Semesters auf einen 
wirklich langfristigen Investi-
tionshorizont: Das Europäische 
Semester – das jährliche Verfahren 
zur Koordinierung der Fiskal- und 
Strukturpolitik durch die EU-Mit-
gliedstaaten - muss besser auf die 
in den Leitinitiativen enthaltenen 
Europa-2020-Ziele und den damit 
zusammenhängenden Bedarf an 

langfristigen Investitionen abge-
stimmt werden.  

5. Nutzung der Europa-2020- 
Leitinitiativen für eine engere 
politische Koordinierung:  
Die sieben Leitinitiativen müssen 
als Hebel zur Verbesserung der  
politischen Koordinierung auf al-
len Ebenen für die Verwirklichung 
der Europa-2020-Ziele genutzt 
werden.  

6. Bereitstellung von Mitteln 
für langfristige Investitionen 
und Gewährleistung einer 
besseren Mittelverwendung: 
Die Europäische Kommission 
sollte ein Grünbuch über Haus-
haltssynergien zwischen allen Re-
gierungsebenen veröffentlichen, 
damit diese „mit weniger Mitteln 
mehr erreichen“ können. Die Eu-
ropäische Investitionsbank sollte 
ihre Unterstützung für lokale und 
regionale Gebietskörperschaften 
verstärken. Private Mittel sollten 
durch innovative Finanzierungs-
instrumente mobilisiert werden. 
Die Qualität der öffentlichen 
Ausgaben muss weiter verbessert 
werden, damit öffentliche Investi-
tionen wirkungsvoller werden.  

7. Stärkung der Verwaltungs-
kapazität für eine wirksamere 
Umsetzung: Leistungsvergleich, 
Erfahrungsaustausch und kollegi-
ales Lernen unter den Regionen 
und Städten sollten von der EU 
und den Mitgliedstaaten gefördert 
werden, auch mithilfe von EU-Ins-
trumenten wie den Programmen 
für europäische territoriale 
Zusammenarbeit. Eine Plattform 
für Innovationen im öffentlichen 
Sektor, mit der die Innovation im 
öffentlichen Sektor unterstützt 
und koordiniert wird, sollte einge-
richtet werden.
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  DER SIEBEN-PUNKTE-PLAN  
  DES AUSSCHUSSES DES REGIONEN FÜR EUROPA 2010

(Links) Im Kreise des RGRE-Präsidiums: Boris Hubmann, 
Angelika Poth-Mögele, Erwin Mohr (Gemeindebund) und 
RGRE- „General“ Frédéric Vallier.

(Links) Abschlussfoto einer beeindruckenden Konferenz:  
Kommissionspräsident Juan Manuel Barroso trifft die österrei-
chische Delegation: Mit auf dem Bild Kärntens LH Peter Kaiser, 
Steiermarks LR Josef Buchmann, Gemeindebund-Vize Rupert 
Dworak, Delegationsleiter Herwig van Staa, die Delegierten Er-
win Mohr und Hannes Weninger sowie Christian Illedits.
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WANN WIRD GEWÄHLT?

  alle fünf Jahre
  
  In Österreich: am Sonntag, 25. Mai 2014

  In allen EU-Mitgliedsstaaten heuer im Zeitraum von 22. bis 25. Mai 

WER DARF WÄHLEN?

  Alle wahlberechtigten EU-BürgerInnen
  
  Wahlalter für ÖsterreicherInnen: 16 Jahre

  AuslandsösterreicherInnen: Briefwahl weltweit möglich (Eintragung in die 
  Europa-Wählerevidenz)

  EU-BürgerInnen mit Wohnsitz in Österreich können die österreichischen 
  KandidatInnen in der Wohngemeinde oder die KandidatInnen ihres Heimat-
  staats per Briefwahl wählen. 

EUROPAWAHL 2014 - IHRE STIMME IN EUROPA

ca. 400 MILLIONEN WAHLBERECHTIGTE
UNIONSBÜRGERINNEN 

AUS 28 MITGLIEDSSTAATEN

WIE LÄUFT DIE WAHL AB?

  Die Europawahl erfolgt allgemein (jeder wahlberechtige EU-Bürger darf 
  wählen), unmittelbar (jede Wählerstimme wird direkt in Mandate umge-
  rechnet), frei (ohne Zwang, Druck oder Einflussnahme) und geheim.

  Eine Europawahl ist vom Ablauf her ähnlich einer Nationalratswahl (auch 
  Stimmabgabe per Briefwahl ist möglich)  

WER WIRD GEWÄHLT?

  751 Abgeordnete aus allen 28 EU-Mitgliedsstaaten, davon 18 aus Österreich
  
  Die Aufstellung der KandidatInnen erfolgt in der Regel über die nationalen Parteien, die sich in euro-
  päischen Parteien organisieren können. Auch Namenslisten oder nationale Parteien, die nicht in einer 
  europäischen Partei organisiert sind, können zur Europawahl antreten.

  Die gewählten Abgeordneten können sich im EP zu Fraktionen zusammenschließen.   

WAS IST 2014 NEU?

  Es ist die erste Europawahl seit Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon, 
  der stärkere Mitentscheidungs- und Kontrollrechte des EP mit sich brachte.
  
  Mit der Nominierung von SpitzenkandidatInnen durch die größten euro-
  päischen politischen Parteien findet erstmals eine EU-weite Wahldebatte statt.   

WARUM SOLL ICH WÄHLEN?

  Das Europäische Parlament (EP) entscheidet bei der EU-Gesetzgebung mit: ca. 95% aller EU-Regelungen 
  werden vom EP gleichberechtigt mit dem Rat der EU beschlossen, 90% der Gesetzgebungsvorschläge der 
  Kommission werden im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens vom EP und Rat der EU wesentlich verändert.
  
  Das EP hat wichtige Kontrollrechte, entscheidet über den Haushalt der EU mit und spielt eine maßgebliche 
  Rolle bei der Bestellung der Kommission.

  Österreich ist mit künftig 18 Abgeordneten im EP vertreten - auch sie sind die Stimme Österreichs in der EU.

751 MEPs
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SIE ENTSCHEIDEN!

GUE/NGL 

S&D

GRÜNE/EFA
ALDE EVP

EKR

EFD

Fraktionslose

766 MEPs
35

195

58
85 275

56

33
29

Stand: Oktober 2013

DAS EUROPÄISCHE 
PARLAMENT HEUTE

19 Abgeordnete aus Österreich

FRAKTIONEN IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT

   Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP)
   Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialisten und Demokraten im Europäischen Parlament (S&D)
   Fraktion der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE)
   Fraktion der Grünen/Europäische Freie Allianz (GRÜNE/EFA)
   Europäische Konservative und Reformisten (EKR)
   Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke (GUE/NGL)
   Fraktion “Europa der Freiheit und der Demokratie” (EFD)

Stand: Oktober 2013

BMeiA, III.1, 2013

EMI, die internationale europäische Bewegung 
(European Movement International, www.euro-
peanmovement.eu) hat eine Kampagne ins Leben 
gerufen, die auch vom RGRE, dem Dachverband 
der Gemeinde- und Städteverbände, unterstützt 
wird. 

Kampagne 

1000 Gründe für die Europawahl
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Ziel der Kampagne ist es, gute 
Gründe für die Teilnahme an der 
Europawahl zu sammeln – die 
Aussagen von Multiplikatoren 
wie Bürgermeistern, Sport-
lern, Jugendfunktionären o. ä. 
werden gesammelt, von EMI 
formatiert und den betreffen-
den Personen, Organisationen, 
Gebietskörperschaften etc. zur 

weiteren Verwendung zur 
Verfügung gestellt. Die 
Kampagne soll helfen, das 
Interesse für die Wahlen 
am 25. Mai zu erhöhen. 
Nähere Informationen gibt es 
beim Brüsseler Büro des Öster-
reichischen Gemeindebundes, 
der auch ein Teilnahmeformular 
weiterleiten kann.

Lesen Sie im kommenden KOMMUNAL, was die Spit-
zenkandidaten der wahlwerbenden Parteien über 
die Bedeutung der Europawahl sagen.

WANN WIRD GEWÄHLT?

  alle fünf Jahre
  
  In Österreich: am Sonntag, 25. Mai 2014

  In allen EU-Mitgliedsstaaten heuer im Zeitraum von 22. bis 25. Mai 

WER DARF WÄHLEN?

  Alle wahlberechtigten EU-BürgerInnen
  
  Wahlalter für ÖsterreicherInnen: 16 Jahre

  AuslandsösterreicherInnen: Briefwahl weltweit möglich (Eintragung in die 
  Europa-Wählerevidenz)

  EU-BürgerInnen mit Wohnsitz in Österreich können die österreichischen 
  KandidatInnen in der Wohngemeinde oder die KandidatInnen ihres Heimat-
  staats per Briefwahl wählen. 

EUROPAWAHL 2014 - IHRE STIMME IN EUROPA

ca. 400 MILLIONEN WAHLBERECHTIGTE
UNIONSBÜRGERINNEN 

AUS 28 MITGLIEDSSTAATEN

WIE LÄUFT DIE WAHL AB?

  Die Europawahl erfolgt allgemein (jeder wahlberechtige EU-Bürger darf 
  wählen), unmittelbar (jede Wählerstimme wird direkt in Mandate umge-
  rechnet), frei (ohne Zwang, Druck oder Einflussnahme) und geheim.

  Eine Europawahl ist vom Ablauf her ähnlich einer Nationalratswahl (auch 
  Stimmabgabe per Briefwahl ist möglich)  

WER WIRD GEWÄHLT?

  751 Abgeordnete aus allen 28 EU-Mitgliedsstaaten, davon 18 aus Österreich
  
  Die Aufstellung der KandidatInnen erfolgt in der Regel über die nationalen Parteien, die sich in euro-
  päischen Parteien organisieren können. Auch Namenslisten oder nationale Parteien, die nicht in einer 
  europäischen Partei organisiert sind, können zur Europawahl antreten.

  Die gewählten Abgeordneten können sich im EP zu Fraktionen zusammenschließen.   

WAS IST 2014 NEU?

  Es ist die erste Europawahl seit Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon, 
  der stärkere Mitentscheidungs- und Kontrollrechte des EP mit sich brachte.
  
  Mit der Nominierung von SpitzenkandidatInnen durch die größten euro-
  päischen politischen Parteien findet erstmals eine EU-weite Wahldebatte statt.   

WARUM SOLL ICH WÄHLEN?

  Das Europäische Parlament (EP) entscheidet bei der EU-Gesetzgebung mit: ca. 95% aller EU-Regelungen 
  werden vom EP gleichberechtigt mit dem Rat der EU beschlossen, 90% der Gesetzgebungsvorschläge der 
  Kommission werden im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens vom EP und Rat der EU wesentlich verändert.
  
  Das EP hat wichtige Kontrollrechte, entscheidet über den Haushalt der EU mit und spielt eine maßgebliche 
  Rolle bei der Bestellung der Kommission.

  Österreich ist mit künftig 18 Abgeordneten im EP vertreten - auch sie sind die Stimme Österreichs in der EU.
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DAS EUROPÄISCHE 
PARLAMENT HEUTE

19 Abgeordnete aus Österreich

FRAKTIONEN IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT

   Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP)
   Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialisten und Demokraten im Europäischen Parlament (S&D)
   Fraktion der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE)
   Fraktion der Grünen/Europäische Freie Allianz (GRÜNE/EFA)
   Europäische Konservative und Reformisten (EKR)
   Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke (GUE/NGL)
   Fraktion “Europa der Freiheit und der Demokratie” (EFD)

Stand: Oktober 2013
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Kampagne 

1000 Gründe für die Europawahl
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Vorzugsstimmen, Schwellwert 
und Reihungsnummer
Damit die Öffentlichkeit die 
Zahl der von den einzelnen 
Bewerbern erzielten Vorzugs-
stimmen nicht erst zwei Wochen 
nach der Wahl erfährt, hat der 
Gesetzgeber eine zusätzliche 
Sofortmeldung gesetzlich ver-
ankert, aufgrund welcher die 
Bezirkswahlbehörden die vor-
läufigen Vorzugsstimmen-Ergeb-
nisse bereits am Montag nach 
der Wahl an die übergeordnete 
Landeswahlbehörde weiterzu-
reichen haben. 

Briefwahl – Bürgerfreundlichkeit 
deutlich verbessert
Neu ist, dass Wahlkarten am 
Sonntag zwischen 8.00 Uhr und 
17.00 Uhr bei jeder beliebigen 
Bezirkswahlbehörde hinterlegt 

werden können und diese Hin-
terlegung auch ein Überbringer 
vornehmen darf. Im Weg der 
Niederschriften findet eine zah-
lenmäßige Erfassung der „eige-
nen“ und „fremden“ Wahlkarten 
statt, die in einer Bezirkswahl-
behörde abgearbeitet werden.

Wahlkarte – geändertes Layout
Ein dreisprachiger Hinweis 
(deutsch, englisch, französisch) 
auf der Wahlkarte soll in noch 
höherem Maß verhindern, dass 
da und dort die portofreie Be-
förderung von Wahlkarten bei 
ausländischen Postdienststellen 
verweigert wird. 

Flächendeckende  
„Samstag-Entleerung“
Aufgrund einer entsprechenden 
Vereinbarung des BM.I mit der 
Post AG wird am Samstag vor 
der Wahl eine flächendeckende 
Entleerung aller Briefkästen 
stattfinden. 

Öffentlichkeitsarbeit des BM.I
Das BM.I wird eine Fülle an 
Informationsblättern – sowohl 
in elektronischer Form als auch 
in Papierform – zur Verfügung 
stellen. Für Ende April ist neben 
der Bereitstellung von Plakaten 
auch eine Versendung eines 
Informations-Folders geplant. 

Zahlreiche Gesetzesänderungen werden wirksam

Europawahl 2014 – Was ist neu?

Aus „Einspruch“ wird „Berichti-
gungsantrag“, aus „Berufung“ 
wird „Beschwerde“
Mit 1. Jänner 2014 ist anstelle 
des „Einspruchs- und Berufungs-
verfahrens“ das „Berichtigungs- 
und Beschwerdeverfahren“ ge-
treten. In Hinkunft entscheidet 
über Beschwerden betreffend 
Entscheidungen über Berichti-
gungsanträge zur Europa-Wäh-
lerevidenz oder zum Wähler-
verzeichnis einheitlich das 
Bundesverwaltungsgericht. Im 
„Berichtigungs- und Beschwer-
deverfahren“ bleibt das Fristen-
gefüge gegenüber der geltenden 
Rechtslage unverändert. 

Aus einer Bringschuld  
wird eine Holschuld
Nicht österreichische Unions-
bürger, die auf einem österrei-
chischen Wahlvorschlag für die 
Europawahl kandidieren wollen, 
müssen eine förmliche Erklä-
rung über den Nicht-Verlust 
ihres passiven Wahlrechts im 
Herkunftsmitgliedstaat abge-
ben. Neu ist, dass Österreich die 
entsprechende Auskunft vom 
Amtswegen einholen muss. 

www.bmi.gv.at/wahlen
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Das Wahlrecht unterliegt einer ständigen Weiterentwicklung, so auch 

bei der Europawahl 2014. Gemeinden haben wie schon bei der Natio-

nalratswahl 2013 umfangreichere Gesetzesänderungen zu beachten.

Die wichtigsten Neuerungen auf einen Blick:
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Für eine kleine und off ene Volkswirt-
schaft wie die österreichische sind 
solide Außenhandelsbeziehungen 
mit breitem geographischen Fokus 
essentiell, schließlich ist eine starke, 
funktionierende Außenwirtschaft ein 
wesentlicher Garant für das heimi-
sche Wirtschaftswachstum und un-
seren Wohlstand. Viele österreichi-
sche Unternehmen blicken über den 
wirtschaftlichen Tellerrand hinaus, 
um global zu exportieren und zu in-
vestieren. Doch selbst ein gesundes 
Unternehmen kann aufgrund politi-
scher und wirtschaftlicher Schwie-

lichen Formen und Strukturen in-
ternationaler Geschäftsfälle Rech-
nung zu tragen, sieht das AusfFG 
verschiedene Garantiearten vor. 
Garantienehmer entrichten ein ri-
sikoadäquates Garantieentgelt und 
sind somit im Schadensfall auf der 
sicheren Seite. Das auf langfristige 
Selbsttragung ausgerichtete Versi-
cherungsverfahren konnte in den 
letzten Jahren trotz schwieriger 
wirtschaftlicher Rahmenbedingun-
gen sogar Überschüsse für den Ga-
ranten Bund erwirtschaften.

Das BMF als starker Partner

Grundsätzlich hängt die Inanspruch-
nahme einer Exportversicherung mit 
der subjektiven Risikoeinschätzung 
des Exporteurs zusammen. Kurz-
fristige Exportgeschäfte ins benach-

barte Ausland werden in der Regel 
ausreichend vom privaten Versiche-
rungsmarkt abgedeckt.
 
Bei Exporttätigkeit in weiter entfern-
te, unter Umständen risikoreichere, 
Märkte und/oder bei langfristigeren 
Exportverträgen mit großem Projekt-
umfang sind private Versicherungs-
unternehmen meist zurückhaltender.
 
Das staatliche Exportförderungs-
verfahren agiert generell subsidiär 
und komplementär zum privaten 
Markt und kann das begrenzte 
Angebot von Versicherungs- und 
Finanzierungskapazitäten ausglei-
chen (beispielsweise durch Rück-
versicherungsmöglichkeiten). Das 

österreichische Ausfuhrförderungs-
verfahren ist – wie die Erfahrung 
der letzten Jahre zeigt – gerade 
bei hohen Unsicherheiten auf den 
internationalen Märkten ein stabi-
lisierender Faktor. Das BMF leistet 
somit einen wichtigen Beitrag zur Er-
haltung der Exporttätigkeit sowie zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandortes 
Österreich und der damit verbun-
denen Absicherung von heimischen 
Arbeitsplätzen.
 
Durch die stetige Weiterentwick-
lung des Ausfuhrförderungsverfah-
rens kann sich die österreichische 
Exportwirtschaft auch weiterhin 
auf das BMF als starken Partner im 
globalen Wettbewerb verlassen.

rigkeiten durch Produktions- und 
Zahlungsausfallsrisiken oder Enteig-
nung im Auslandsgeschäft bedroht 
werden. 

Mehrwert für heimische 
Unternehmen und Zielländer

Mit dem österreichischen Ausfuhr-
förderungsverfahren bietet das 
Bundesministerium für Finanzen 
(BMF), in Zusammenarbeit mit der 
Oesterreichischen Kontrollbank AG 
(OeKB), heimischen Unternehmen 

Instrumente zur Unterstützung im 
globalen Wettbewerb an. Für die 
Inanspruchnahme von staatlichen 
Absicherungsmöglichkeiten bei 
Exportgeschäften und Auslands-
direktinvestitionen stellt das BMF 
einen maximalen Haftungsrahmen 
von 50 Mrd. Euro zur Verfügung. Die 
Rechtsgrundlagen hierfür bilden das 
Ausfuhrförderungsgesetz (AusfFG) 
sowie Richtlinien und Vereinbarun-
gen im Rahmen der OECD, der Eu-
ropäischen Union und der Berner 
Union. Bundeshaftungen gemäß 
AusfFG ermöglichen österreichi-
schen Exporteuren und Investoren 

auch den Zugang zu günstigen 
Refi nanzierungen im Wege der 
OeKB AG. Ferner unterstützen 
Exporthaftungen die regionale 
Diversifi kation von Auslands-
aktivitäten. Mit diesen Absiche-
rungsmöglichkeiten kann sich die 
heimische Exportwirtschaft auch 
auf die dynamischen, außereuro-
päischen Wachstumsmärkte kon-
zentrieren. Gleichzeitig wird durch 
die Realisierung von Export- und 
Investitionsprojekten ein wichti-
ger Beitrag zur nachhaltigen wirt-
schaftlichen Entwicklung in Ent-
wicklungs- und Schwellenländer 

geleistet.

Für jedes Risiko die 
passende Garantie

Kein Exportgeschäft gleicht dem an-
deren – jedes hat sein individuelles 
Risikoprofi l. Um den unterschied-
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Exporthaftungen:
weltweit abgesichert 
mit dem BMF 

schen Exporteuren und Investoren 

OeKB AG. Ferner unterstützen 

Diversifi kation von Auslands-
aktivitäten. Mit diesen Absiche-
rungsmöglichkeiten kann sich die 
heimische Exportwirtschaft auch 
auf die dynamischen, außereuro-
päischen Wachstumsmärkte kon-
zentrieren. Gleichzeitig wird durch 
die Realisierung von Export- und 
Investitionsprojekten ein wichti-
ger Beitrag zur nachhaltigen wirt-
schaftlichen Entwicklung in Ent-
wicklungs- und Schwellenländer 

Judith Schmidl MA
ist Referentin in der 

Abteilung III/8 für Ausfuhr-
förderung, Ausfuhrgarantien 

und Umschuldungen im Bun-
desministerium für Finanzen

Schritte zur Exporthaftung

 ■ Projektantrag: Unternehmen senden Anträge auf 
Übernahme von Exporthaftungen an die OeKB. 

 ■ Umfassende Prüfung: Als Bevollmächtigte des 
Bundes prüft die OeKB die Risikolage und alle 
relevanten Projektparameter. 

 ■ Begutachtung im BMF: Die OeKB fasst die 
Prüfungsergebnisse zusammen und sendet einen 
Vorschlag für eine mögliche Haftungsübernahme 
an das BMF. Nach nochmaliger Prüfung unter 
Beachtung gesamtwirtschaftlicher und ökologischer 
Aspekte durch den zuständigen Beirat (gemäß 
AusfFG) wird ein Empfehlungsbeschluss hinsichtlich 
der Projektgenehmigung gefasst. 

 ■ Haftungsübernahme: Auf Basis eines positiven 
Empfehlungsbeschlusses erfolgt die Haftungsüber-
nahme durch den Bundesminister für Finanzen.

Informationen und Tipps fi nden Sie auf www.bmf.gv.at 
sowie auf www.facebook.com/fi nanzministerium
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Für eine kleine und off ene Volkswirt-
schaft wie die österreichische sind 
solide Außenhandelsbeziehungen 
mit breitem geographischen Fokus 
essentiell, schließlich ist eine starke, 
funktionierende Außenwirtschaft ein 
wesentlicher Garant für das heimi-
sche Wirtschaftswachstum und un-
seren Wohlstand. Viele österreichi-
sche Unternehmen blicken über den 
wirtschaftlichen Tellerrand hinaus, 
um global zu exportieren und zu in-
vestieren. Doch selbst ein gesundes 
Unternehmen kann aufgrund politi-
scher und wirtschaftlicher Schwie-

lichen Formen und Strukturen in-
ternationaler Geschäftsfälle Rech-
nung zu tragen, sieht das AusfFG 
verschiedene Garantiearten vor. 
Garantienehmer entrichten ein ri-
sikoadäquates Garantieentgelt und 
sind somit im Schadensfall auf der 
sicheren Seite. Das auf langfristige 
Selbsttragung ausgerichtete Versi-
cherungsverfahren konnte in den 
letzten Jahren trotz schwieriger 
wirtschaftlicher Rahmenbedingun-
gen sogar Überschüsse für den Ga-
ranten Bund erwirtschaften.

Das BMF als starker Partner

Grundsätzlich hängt die Inanspruch-
nahme einer Exportversicherung mit 
der subjektiven Risikoeinschätzung 
des Exporteurs zusammen. Kurz-
fristige Exportgeschäfte ins benach-

barte Ausland werden in der Regel 
ausreichend vom privaten Versiche-
rungsmarkt abgedeckt.
 
Bei Exporttätigkeit in weiter entfern-
te, unter Umständen risikoreichere, 
Märkte und/oder bei langfristigeren 
Exportverträgen mit großem Projekt-
umfang sind private Versicherungs-
unternehmen meist zurückhaltender.
 
Das staatliche Exportförderungs-
verfahren agiert generell subsidiär 
und komplementär zum privaten 
Markt und kann das begrenzte 
Angebot von Versicherungs- und 
Finanzierungskapazitäten ausglei-
chen (beispielsweise durch Rück-
versicherungsmöglichkeiten). Das 

österreichische Ausfuhrförderungs-
verfahren ist – wie die Erfahrung 
der letzten Jahre zeigt – gerade 
bei hohen Unsicherheiten auf den 
internationalen Märkten ein stabi-
lisierender Faktor. Das BMF leistet 
somit einen wichtigen Beitrag zur Er-
haltung der Exporttätigkeit sowie zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandortes 
Österreich und der damit verbun-
denen Absicherung von heimischen 
Arbeitsplätzen.
 
Durch die stetige Weiterentwick-
lung des Ausfuhrförderungsverfah-
rens kann sich die österreichische 
Exportwirtschaft auch weiterhin 
auf das BMF als starken Partner im 
globalen Wettbewerb verlassen.

rigkeiten durch Produktions- und 
Zahlungsausfallsrisiken oder Enteig-
nung im Auslandsgeschäft bedroht 
werden. 

Mehrwert für heimische 
Unternehmen und Zielländer

Mit dem österreichischen Ausfuhr-
förderungsverfahren bietet das 
Bundesministerium für Finanzen 
(BMF), in Zusammenarbeit mit der 
Oesterreichischen Kontrollbank AG 
(OeKB), heimischen Unternehmen 

Instrumente zur Unterstützung im 
globalen Wettbewerb an. Für die 
Inanspruchnahme von staatlichen 
Absicherungsmöglichkeiten bei 
Exportgeschäften und Auslands-
direktinvestitionen stellt das BMF 
einen maximalen Haftungsrahmen 
von 50 Mrd. Euro zur Verfügung. Die 
Rechtsgrundlagen hierfür bilden das 
Ausfuhrförderungsgesetz (AusfFG) 
sowie Richtlinien und Vereinbarun-
gen im Rahmen der OECD, der Eu-
ropäischen Union und der Berner 
Union. Bundeshaftungen gemäß 
AusfFG ermöglichen österreichi-
schen Exporteuren und Investoren 

auch den Zugang zu günstigen 
Refi nanzierungen im Wege der 
OeKB AG. Ferner unterstützen 
Exporthaftungen die regionale 
Diversifi kation von Auslands-
aktivitäten. Mit diesen Absiche-
rungsmöglichkeiten kann sich die 
heimische Exportwirtschaft auch 
auf die dynamischen, außereuro-
päischen Wachstumsmärkte kon-
zentrieren. Gleichzeitig wird durch 
die Realisierung von Export- und 
Investitionsprojekten ein wichti-
ger Beitrag zur nachhaltigen wirt-
schaftlichen Entwicklung in Ent-
wicklungs- und Schwellenländer 

geleistet.

Für jedes Risiko die 
passende Garantie

Kein Exportgeschäft gleicht dem an-
deren – jedes hat sein individuelles 
Risikoprofi l. Um den unterschied-
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Exporthaftungen:
weltweit abgesichert 
mit dem BMF 

schen Exporteuren und Investoren 

OeKB AG. Ferner unterstützen 

Diversifi kation von Auslands-
aktivitäten. Mit diesen Absiche-
rungsmöglichkeiten kann sich die 
heimische Exportwirtschaft auch 
auf die dynamischen, außereuro-
päischen Wachstumsmärkte kon-
zentrieren. Gleichzeitig wird durch 
die Realisierung von Export- und 
Investitionsprojekten ein wichti-
ger Beitrag zur nachhaltigen wirt-
schaftlichen Entwicklung in Ent-
wicklungs- und Schwellenländer 

Judith Schmidl MA
ist Referentin in der 

Abteilung III/8 für Ausfuhr-
förderung, Ausfuhrgarantien 

und Umschuldungen im Bun-
desministerium für Finanzen

Schritte zur Exporthaftung

 ■ Projektantrag: Unternehmen senden Anträge auf 
Übernahme von Exporthaftungen an die OeKB. 

 ■ Umfassende Prüfung: Als Bevollmächtigte des 
Bundes prüft die OeKB die Risikolage und alle 
relevanten Projektparameter. 

 ■ Begutachtung im BMF: Die OeKB fasst die 
Prüfungsergebnisse zusammen und sendet einen 
Vorschlag für eine mögliche Haftungsübernahme 
an das BMF. Nach nochmaliger Prüfung unter 
Beachtung gesamtwirtschaftlicher und ökologischer 
Aspekte durch den zuständigen Beirat (gemäß 
AusfFG) wird ein Empfehlungsbeschluss hinsichtlich 
der Projektgenehmigung gefasst. 

 ■ Haftungsübernahme: Auf Basis eines positiven 
Empfehlungsbeschlusses erfolgt die Haftungsüber-
nahme durch den Bundesminister für Finanzen.

Informationen und Tipps fi nden Sie auf www.bmf.gv.at 
sowie auf www.facebook.com/fi nanzministerium



Preis für „Schmerzfreies Pflegeheim“
1. Pflege-Management-Award: Senecura ausgezeichnet

Grund zur Freude beim 
größten privaten Pflege-
heimbetreiber Österreichs: 
SeneCura wurde für das 
Projekt „Schmerzfreies Pfle-
geheim“ gemeinsam mit der 
Paracelsus Medizinischen 
Privatuniversität Salzburg 
mit dem 2. Platz beim  
1. Österreichischen Pflege- 
Management-Award ausge-

zeichnet. Das mehrjährige 
Projekt hat es sich zum Ziel 
gesetzt, die Schmerzsitu-
ation von Pflegeheimbe-
wohnerInnen langfristig zu 
verbessern bzw. Schmerzen 
– wenn möglich – ganz 
zu vermeiden. Der Preis 
wurde von Business Circle 
in Zusammenarbeit mit dem 
BMASK und BMG vergeben.

Intelligente Scanning-Lösung 
für Sanierungsmaßnahmen

Straßenbau: Schnelle Bestandsdatenerfassung

In der Erhaltung des Stra-
ßenbestandes wünschen 
sich Kommunen durchweg 
nachhaltige Lösungen. Die 
Programmoption Scan2Mo-
del für die RIB-Programme 
iTWO und STRATIS des 
Stuttgarter IT-Unterneh-
mens RIB unterstützt in 
Bestandsdatenerfassung 

sowie Kalkulation und 
Kostenmanagement. Bau-
unternehmen können ihren 
Auftraggebern so in einer 
frühen Planungsphase 
aufzeigen, wieviel eine 
geplante Sanierungsmaß-
nahme am Ende tatsächlich 
kostet. Auch kosteneffizi-
entere Alternativen sind 
mit dem IT-System von RIB 
schnell erstellt. Das Prinzip 
von Scan2Model: Die für 
den Straßenbau charakte-
ristischen fließenden Bruch-
kanten lassen sich mit Hilfe 
der IT-Lösung schnell und 
simpel auffinden. Das Sys-
tem erkennt Bruchkanten 
vollautomatisch in Scanwol-
ken und berücksichtigt diese 
in den daraus entstehenden 
digitalen Geländemodellen. 
Soll-/Ist-Vergleiche von 
Infrastrukturmodellen sind 
direkt in der Scanwolke 
möglich. 
www.rib-software.com

Auf Initiative von Wirt-
schafts- und Energieminis-
ter Reinhold Mitterlehner 
und Umweltminister Andrä 
Rupprechter wird die För-
deroffensive für die thermi-
sche Sanierung unter dem 
Motto „Heizkosten sparen 
und Klima schützen“ seit 
dem 3. März fortgeführt. 
„Heuer stehen wieder 100 
Millionen Euro für die Sa-
nierung von Häusern, Woh-
nungen und Betriebsgebäu-
den zur Verfügung. Jeder 
investierte Förder-Euro hilft 
beim Energiesparen, redu-
ziert den CO2-Ausstoß und 
schafft durch zusätzliche 

Aufträge ein höheres Wirt-
schaftswachstum und mehr 
Arbeitsplätze“, sagen Mit-
terlehner und Rupprechter. 
„Mit einer thermischen Sa-
nierung können besonders 
große Effizienzpotenziale 
gehoben werden, weil rund 
ein Drittel der in Österreich 
verbrauchten Energie für 
die Heizung bzw. Kühlung 
von Gebäuden und für 
die Warmwasserbereitung 
verwendet wird“, unter-
streichen Mitterlehner und 
Rupprechter die Bedeutung 
für die Energie- und Klima- 
ziele. Die thermische 
Sanierung schafft eine 

Win-win-win-Situation für 
Wirtschaft, Umwelt und 
Sanierer. Zusätzlich zu den 
Umwelteffekten werden 
Handwerker und regionale 
Bauwirtschaft mit Aufträ-
gen unterstützt.
Unternehmen können ihre 
Förderanträge online bei 

der KPC-Kommunalkredit 
Public Consulting (www.
publicconsulting.at) stellen. 
Die Förderung für Sanierun-
gen von über 20 Jahre alten 
Gebäuden beträgt bis zu 35 
Prozent der förderfähigen 
Kosten. Jetzt informieren 
auf www.sanierung2014.at

Thermische Sanierung: Neue Förderoffensive 2014

Heizkosten sparen und 
Klima schützen

Das System erkennt Bruchkanten 
vollautomatisch in Scanwolken 
und berücksichtigt diese in den 
daraus entstehenden Digitalen 
Geländemodellen. 

Reinhold Mitterlehner und Andrä Rupprechter präsentieren die neue 
Förderoffensive.
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Bei der Verleihung des 2. Platz beim Pflege-Management-Award: 
Gastgeber Gerhard Pichler (Business Cercle), Johannes Wallner, Di-
rektor von SeneCura in Österreich und Gastgeberin Verena Hübner.
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Holz hat trotz alternativer Mate-
rialien nichts an seiner Beliebt-
heit für die Verwendung im Au-
ßenbereich verloren. Manchmal 
ist die Thematik „Dauerhaftig-
keit“ und „Langlebigkeit“ wegen 
der unvermeidbaren Bewitterung 
ein strittiger Punkt. In diesem 
Zusammenhang spielt vor allem 
die Rutschsicherheit eine Rolle, 
es darf keine Einschränkungen 
oder Verschlechterungen geben. 
Holz hat in diesem Punkt einen 
Nachteil. Terrassen, Stege und 
Holzbrücken können bei Regen, 
Eis und Schnee und sogar bei 
Tau- oder Reifablagerungen 
schnell zu gefährlichen Rutsch-
bahnen für Fußgänger und Fahr-
radfahrer werden. 
Das deutsche Holzbrücken- be-
schichtungsprodukt vdw 780 
hält Holzflächen dauerhaft 

rutschsicher. Das auf Epoxid-
harzbasis entwickelte System 
besteht u.a. aus hochwertigem, 
farbigem Epoxydharz, welches 
direkt nach der Aufbringung mit 
speziell abgestuftem Abstreuma-
terialien aus Quarzsanden, Gra-
nulaten und Splitten versehen 
wird. Aus diesen Komponenten 
entsteht somit eine wasser-
dichte, witterungs-, UV- sowie 
frostbeständige Oberfläche. Und 
– das Wichtigste – dauerhaft 
rutschsicher.
www.gftk-info.de

Holzbrückenentglättung

Die Deckbeschichtung vdw 780 be-
steht aus hochwertigem, farbigem 
Epoxydharz, welches direkt nach der 
Aufbringung mit speziell abgestuf-
tem Abstreumaterialien aus Quarz-
sanden, Granulaten und Splitten 
versehen wird. 

Jahresbilanz: Carsharing-Boom in Deutschland hält an 

Die vom deutschen Bundesver-
band CarSharing e.V. veröffent-
lichte Jahresbilanz zum Carsha-
ring zeigt deutlich gestiegene 
Nutzerzahlen: Mehr als 750.000 
Fahrberechtigte setzen mittler-
weile auf das Prinzip „Nutzen 
statt Besitzen“ auf deutschen 
Straßen. Damit hielt der seit 
Jahren beobachtete Trend zum 
Carsharing an. Mehr als ein Pro-
zent der Bevölkerung Deutsch-
lands über 18 Jahre nehmen 
inzwischen am Carsharing teil. 
Anfang 2014 waren 757.000 
Teilnehmer bei den etwa 150 
deutschen Carsharing-Anbietern 
registriert, was im Vergleich 
zum Vorjahr einem Zuwachs von 
67,1 Prozent entspricht. Bei sta-
tionsbasierten Angeboten waren 
320.000 Teilnehmer registriert 
(plus 50.000), bei stationsunab-
hängigen („free floating“)  
Angeboten 437.000 Nutzer  
(plus 254.000). Erstmals hat  
die Quote der Carsharing- 
Teilnehmer bezogen auf die füh-
rerscheinfähige Gesamtbevöl-

kerung ab 18 Jahren damit die 
Ein-Prozent-Hürde übersprun-
gen (1,13 Prozent).
Diesen Nutzern stehen 7700 
Fahrzeuge an 3900 Stationen 
im stationsbasierten Carsharing 
und 6250 Pkw in stationsun-
abhängigen Angeboten zur 
Verfügung. Durchschnittlich 42 
Nutzer teilen sich ein Fahrzeug 
im stationsbasierten Carsharing, 
70 Nutzer bei den stationsunab-
hängigen Angeboten. 
Die Flächenausbreitung des 
Carsharing wird hingegen von 
den stationsbasierten Angeboten 
geleistet, die in 380 Städten und 
Gemeinden zu finden sind. Be-
zogen auf die dort wohnenden 
Einwohner werden 33,35 Milli-
onen Einwohner von einem sta-
tionsbasierten Carsharing-Ange-
bot versorgt. Den Titel „Carsha-
ring-Hauptstadt Deutschlands“ 
hat Karlsruhe mit nahezu zwei 
(1,93) Carsharing-Autos pro 
1000 Einwohner im September 
behauptet.
www.carsharing.de

Für bessere &  
dauerhafte Sicherheit

Trend zum Teilen ungebrochen
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Sammelrekord 
2013

Altglassammlung

Im Jahr 2013 wurden in 
Österreich insgesamt knapp 
234.000 Tonnen Altglas 
gesammelt. Im Vergleich 
zum Vorjahr konnte die 
Sammelmenge um mehr 
als 3500 Tonnen erhöht 
werden. Pro Kopf sammelte 
man im letzten Jahr 26,8 kg 
Altglas – vor 10 Jahren wa-
ren es noch um 2,2 kg weni-
ger. Damit konnte die ARA, 
Austria Glas Recycling, das 
beste Ergebnis seit Beginn 
der Altglassammlung ver-
melden. Verantwortlich sind 
zum einen die Österreicher, 
denen Umweltschutz und 
Recycling wichtig sind. 
Die zweite Säule bildet die 
Struktur des heimischen 
Glasrecyclingsystems.

Einkaufen bei Würth Ös-
terreich wird ab November 
2014 noch attraktiver 
– nach einer Generalsa-
nierung wird das älteste 
Würth-Kundenzentrum in 
Wien-Inzersdorf als erster 
Flagshipstore Österreichs 
neu eröffnet. Das Unterneh-
men investiert 1,6 Millio-
nen Euro in den Standort, 
um seine Position als Nah-
versorger für Handwerker 
und Gewerbetreibende 
noch weiter auszubauen.  
Mit neuen Serviceleistun-
gen punktet der Markt-
führer zusätzlich. Mit der 
Würth App und dem Be-
stellservice „Click & Collect“ 
kann die Bestellung am 
Smartphone innerhalb von 
60 Sekunden abgeschlossen 
werden. 60 Minuten später 
ist die Ware abholbereit. 
www.wuerth.at

Flagship-Store 
eröffnet

Würth: Back to the roots

Ein Kilometer hoch – 
167 Stockwerke

Schalung für das höchste  
Gebäude der Welt aus NÖ

Erstmals wird ein Bau- 
werk die Höhe von einem  
Kilometer übertreffen –  
der Kingdom Tower in 
Jeddah, Saudi-Arabien. 
Doka, einer der weltweit 
führenden Anbieter von 
Schalungslösungen für den 
Ortbetonbau, erhielt den  
Schalungsauftrag. Der  
Wolkenkratzer liegt in 
Kingdom City, einem Stadt- 
entwicklungsprojekt im 
Norden Jeddahs. Er wird 
167 Stockwerke sowie die 
höchste je gebaute Besu-
cherplattform auf der Höhe 
von 630 Metern umfassen. 
Die Amstettner Firma Doka 
liefert als Partner die kom-
plette Schalungslösung.
„Der Kingdom Tower ist ein 
weiterer Meilenstein in der 
Doka-Firmengeschichte. 
Wir sind stolz, unsere Er-
fahrungen und Highrise- 
Kompetenz bei diesem 
beeindruckenden sowie an-
spruchsvollen Rekord-Bau-
werk zeigen zu können“, so 
Josef Kurzmann, Vorsitzen-
der der Geschäftsführung 
der Doka Group. Doka 
zählt zu den weltweit füh-
renden Unternehmen in der 
Entwicklung, Herstellung 
und im Vertrieb von Scha-
lungstechnik.
www.doka.com

Der Kingdom Tower in Jeddah, Saudi-Ara-
bien wird 167 Stockwerke sowie die 
höchste je gebaute Besucherplattform 
auf der Höhe von 630 Metern umfassen.
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... weil Beton is net deppert! Flächen aus Beton begeistern durch 
ihre unschlagbare Lebensdauer. Dabei bieten sie eine große Viel-
falt an Design- und Gestaltungsmöglichkeiten. So werden Garten 
und Terrasse zur ganz persönlichen Erholungsoase. 

cool, cooler, trendy

www.fuer-immer-beton.at
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mit der Hälfte der Energie aus. 
Dazu braucht es aber unter 
anderem die Re-Regionalisie-
rung der Wirtschaft und neue 
Geschäftsmodelle für die Ener-
gieerzeugung. Nur Energie zu 
verkaufen, ist für EVU künftig zu 
wenig.“ Außerdem müsse man 
auch auf dem Land verdichtet 
und mit wenig Mobilitätsbe-
darf bauen. Gebäude würden 
verstärkt Teil der Energie-Infra-
struktur.
 

Ökonomie und Ökologie 
sind vereinbar

Das Zusammenspiel von Wasser-
kraft und Ökologie beleuchtete 
Prof. Dominik Godde, Director 

E.ON Generation GmbH. „Was-
serkraft leistet einen aktiven 
Beitrag zum Umweltschutz 
– von der schadstofffreien Stro-
merzeugung über die Schaffung 
von Naturschutzgebieten bis zu 
Maßnahmen für die Fischwan-
derung.“ Sein Fazit: „Ökonomie 
und Ökologie am Fluss sind ver-
einbar.“ In Deutschland herrsche 
zwar große Zustimmung zur 
Wasserkraft, die Pro-Stimmung 
sinke aber im Umfeld geplanter 
Projekte. „Bürgerbeteiligung 
und die Einbindung lokaler 
Anbieter werden daher immer 
wichtiger.“

Talk-Runde
 
In einer Talk-Runde diskutierten 
Gemeindebund-Präsident Hel-
mut Mödlhammer, Landesrat 
Johannes Tratter, die Lienzer 
Bürgermeisterin Elisabeth Bla-
nik, Bürgermeister Rainer Siege-
le aus Mäder, der Präsident des 
Südtiroler Gemeindenverbandes, 
Andreas Schatzer, und Georg 
Keuschnigg von Forum Land. 
„Wir haben in den Gemeinden 
70.000 Gebäude. Es wäre eine 
Chance, diese zu sanieren und zu 
kleinen Kraftwerken weiterzu-
entwickeln“, sagte Mödlhammer.

Kommunalforum Alpenraum 2014

Unter dem Titel „Mehr Energie 
für die Gemeinden“ ging im 
Lindner-Innovationszentrum in 
Kundl die zweite Auflage  
des grenzüberschreitenden  
Kommunalforums Alpenraum 
über die Bühne. Rund 100 Ge-
meindevertreter aus Tirol, Vor- 
arlberg, Salzburg, Südtirol und 
Bayern tauschten sich über die 
Fragen aus, wie die kommunale 
Energieversorgung von morgen 
aussieht, welche Technologien 
im Fokus stehen und welche Ef-
fizienzpotenziale gehoben wer-
den können. Eröffnet wurde das 
Forum vom Tiroler LHStv. Josef 
Geisler und Hausherr Hermann 
Lindner.

Bereit werden für radikal 
neue Technologien

Die Bedeutung der Energie-
wende für den Alpenraum erläu-
terte Univ.-Prof. Stefan Schlei-
cher von der Universität Graz. 
„Wir müssen bereit werden für 
radikal neue Technologien.“ 
Viele der derzeitigen Technolo-
gien seien vergleichbar mit dem 
Stand der Mobiltelefonie vor 
dreißig Jahren. Schleicher: „Im 
Jahr 2050 kommen wir spielend 

Gemeindevertreter aus 

Tirol, Vorarlberg, Salz-

burg, Südtirol und Bayern 

informierten sich in Kundl 

über die Energiezukunft 

der Gemeinden. Die Exper-

tenmeinung: „Kommunen 

sind Schlüssel zur Verän-

derung.“
Andreas Schatzer, Präsident Südtiroler Gemeindenverband, Innsbrucks Vizebürgermeisterin Sonja 
Pitscheider, Hermann Lindner und Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer.

INFORMATION

Das Kommunalforum Alpenraum
Der Tiroler Fahrzeughersteller Lindner veranstaltet 
das Kommunalforum Alpenraum gemeinsam mit 
Forum Land, dem Österreichischen Gemeindebund, 
den Gemeindeverbänden von Tirol, Salzburg und 
Vorarlberg, dem Bayerischen Gemeindetag und dem 
Südtiroler Gemeindenverband. Im Mittelpunkt ste-
hen Vernetzung und Wissenstransfer zwischen den 
Teilnehmern.
http://kommunalforum-alpenraum.at

Energieautonomie ohne 
Gemeinden nicht möglich
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Die Anforderungen an Ma-
nager sind anspruchsvoller 
und vielfältiger denn je. Die 
Kunst des Fokussierens wird
daher immer mehr zu einer 
Schlüsselqualifikation.
Dieses neue Buch der 
Wirtschaftspsychologin Dr. 
Monika Kanatschnig liefert 
nicht nur das theoretische
Hintergrundwissen zu  
neuen Strategien, sondern 
ganz konkrete Werkzeuge 
und Tipps, die im Führungs-
alltag umsetzbar sind. Der 
zentrale Auftrag lautet: 
Finde deinen Fokus! Klar 
und deutlich zeigt sich, dass 
Multitasking eine Falle ist, 
dass Selbstmanagement 
die Grundlage für gute 
Organisation ist und dass 
man selbst als „tougher“ 
Erwachsener von Kindern 
in Sachen Konzentration 
eine Menge lernen kann. 
Nicht zuletzt geht es aber 

genauso darum, sich selbst 
Gutes zu tun, um auch Mit-
arbeitern mit Respekt und 
Wertschätzung begegnen zu 
können.

Fokussiertes Führen in der Arbeitswelt

Monika Kanatschnig: Einfach 
Achtsam Wirksam. Fokussier-
tes Führen in einer beschleu-
nigten Arbeitswelt.
Hardcover, 168 Seiten
ISBN: 978-3-85485-305-3
Preis: 16,99 Euro
Erschienen 2014 im Molden 
Verlag: www.styriabooks.at

Das Buch

BUCHTIPP

Wie soll sich ein Stadtwerk 
strategisch positionieren, 
um in der Zukunft im Markt 
erfolgreich aufgestellt zu 
sein? Welche nachhaltigen 
Geschäftsfelder können 
Stadtwerke entwickeln? 
Und wie können diese im 
Zusammenhang mit der 
Liberalisierung und Regu-
lierung sinnvoll umgesetzt 
werden? 

Strategische Positionierung 
Die Energiewirtschaft be-
findet sich in einem umfas-
senden Wandel, der durch 
europäische Rahmenbedin-

gungen und durch natio-
nale Richtungsentscheidun-
gen geprägt wird. Der Weg 
in eine klimaverträglichere 
und wettbewerbsfähige 
Energieversorgung führt 
über den Ausbau der 
erneuerbaren Energien, 
der Energieeffizienz sowie 
Energieeinsparungen und 
eine dezentrale Ausrichtung 
des Energiesystems. Damit 
erhalten Stadtwerke einen 
neuen Stellenwert. Für 
diesen Prozess müssen sich 
insbesondere kleine und 
mittlere Stadtwerke vorbe-
reiten: Es gilt, Neuerungen 

zu adaptieren, eigene Posi-
tionen zu überprüfen und 
nachhaltige Strategien für 
die mittel- und langfristige 
Perspektive abzuleiten. 

Strategien der Zukunft 
Die umfangreichen Verän-
derungen bieten für Stadt-
werke und kommunale 
Dienstleistungsunterneh-
men große Chancen. Es gilt 
innovative Vertriebsmodelle 
mit intelligenten Techno-
logien für die Bedürfnisse 
der Kunden von morgen zu 

entwickeln. Beim Strate-
gie-Forum werden konkrete 
Lösungen und Prozesse 
präsentiert und wertvolle 
Anregungen und Impulse 
für die Praxis geliefert. 

2. Österreichisches Forum für Stadtwerke und kommunale Versorgung am 22. und 23. Mai

Zentrale Themen für die Zukunft der Stadtwerke
Beim 2. Österreichischen Forum für Stadtwerke 

und kommunale Versorgung diskutieren hochka-

rätige Entscheidungsträger aus Österreich und 

Deutschland über die zentralen Zukunftsthemen. 

2. Österreichisches Strate-
gie-Forum Stadtwerke und 
kommunale Versorgung 
Wien, 22. / 23. Mai 2014
www.businesscircle.at
Informationen unter 
reiser@businesscirlce.at

SAVE THE DATE
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Spitzenvertreter der Brache am Stadtwerkeforum 2013.
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Der Sommer kommt und mit ihm die Badezeit

Naturbäder im 
Kommen

Rund drei Jahrzehnte hat das gewaltige Projekt im Mühlviertel 
gedauert, heute finden sich an der Rodl in Gramastetten ein 
großzügiger Schwimmbereich, Toiletten, Umkleidekabinen, 
Duschen, ein Buffet, ein Kinderbecken und ein Spielplatz.
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Rund 2200 Flüsse und Bäche durchziehen unsere Bundesrepublik und mehr als 25.000 Seen und 

Teiche sind in Österreich zu finden. Zudem gilt unser Land, im Bezug auf die Wasserqualität, als 

eines der Top-20-Länder weltweit. Mehr als genug Gründe also, in den kommenden Sommermo-

naten das Thema Naturbad in den Mittelpunkt kommunalpolitischer Diskussionen zu rücken. 

Denn, es müssen nicht zwangsweise chlorgetränkte Edelstahlbecken sein, die in den heißen Mo-

naten für Abkühlung sorgen. 

Ob nun eine ausgediente Schot-
tergrube als Badeoase dient, ein 
Flussbad das Freizeitangebot 
bereichert oder ein Strandbad 
an einem See errichtet wird: 
die Möglichkeiten sind beinahe 
grenzenlos, bloß ein wenig 
Ideenreichtum ist dabei gefragt. 
Der größte Pluspunkt, den man 
einem Naturbad zuschreiben 
kann ist: Keinerlei Heiz- oder 
Chemiekosten für die Wasser-
aufbereitung, denn die Natur 
regelt diese Angelegenheiten 
ganz von selbst. Um die Ideen-
produktion in den Köpfen ein 
wenig anzuregen, sollen an die-
ser Stelle drei Paradebeispiele  
österreichsicher Naturbadeer-
lebnisse vorgestellt werden: das 
Rodlbad der Gemeinde Grama- 
stetten im oberösterreichischen 
Mühlviertel, der Achtersee im 

Lisa Strebinger

NATURBÄDER  39KOMMUNAL 04 | 2014  39



NATURBÄDER

Heinrich Madlmayr. Nur einen 
kleinen Nachteil gibt es, den das 
Rodlbad und auch viele andere 
Naturbäder haben, gibt Madl-
mayr zu: „Die Wassertemperatur 
ist sehr wetterabhängig und 20 
Grad Celsius übersteigt diese 
meist nicht, aber das nimmt man 
bei der guten Wasserqualität und 
dem Naturfeeling gerne in Kauf.“

Der Achtersee im Steinfeld 
in Umsetzung

Der Süden Niederösterreichs ist 
eine beliebte Region, um Schot-
ter abzubauen, der für Bau-
stoffe weiterverarbeitet wird. 
Zahlreiche grundwassergefüllte 
Gruben sind das Ergebnis. So 
auch die Achtersee genannte 
Schottergrube im niederösterrei-
chischen Wiener Neustadt. Jene 
ist bereits in den 1970er-Jahren 
entstanden und war in den 
letzten dreißig Jahren ein wenig 
bis ungenutzter See. Der Haupt-
grund war vermutlich, dass sich 
dort keinerlei Toilettenanlagen 
oder sonstige Infrastrukturen 
befanden. Nachdem 2011 die 
Stadt Wiener Neustadt auch 
ihr letztes Freibad schließen 
musste, weil sich kein Pächter 
mehr finden wollte und die Er-
haltungskosten das Stadtbudget 
überstiegen, wird derzeit etwas 
viel Attraktiveres umgesetzt: Die  
ungenutzte Schottergrube na-
mens Achtersee wird zu einem 
Naturbadeerlebnis adaptiert. 
Dienststellenleiter der Stadtge-

meinde Wiener Neustadt, Mag. 
Christian Muerkl, dazu: „Im 
Herbst 2012 wurde mit den ers-
ten Bauarbeiten begonnen, diese 
sollen zur Badesaison 2015 
abgeschlossen sein. Ungefähr 
1.500 Badegäste können dann 
pro Tag die Sonnenstunden am 
Achtersee genießen.“  Auf fünf 
Hektar Wasserfläche können 
sich diese hohen Besucherzah-
len auch problemlos nach Be-
lieben austoben und das kühle, 
natürliche Nass genießen. Ein 
Schnäppchen sind die Bauarbei-
ten jedoch nicht unbedingt, das 
gibt auch Muerkl zu: „Alles in 
allem wird die Stadt zwei Millio-
nen Euro in das Projekt investie-
ren. Dafür ist der anschließende 
Betreuungsaufwand gering und 
das Wasser ist in keinster Weise 
chemisch behandelt.“ Auch das 
Thema Umweltpolitik ist in 
Wiener Neustadt ein wichtiges 
Thema. Vor und während der 
Bauarbeiten waren und sind die 
verantwortlichen Personen mit 
diversen Interessensgruppen 
im ständigen Gespräch. Weiters 
werden regelmäßig Gewäs-
serproben entnommen und 
geprüft. Zu guter Letzt werden 
jene Waldstücke, die gerodet 
werden mussten, um die ge-
wünschten Infrastrukturen zu 
schaffen, an anderer Stelle wie-
der aufgeforstet. „Wir wollen, 
dass alle zufrieden sind, und 
wir wollen den Besuchern ein 
pures Naturfeeling bieten. Auch 
bei der Festlegung der endgül-

Lisa Strebinger ist 

freie journalistin

Nachdem 2011 die Stadt Wiener Neustadt auch ihr letztes Freibad schließen musste, weil sich kein 
Pächter mehr finden wollte und die Erhaltungskosten das Stadtbudget überstiegen, wird derzeit 
etwas viel Attraktiveres umgesetzt: Die  ungenutzte Schottergrube namens Achtersee wird zu einem 
Naturbadeerlebnis umadaptiert. 

niederösterreichischen Wiener 
Neustadt und das Waldbad Anif 
im sonnigen Süden Salzburgs. 

Traumhaftes Flussbad im 
Mühlviertel

In der Gemeinde Gramastetten, 
im oberösterreichischen Bezirk 
Urfahr nutzt man seit mehr als 
100 Jahren den örtlichen Bach 
„die Rodl“, um sich im Sommer 
eine Abkühlung zu verschaffen. 
„Ich kann mich noch erinnern, 
dass wir als Kinder manchmal 
jeden Sommer aufs Neue Steine 
und Felsen übereinander ge-
stapelt haben, damit wir die 
Rodl stauen und dann darin 
baden konnten. Diese Steine 
hat es dann bei starkem Regen 
oder bei Hochwasser meistens 
wieder weggespült und man 
musste von vorne beginnen alles 
aufzubauen“, erzählt Bürger-
meister außer Dienst Heinrich 
Madlmayr. Er hat zusammen mit 
seinem Bruder und zahlreichen 
freiwilligen Helfern im Jahr 
1965 begonnen, aus dem provi-
sorischen Flussbad eine traum-
hafte Naturoase werden zu 
lassen. Rund drei Jahrzehnte hat 
dieses gewaltige Projekt gedau-
ert, heute findet sich an der Rodl 
in Gramastetten ein großzügiger 
Schwimmbereich, Toiletten, 
Umkleidekabinen, Duschen, ein 
Buffet, ein Kinderbecken und ein 
Spielplatz. „In Zusammenarbeit 
mit der VOEST, dank vieler 
Spenden und unzähliger Freiwil-
liger haben wir das Staubecken 
und damit auch das Rodlbad so-
zusagen selbst gebaut. Ich habe 
zum Beispiel keinen Urlaub ge-
macht, sondern war stattdessen 
auf der Baustelle“, erinnert sich 
Madlmayr. Das Bad ist ein sim-
ples Fluss-Staubecken. Mittels 
einer Schleuse können der Was-
serstand und der Wasserdurch-
lauf kontrolliert und variiert 
werden. Das Wasser selbst ist 
damit immer frisch, Chemikalien 
werden nicht benötigt. „Unser 
Wasser erscheint manchmal 
bräunlich, das liegt aber einfach 
daran, dass es Stoffe gebunden 
hat, die Heilwirkungen haben. 
Viele Leute, die Ausschläge 
oder andere Hautprobleme 
haben, gehen ein paar Mal ins 
Rodlbad und sind geheilt“, so 

Fo
to

:R
ot

h
en

de
r

KOMMUNAL 04 | 201440



NATURBÄDER

tigen Eintrittsgelder wollen wir 
einen starken Umweltgedanken 
berücksichtigen. So könnten 
wir uns vorstellen, dass wir viel-
leicht nur für die Autoparkplätze 
Geld verlangen und keinen 
generellen Eintrittspreis, aber 
das müssen wir noch durchkal-
kulieren“, so Muerkl.   

Anifs perfekt genutzte 
Schottergrube

Während sich das Badesee-Pro-
jekt in Wiener Neustadt noch 
in den Kinderschuhen befindet, 
wurde in der Salzburger Ge-
meinde Anif bereits Ende der 
1960er-Jahre begonnen, eine 
bestehende Schottergrube als 
Naherholungsgebiet zu nutzen. 
Grundeigentümer ist zwar nicht 
die Gemeinde selbst, sondern 
Johannes Graf von Moy. Jener 
begrüßt es aber, sein Grund-
eigentum als Badelandschaft 
zur Verfügung zu stellen. Eine 
Toilettenanlage und ein kleines 
Buffet sowie ein Badesteg bilde-
ten damals den Grundstein, auf 
dem der heutige Pächter, Gerald 
Goffriller, aufbauen konnte. 
Er führt das Waldbad Anif seit 
beinahe 20 Jahren als reines Pri-
vatunternehmen. „Das Waldbad 
Anif ist kein typisches Spaßbad, 
sondern vielmehr eine Oase der 
Ruhe inmitten möglichst unbe-
rührter Natur. Kein Lärm, keine 
Disco, keine lauten Events. Wir 
haben uns der Verwendung 
von natürlichen Materialien 

verschrieben, kein Kunststoff, 
kein Asphalt, keine Chemie. 
Wir verwenden ausschließlich 
Holz, Stein und Metall für alle 
baulichen Maßnahmen“, erzählt 
Pächter Goffriller. 

Wenngleich die Ruhe und die 
Nähe zur Natur im Mittelpunkt 
stehen, so ist das Freizeitange-
bot sehr umfangreich. Neben 
dem Baden im Grundwassersee 
mit Trinkwasserqualität gibt es 
Beachvolleyballplätze, Tischten-
nistische, man kann Badminton 
spielen, tauchen oder im Kletter-
park sein Adrenalin wortwört-
lich in alle Höhen treiben. Die 
Zusammenarbeit mit dem Bür-
germeister und den gesamten 
Gemeinderatsmitgliedern  
ist Badpächter Goffriller ein  
großes Anliegen: „In Koopera-
tion mit der Gemeinde erhalten 
die Bewohner von Anif einen 
stark vergünstigten Eintritt  
in das Waldbad – diese bürger-
nahe Zusammenarbeit hat  
sich über Jahre bestens  
bewährt.“

„Selbstveständlich müssen unbe-
dingt alle gesetzlichen Richtlinien 
genauestens berücksichtigt wer-
den, wie eben Naturschutz- und 
Wasserrechtsbestim-
mungen. Zudem ist 
eine intensive interne 
Planungs- und Abstim-
mungsphase wichtig, 
um eigene Ziele nach 
außen an die Bevölke-
rung kommunizieren 
zu können. Nur dann 
kann es einen sinnvollen Prozess 
der Bürgerbeteiligung geben, wo 
beide Seiten ihre Interessen wahren 
können.“ 
Mag. Christian 
Muerkl, Dienststellen-
leiter aus Wiener Neustadt

„Je mehr Natur desto besser und 
Qualität ist nachhaltiger und damit 
besser als Quantität! Die Festlegung 
des Angebots für eine oder wei-
nige „Zielgruppen“ 
ermöglicht effektives 
Management und 
Authentizität. Der 
Kinderspielplatz in 
einer Ruhezone macht 
einfach keinen Sinn. 
Nach meiner Erfahrung 
ist es auch von be-
deutendem Vorteil für den Betrieb 
einer solchen Einrichtung, wenn das 
gesamte Management in einer Hand 
liegt. Die Korrelation von Gelände, 
Eintritt und Gastronomie ist am bes-
ten aus einem „Guss“. Dadurch kann 
ein kompaktes Angebot geschaffen 
werden, und größtmögliche Flexibili-
tät und Unabhängigkeit erfreuen den 
Betreiber und damit die Gemeinde.“
Gerald Goffriller, Pächter Waldbad 
Anif

„Man sollte unbedingt alle Bewoh-
ner der Gemeinde in solche Projekte 
einbinden und ihnen die Möglichkeit 
geben, sich einbrin-
gen zu können. Das 
animiert sie, dass sie 
gerne mithelfen, wo 
und wie sie können. 
Außerdem sollte man 
versuchen, bei der 
Erstellung eines Na-
turbades so wenig wie 
möglich in die Natur einzugreifen, 
sonst ist es ja auch kein wirkliches 
Naturbad mehr.“
Heinrich Madlmayr, Bürgermeister 
a. D., Gemeinde Gramastetten

TIPPS DER GEMEINDEN

Das Waldbad Anif ist kein typisches Spaßbad, sondern vielmehr eine Oase der Ruhe inmitten mög-
lichst unberührter Natur. 

Selbstverständlich müssen unbedingt alle 
gesetzlichen Richtlinien genauestens berück-
sichtigt werden, wie eben Naturschutz- und 
Wasserrechtsbestimmungen. 

Mag. Christian Muerkl, Dienststellenleiter  
aus Wiener Neustadt
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Zahlscheine und Zählerstands-
karten versendet, die Amts- 
signatur aufgebracht oder die 
Empfänger-Plattform der Post, 
der „Post Manager“, schnell und 
einfach genutzt werden. Das 
alles mit nur einer Schnittstelle, 
ohne laufende Kosten (lediglich 
eine einmalige Freischaltgebühr 
ist zu entrichten) und mit pro-
fessioneller Unterstützung bei 
der Implementierung. Auch die 
Zustellungs- und Responsedaten 
(Status, Übernahmebestätigung, 
Eingang der Zählerstandskarten 
usw.) können beobachtet wer-
den und sind automatisch im 
GeOrg hinterlegt.

zählerstand.at
Mit der Selbstablesekarte von 
zählerstand.at für Wasser und 
Energie kann der Zählerstand 
komfortabler denn je abgele-
sen werden. Die Abwicklung 
ist einfach und preiswert und 
die Abnehmer profitieren von 
bereitgestellten Verbrauchsin-
formationen. Die Bekanntgabe 
der Zählerstände kann gratis per 
Post oder via Internet, Smart-
phone und Tablet erfolgen. 
Die Post scannt die Karten und 
übermittelt die Daten an den 
Versorger, wo sie gespeichert 
werden – Plausibilisierungsprü-
fungen zwecks Fehlervermei-
dung inklusive.

Die Post – Ihr kompetenter Partner

Hybrid-Lösungen für Gemeinden 
bringt Effizienzsteigerung

Das Versandmodul
Das Versandmodul der Österrei-
chischen Post bringt viele Vor-
teile für die österreichischen Ge-
meinden. Es übernimmt Doku-
mente aus beliebigen Systemen 
und ermöglicht die rechtsgültige 
elektronische oder physische Zu-
stellung. Ist der Empfänger auf 
elektronischem Weg erreichbar, 
wird elektronisch versendet, 
andernfalls kann das Dokument 
automatisch im gewünschten 
Output Center gedruckt, ku-
vertiert und per Post zugestellt 
werden. So ist nicht nur die 
Vertraulichkeit garantiert, es 
werden auch Kosten für Druck 
und Porto gespart. Der Bürger 
kann damit, gemäß seiner Präfe-
renz, vollautomatisch und sicher 
kontaktiert werden. 
Mit GeOrg, der Software zur 
Erleichterung der täglichen 
Verwaltungsarbeit, haben nun 
alle Gemeinden die Möglichkeit, 
das Versandmodul, SAP sowie 
weitere praktische Services zu 
nutzen. So können der Hybride 
Rückscheinbrief, elektronische 

Österreichische Post AG
Unternehmenszentrale
Haidingergasse 1, 1030 Wien
Business-Hotline: 
Tel.: 0800 212 212
www.post.at/geschaeftlich
www.comm-unity.at

INFORMATION

Die neue „Hybride Zustellung“, also die elektronische und physische Zustellung aus einer Hand, 

erleichtet nicht nur die Verwaltungsarbeit der Gemeinden. Sie ist auch kostenbewusst und effizient. 

Die Post garantiert ihren Partnern in den Gemeinden Kostenersparnis, Sicherheit und Vertraulichkeit.

Gemeinde

versandmodul
der Post

Dokumente
Elektronischer Versand

Physischer Versand, wenn 
elektronisch unzustellbar

Bürger

Rückschein

Verständigung zur Hinterlegung

 in Abgabeeinrichtung eingelegt

 an Abgabestelle zurückgelassen

 an Eingangstür angebracht RSRSRSRSBeginn der Abholfrist

Hinterlegung 
bei Post-Geschäftsstelle                                                           

ÖSTERREICHISCHE POST AG
Briefsendung Bar freigemacht

RSa
Formular 2 zu § 22 des Zustellgesetzes

Eigenhändig

Schriftart: 
Arial Bold
in 9 Punkt

Schriftart: 
Arial Heavy 
Condensed
in 70 Punkt

GZ Einzeilig in Schrift Arial mit 10 Punkt Größe mit 80 Zeichen braucht ungefähr diesen Platz

Bevollmächtigte und Kanzleiangestellte sind von 
der Zustellung ausgeschlossen (§ 13 Abs. 2 u. 4)!

Nicht an Postbevollmächtigte! Nicht nachsenden!
Nicht an Ehegatten / Partner zustellen! Nicht an Elternteil zustellen!

Zustellung trotz allfälliger Behinderung und bestehender Sachwalterschaft!

RSa
Eigenhändig

Absender/Rücksendeadresse: Bezirksgericht Musterstadt, Musterplatz 10, 1234 Musterort

Fa.
Max Mustermann GmbH
z.Hd. Herrn Max Mustermann
Musterstraße 1
1234 Musterort mit bis zu 40 Zeichen Länge

Rücksendeadresse: Landesgericht Musterland, Musterstraße 1, 5678 Musterort  (Arial Bold/Roman, 8 Punkt)

Hybrid Rückscheinbrief für Ämter und Behörden
Adaptiertes Formular zu § 22 des Zustellgesetzes

GZ 1234567890 1234567001

Absender: Bezirksgericht Musterstadt

BA 20 BMJABC 12 0000000001
Rücksendeadresse: Bundesrechenzentrum GmbH, Hintere Zollamtsstraße 4, 1030 Wien

Herr
Max Mustermann
Musterstraße 1
Stiege 1, Tür 1
1234 Musterort

RSa
Eigenhändig
  Hybrid Rückschein für Ämter und Behörden

  Adaptiertes Formular zu § 22 des Zustellgesetzes

Nicht an Postbevollmächtigte!
Nicht nachsenden!
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www.gemeinde
             organisator.at
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Für Gemeinden entsteht kein zusätzlicher Verwaltungsaufwand

In den meisten Gemeinden
und den Wiener Bezirksäm-
tern sind die Formulare der
GIS Gebühren Info Service
GmbH, die für die Einhe-
bung der Rundfunkge-
bühren verantwortlich ist,
erhältlich. Ein Service, der
von vielen Bürgerinnen und
Bürgern in Anspruch ge-
nommen wird und auf der
Service-Linie der Ämter
liegt, erste Anlaufstelle für
Bürgeranliegen zu sein. 
Der GIS-Aufsteller mit den
Formularen in den Amts -
räumlichkeiten erspart dem
Bürger also einen Weg und
somit Zeit. Die von den Ge-
meinden in dankenswerter
Weise eingeräumte – und
vom Österreichischen Ge-
meindebund unterstützte –
Serviceleistung bezieht sich
ausschließlich auf die Aufla-
ge der Formulare, damit für

die Bürgerinnen und Bürger
ein einfacher Zugang zu
den Vordrucken ermöglicht
wird. Keinesfalls soll den
Gemeinden ein zusätzlicher
Verwaltungsaufwand für in-
dividuelle Beratungsleistun-
gen entstehen. Denn dafür

steht die GIS zur Verfügung
– mit dem Internet-Auftritt
(www.gis.at), einer Service-
Hotline (0810 00 10 80), 
einer E-Mail-Kontaktadres-
se (kundenservice@gis.at)
bzw. der Postadresse (Post-
fach 1000, 1051 Wien) so-
wie Service-Zentren in 
Wien, Graz, Linz und Inns-

Der GIS-Aufsteller mit den Ge-
bühren-Formularen befindet
sich in den Gemeindeämtern.

E
.E

.

GIS – Gebühren
Info Service GmbH.
Dr. Herbert Denk, 
Ltg. Marketing
Tel.: 05 0200 – 147
E-Mail: herbert.denk@

gis.at
www.gis.at 

Information

bruck für die persönli-
che Kundenberatung.
Auch ist nicht vorgese-
hen, dass die Gemeinde
die Formulare entge-
gennimmt. Mit den
Rückversandkuverts in
den GIS-Aufstellern
können Anträge und
Formulare bequem von
den Bürgern bestellt
werden.

GIS-Formulare im Gemeindeamt
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Das Produktprogramm: • Bürocontainer
 • Sanitärcontainer
 • Lagercontainer

Ihre Vorteile: • Flexible Raumlösungen
 • Attraktives Preis-Leistungsverhältnis
 • Beratung vor Ort

Kontaktieren Sie uns 

Telefon: +43 2236 601-0 
E-Mail: ctx@containex.com

Kindergarten mit Satteldach Schule zweistöckig mit SekundärdachKindergarten Gruppenraum

CTX_KOMMUNAL-INSERAT(180x124)_2014-rz.indd   1 06.02.14   10:38



     KOMMUNALMESSE KEHRT AN GEBURTSORT ZURÜCK

Unser damaliger Verleger, der 
unvergessene Prof. Walter Zim-
per, meinte in seinem Editorial, 
dass „die Kommunalmesse im 
September 1995 eine neue 
Dimension der vielfältigen und 
dichten Beziehungen zwischen 
den Kommunalpolitikern Ös-
terreichs und der heimischen 
Wirtschaft einleiten könnte“. 
Denn es sei ja unbestritten, dass 
Österreichs Gemeinden die 
größten Investoren des Landes 
sind und die Beschlüsse ihrer 
Entscheidungsträger ein wichti-
ger Indikator für das Wohl oder 
Wehe der österreichischen Wirt-
schaft. Diese existenzielle Wech-
selwirkung wurde aber noch 
nie so öffentlich dokumentiert 
wie beim Zweifachnutzen in 
Oberwart: Kommunalkongress 
und Kommunalmesse unter 
einem Dach. Soweit Prof. Walter 
Zimper 1995.

Und heute?

2014 kehrt die Kommunalmesse 
wieder an ihre Gründungsstätte 
zurück, das zweite Mal nach 
2005. Aber immer noch haben 
die Worte unseres Professors 
Gültigkeit, immer noch gibt es 
dieses existenzielle Wechselwir-
kung. Und es gibt immer noch 
diesen Zweifachnutzen. Am 12. 
und 13. Juni geht das kommu-
nale Jahreshighlight über die 

Bühne. Die Kommunalmesse 
und der Gemeindetag, ergänzt 
um eine Fachtagung und „auf-
gepeppt“ durch den Bundes-
kongress des Fachverbandes 
leitender Gemeindebedienstete, 
bringen immer noch die Ent-
scheidungsträger zusammen. 

Und das sagen die  
Entscheider 2014

„Lebenswerte Gemeinden ge-
stalten“, unter diesem Motto 

steht die Kommunalmesse 2014. 
Zahlreiche spannende The-
menfelder werden auch bei der 
diesjährigen Kommunalmesse 
auf einer Ausstellungsfläche 
von 9000 m2 abgedeckt, von der 
Abfallwirtschaft und Energie-
wirtschaft, über IT- und E-Go-
vernment, Soziale Infrastruktur, 
Verwaltung, Wasser- und Kanal-
technik sowie vieles mehr. 
Der große Vorteil der Kommu-
nalmesse liegt darin, dass hier 
die „Entscheider“ und „Anwen-

61. Gemeindetag & Kommunalmesse

Gemeinden öffnen 
Grenzen

Katharina Lehner, Hans Braun

Eines der wohl berühmtesten „Burgenland-Motive“ der 

jüngeren Vergangenheit zeigt Österreichs Außenminis-

ter Alois Mock und sein ungarisches Pendant Gyula Horn 

beim Zerschneiden des Eiseren Vorhangs. Nachdem 

Österreichs jüngstes Bundesland seit 1955 an einer 

„toten Grenze“ gelebt hatte, waren die Mauern gefallen.

Erfolgsstory Kommunalmesse begann 
1995 in Oberwart

„Das KOMMUNAL(-Magazin) als offizielles Organ 
des Österreichischen Gemeindebundes wird in 
gewohnt kompetenter und professioneller Weise 
den heurigen Gemeindetag und die Kommunal-
messe publizistisch aufarbeiten. Beim Gemeinde-
tag selbst wird eine Sondernummer des Maga-
zins an die rund 2500 Teilnehmer verteilt ...“ 

Eins zu eins kann man diesen Beitrag aus dem 
Jahr 1995 übernehmen, denn auch 24 Jahre 
nach der allerersten Kommunalmesse deckt 
KOMMUNAL „in gewohnt kompetenter und pro-
fessioneller Weise“ die Berichterstattung rund 
um Österreichs größten kommunalpolitischen 
Event ab.

Eines der berühmtesten Fotos des 20. Jahrhunderts: 
Die Öffnung des Eisernen Vorhangs durch Alois Mock 
und Gyula Horn.
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

Ich bin‘s, dein
Fernseher. Heute will ich  

den österreichischen Gemeinden 
DANKE sagen und ein paar  

Fragen beantworten.

Eine Gemeinde fragt: Warum haben wir einen 
GIS-Aufsteller im Gemeindeamt?
Fernseher: Das Gemeindeamt ist bei allen Fragen 
rund um die  An- und Abmeldung DIE Anlaufstelle 
für den Bürger. Das macht jedes Gemeindeamt zum 
Know-How-Träger darüber, wer gerade wo einge- 
zogen ist, beziehungsweise wohin er seinen Wohn- 
sitz verlegt hat. Der Aufsteller im Gemeindeamt 
erspart der Bürgerin und dem Bürger also einen 
Weg und somit Zeit.

Wie bekommt die Gemeinde aktuelle Formulare 
oder Kuverts?
Fernseher: Es gibt eine eigene E-Mailadresse die 
nur für diesen Zweck eingerichtet wurde.  
Sie lautet: gis.info@gis.at. Sie bekommen die 
Formulare und Kuverts rasch und für das Gemeinde- 
amt selbstverständlich kostenfrei zugesendet.

Soll die Gemeinde die Formulare entgegennehmen?
Fernseher: Nein, mit den Rückversandkuverts 
können Anträge, Formulare und Einzugsermäch- 
tigungen bequem von der Bürgerin und dem 
Bürger an die GIS gesendet werden.

Wo bekommt man mehr Informationen zur 
Gebührenpflicht?
Die GIS bietet auf ihrer Homepage www.gis.at   
und unter der Service-Hotline 0810 00 10 80 alle 
Informationen rund um die Rundfunkgebühren an.

Für die hervorragende Zusammenarbeit  
mit mehr als 2300 Gemeinden,  

Bezirksämtern,  Sozialstellen und  
Bürgerdiensten in ganz Österreich,  

als Service an Ihren  
Bürgerinnen und Bürgern  

bedankt sich  

Kommunal.indd   1 23.11.2011   13:34:21

der“ aus den Gemeinden, also 
Bürgermeiser, Amtsleiter oder 
Bauhofmitarbeiter, direkt in 
Kontakt mit Vertretern aus der 
kommunalen Wirtschaft treten. 
4000 kommunale Anwender 
und Entscheider werden auf der 
Messe in Oberwart erwartet.
Nicht umsonst ist die Kommu-
nalmesse somit „Österreichs 
größte Leistungsschau für 
Gemeinden“. Viele namhafte 
Unternehmen sind bereits zum 
wiederholten Male auf der Kom-
munalmesse mit dabei.

Die k5-Partner (Gemdat 
Niederösterreich, Gemdat 
Oberösterreich, Kufgem-EDV, 
Gemeindeinformatik und PSC 
Public Software & Consulting) 
sind langjährige Partner der 
Kommunalmesse. Sie setzen mit 
k5 einen neuen Standard im 

Wir sehen diese Veran-
staltung als Plattform für 
einen effizienten Informa-
tionsaustausch mit den 
Entscheidungsträgern der 
öffentlichen Verwaltung.

Raimund Koch,               
Geschäftsführer PSC
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Kommunalmanagement, hinter 
dem bereits 1500 Gemeinden 
stehen. Ziel bei der Entwicklung 
von k5 war es, die Menschen 
in den Mittelpunkt zu stellen 
und daher ist auch die Kommu-
nalmesse ein wichtiger Ort des 
Treffens und des Vernetzens: 
„Wir sind langjähriger Partner 
der Kommunalmesse und 
sehen diese Veranstaltung als 
Plattform für einen effizienten 
Informationsaustausch mit 
den Entscheidungsträgern der 
öffentlichen Verwaltung. Wir 
präsentieren unsere Produkte 
auf den Ständen 40 bis 43 und 
erwarten regen Besuch sowie 
großes Interesse der Besucher!“, 
freut sich Raimund Koch, Ge-
schäftsführer der PSC Public 
Software & Consulting GmbH.

Innovative Lösungen

Philips ist bereits zum dritten 
Mal in Folge auf der Kommunal-
messe vertreten und präsentiert 
innovative Lösungen für die 
Umstellung auf LED-Beleuch-
tung. Ziel ist es, die breiten An-
wendungsmöglichkeiten dieser 
innovativen Technologie in der 
professionellen Beleuchtung 
zu demonstrieren, von extrem 
energiesparenden Lösungen in 
der Straßenbeleuchtung  bis hin 
zu attraktiven Anstrahlungspro-
jekten.

Zum Beispiel kann eine Ge-
meinde in der Straßenbeleuch-
tung durch den Austausch auf 

LED-Lösungen bis zu 80 Prozent 
Energiekosten sparen.
Durch deutlich höhere Energie-

effizienz und geringere Betriebs-
kosten entlasten innovative 
Lichtkonzepte die Stadtkassen 
und tragen zur Verbesserung 
der urbanen Lebensqualität, zu 
einem attraktiveren Stadtbild 
und mehr Sicherheit auf Stra-
ßen und Schutzwegen bei. „Die 
Kommunalmesse ist für Philips 
Licht eine bewährte Plattform 
für Austausch und Diskussion 
mit Kunden und Partnern“, so 
Vertriebsleiter Norbert Kolowrat. 
„Wir erwarten einen regen Be-
sucherzustrom und  freuen uns 
auf konstruktive Gespräche in 
Oberwart.“

Wir erwarten einen regen 
Besucherzustrom und   
freuen uns auf konstruktive 
Gespräche in Oberwart

Norbert Kolowrat,  
Vertriebsleiter Philips

Im MEZO, Messezentrum Oberwart, wird die diesjährige Kommunalmesse mit einer Ausstellungs-
fläche von 4000 m2 abgehalten.

UNSERE PROJEKTBERATUNG
FÜR ÖSTERREICHS INFRASTRUKTUR.
Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für die 
wirtschaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. Die Expertinnen 
und Experten der Kommunalkredit Austria sorgen mit ihrem Know-how 
und ihrer Erfahrung dafür, dass Ihr Vorhaben nachhaltig erfolgreich 
wird – ob im Segment soziale Infrastruktur, Energie und Umwelt oder 
Verkehr. Von der Strukturierung über die ideale Finanzplanung bis hin zum 
Projektmanagement stehen wir Städten, Gemeinden und Unternehmen 
verlässlich zur Seite. 

ÖSTERREICHS BANK FÜR INFRASTRUKTUR
INFRA BANKING EXPERTS

www.kommunalkredit.at
ENERGIE & 

UMWELT
SOZIALE

INFRASTRUKTUR VERKEHR
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Seit mehr als vierzig Jahren bieten wir professionelle Bau-
leistungen für Instandsetzung, Substanzerhaltung und zur 
Verbesserung der Oberflächeneigenschaften von Beton und 
Asphalt auf Industrie- und Betriebsflächen, Verkehrsflächen 
sowie auch Flugbetriebsflächen. 
 
POSSEHL SPEZIALBAU bietet alle Arbeiten aus einer Hand 
– unser individueller Service ist Ihr Vorteil in der Zusam-
menarbeit mit uns.
Fugentechnik, Dünnschichtdecken in Kaltbauweise oder 
Beschichtungen aller Art – dies sind nur einige unserer 
Fachbereiche, in welchen wir nicht umsonst als die Spezia-
listen gelten.

Ihr Partner für eine professionelle Rissesanierung

Rechtzeitige Maßnahmen zur Substanzerhaltung sind un-
verzichtbar – heute sanieren, morgen davon profitieren!

Informieren Sie sich auf unserer Homepage oder rufen Sie 
einfach an – wir freuen uns auf Sie!

POSSEHL SPEZIALBAU GESMBH
9112 Griffen 161
Tel. +43 (4233) 2107-0
Fax +43 (4233) 2107-15

e-mail: office@possehl-spezialbau.at
http://www.possehl-spezialbau.at

E
n

tg
e

lt
li

ch
e

 E
in

sc
h

a
lt

u
n

g

Wann? 
Donnerstag, 12. Juni 2014 
von 9.00 bis 17.00 Uhr
Freitag, 13. Juni 2014 
von 9.00 bis 13.00 Uhr

Wo? 
MEZO 
Messezentrum Oberwart
Informstraße 1
7400 Oberwart

Was?
•	 Garant für hochkarätiges 

Fachpublikum
•	 Hoher Praxisbezug
•	 Über 4000 Entscheider und 

Anwender aus Österreichs 
Gemeinden

•	 ca. 9000m2 Austellungs-
fläche

Anmeldeschluss  
für Aussteller:  
18. April 

 
Informationen
Österreichischer 
Kommunal-Verlag
Löwelstraße 6/2. Stock
1010 Wien

 
Messeleitung:
 
Sissy Seidl
Tel.: +43(0)1/532 23 88 – 31
elisabeth.seidl@kommunal.at

Mag. Irmgard Butter
Tel.: +43(0)1/532 23 88 – 33
irmgard.butter@kommunal.at

www.diekommunalmesse.at

  FACT-BOX  KOMMUNALMESSE 2014

Donnerstag, 12. Juni 2014
•	 ab 8.30 Uhr: Check-In 61. 

Österreichischer Gemeinde-
tag, Zentralfoyer

•	 9.15 Uhr: Eröffnung der 
Kommunalmesse, Halle 1 
und 2

•	 10.30 Uhr: Tagung des 
Fachverbandes der leiten-
den Gemeindebediensteten 
Österreichs (FLGÖ), Halle 1a

•	 14.00 Uhr: Eröffnung 
des 61. Österreichischen           
Gemeindetages, Halle 1a

•	  15.00 Uhr: Fachtagung 
Gemeindetag, Halle 1a

•	  19.30 Uhr: Galaabend in 
der Burgenlandhalle  	  

Freitag, 13. Juni 2014
•	 9.00 Uhr: Beginn der   Kom-

munalmesse
•	 9.30 Uhr: Haupttagung 

zum 61. Österreichischen 
Gemeindetag in der          
Burgenlandhalle

•	 12.00 Uhr: Messerundgang 
& kulinarischer Ausklang

•	 13.00 Uhr: Ende Kommu-
nalmesse

 

Informationen:
www.gemeindetag.at

  PROGRAMM 61. ÖSTERREICHISCHER GEMEINDETAG
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WIRTSCHAFTSINFO

Die bekannte Redensart, was 
Hänschen nicht lernt, lernt Hans 
nimmermehr, ist somit zumin-
dest teilweise falsch. Um sich 
optimal zu entwickeln, brau-
chen unsere Kinder Bewegung. 
Leider kommt Toben, Hüpfen 
und Kraxeln heute oft zu kurz 
und auch die Alltagsbewegung 
fällt häufig komplett weg. Ob-
wohl sich körperliche Aktivität 
positiv auf Konzentrationsfähig-
keit und Stimmung auswirkt.

Spezielle Freizeitanlagen 
unterstützen Fitness

Es gibt bereits spezielle Frei-
zeitanlagen die basierend 
auf diesen Erkenntnissen der 
Gehirnforschung einen Beitrag 
zur körperlichen und geistigen 
Gesundheit der Bevölkerung 
leisten. Zudem werden durch 
den Einsatz von geeigneten 
Trainingsgeräten auch die 
koordinativen Fähigkeiten wie 
Balance und Bewegungsabläufe 
trainiert. Leider fehlen häufig 
die geeigneten Anlagen. Das 
zu ändern hat sich ein junges 
Unternehmen aus Schladming 
auf die Fahnen geschrieben. 

Alpreif GmbH kommt, wie der 
Name erahnen lässt, aus dem 
alpinen Wegebau und betreibt 
mehrere Downhill-Bikeparks in 
bekannten Skiressorts. Speziell 
für Kommunen, Schulen und 
Freizeiteinrichtungen wurde 
ein neuartiges Anlagenkonzept 
entwickelt mit dem Namen 
MATCHLAP.

MATCHLAP-FUNCOURT

Matchlap ist ein mit Spezialbe-
lag beschichteter Rundkurs mit 
Steilkurven und exakt dimensi-
onierten, richtig positionierten 
Wellen, um mittels Gewichts-
verlagerung Geschwindigkeit zu 
generieren und über mehrere 
Runden zu halten. Mit der 
Anlage wird ein Zeitmess-Sys-
tem installiert. Er ist mit den 
verschiedensten Geräten, zum 
Beispiel Rollern, Inlineskates 
oder Fahrrädern, befahrbar. Ver-
wendet werden ausschließlich 
natürliche Rohstoffe. 

Körperliche Aktivität hält nicht 
nur den Körper fit, sondern 
stärkt auch den Geist. Beim 
Sport wird die Bildung neuer 
Nervenzellen im Gehirn stimu-
liert und dadurch die kognitive 
Leistungsfähigkeit gesteigert. 
Zudem wird neurodegenerati-
ven Erkrankungen vorgebeugt.
Die beim Sport entstandenen 
neuen Nervenzellen haben 
besondere Fähigkeiten, denn 
sie sind leichter zu erregen und 
können schneller Synapsen 
bilden. 

Was Hänschen noch lernt,
 
dazu hat Hans die Zeit nicht 
mehr. Falsch hingegen ist die im-
mer noch verbreitete Meinung, 
dass sich im Gehirn von Erwach-
senen keine neuen Nervenzellen 
mehr bilden und sich die Zahl 
der Neurone im Laufe des Le-
bens verringert. Dies zu bewei-
sen gelang dem schwedischen 
Forscher Thomas Björk-Eriksson 
von der Universität Göteborg. 

www.MATCHLAP.at

INFORMATION
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Beispiel eines 
einfachen 

Rundkurses

Forscher sind sich einig: Ein paar Stunden Sport pro Woche sorgt auch für Fitness im 

Kopf. Es gibt spezielle Freizeitanlagen die in Städten und Gemeinden 

installiert werden und die basierend auf den  

Erkenntnissen der Gehirnforschung  

einen Betrag zur körperlichen 

und geistigen Gesundheit leisten.

Im Outdoor-Funcourt Matchlap können auf Rädern die Koordinationsfähigkeit und Ausdauer 
trainiert werden.

Mach mit – bleib fit!
Neuartige Freizeitanlagen für fitte Muskeln fördern das Denken

KOMMUNAL 04 | 201448



WIRTSCHAFTSINFO

Österreichischen Gemeindebund 
Mitglied sind. Die Verleihung 
des 1. „Gemeinde-Bodenschutz-
preises“ findet im Rahmen des 
61. Österreichischen Gemein-
detages (12./13. Juni 2014) in 
Oberwart statt.

Nachhaltig und  
vorbildhaft

„Mit diesem erstmalig ausge-
schriebenen Preis sollen jene 
Gemeinden ausgezeichnet wer-
den, die mit der Ressource Bo-
den nachhaltig und vorbildhaft 
umgehen. Denn die Gemeinden 
sind die wichtigsten Boden-
schützer. Sie haben in Österreich 
die Raumordnungskompetenz 
und damit den Bodenschutz in 
der Hand. Mit einer bodenscho-
nenden Raumplanung wird das 
Klima von morgen gemacht und 
nicht die Zukunft unserer Kinder 
verbaut“, erklärt der Initiator 
des Preises, Dr. Kurt Weinberger.

Warum ist Bodenschutz  
so wichtig?

Mit dem raren Gut Boden wird 
in Österreich viel zu sorglos um-
gegangen. Der Österreichischen 
Hagelversicherung als Naturka-
tastrophenversicherer der Land-
wirtschaft, die über den Hagel 
hinaus auch z.B. Hochwasser, 
Trockenheit etc. an landwirt-
schaftlichen Kulturen versichert, 
liegt enorm viel daran, dass der 
gegenwärtige enorme Bodenver-
brauch umgehend und deutlich 
reduziert wird. Derzeit werden 
in Österreich täglich 22,4 Hek-
tar Boden – das ist die Größe 
eines durchschnittlichen heimi-
schen Bauernhofs – verbaut. Das 
Verbauen und Versiegeln von 
wertvollem Acker- und Grün-
land hat negative ökologische 
und wirtschaftliche Folgen. 
Wirtschaftliche Konsequenzen 
deshalb, weil damit die Lebens-
mittelversorgungssicherheit 
Österreichs nachhaltig gefährdet 
wird und wir zunehmend von 
Lebensmittelimporten abhängig 
werden. Ökologische Folgen, 
weil der Boden als CO2-Speicher 
(Photosynthese) entscheidend 
für eine funktionierende Um-
welt ist. Wenn große Flächen 
des CO2-Speichers „Boden“ ver-
siegelt werden, wird die 
Erderwärmung mit einer Zu-
nahme von Wetterextremereig-
nissen beschleunigt. Auch die 
Fähigkeit des Bodens, Wasser zu 
speichern und zurückzuhalten, 
fällt weg. Boden ist also ein 
wichtiger Klimaschutzfaktor. 

Der Preis für weniger Bodenverbrauch ist mit insgesamt EUR 10.000 dotiert

Hagelversicherung schreibt 
1. Bodenschutzpreis aus

Der Bodenschutzpreis wird an 
die drei Gemeinden mit dem 
nachhaltigsten Umgang mit 
der Ressource Boden vergeben. 
Einreichschluss ist der 30. April 
2014. Die Jury, bestehend aus 
dem Rektor der Universität für 
Bodenkultur Wien Univ.-Prof. 
Dipl.-Ing. Dr. Dr. h.c.mult. 
Martin Gerzabek, dem stellver-
tretenden Geschäftsführer des 
Umweltbundesamtes Dr. Karl 
Kienzl, der Geschäftsführenden 
Gesellschafterin der Brainbows 
Informationsmanagement 
GmbH Monika Langthaler 
M.Sc., dem Präsidenten des 
Österreichischen Gemeinde-
bundes, Helmut Mödlhammer, 
dem Präsidenten der Landwirt-
schaftskammer Österreich Abg. 
z. NR Ök.-Rat Ing. Hermann 
Schultes und dem Vorstandsvor-
sitzenden der Österreichischen 
Hagelversicherung, Dr. Kurt 
Weinberger, ermittelt die Preis-
träger. Teilnahmeberechtigt 
sind alle Gemeinden, die beim 

Jetzt teilnehmen und  
Zukunft sichern!
Teilnahmeberechtigt: alle Mit-
glieder des Gemeindebundes
Einreichungsschluss: 30. April 

Weitere Infos und 
Einreichformular unter: 
Tel.: 01/403 16 81 42 
(Dr. Mario Winkler)
www.hagel.at 

INFORMATIONEN
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Die Österreichische Hagelversicherung schreibt in Kooperation mit  

dem Österreichischen Gemeindebund und dem Umweltbundesamt  

den 1. „Gemeinde-Bodenschutzpreis“ aus. Der Preis ist mit insgesamt 

EUR 10.000 (1. Preis 5000, 2. Preis 3000, 3. Preis 2000 Euro) dotiert. 

Einreichschluss ist der 30. April 2014!
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Bis 2017 werden die regionalen 
Sammelsysteme wie bisher 
zwischen Gemeinden, Städten 
und Abfallverbänden und den 

bestehenden Verwertungssys-
temen ARA, AGR und Ökobox 
abgestimmt. Für die Zeit danach 
werden die Karten derzeit neu 
gemischt. 
So tagt derzeit eine sogenannte 
Stakeholder-Konferenz im 

Lebensministerium, wo unter 
anderem auch Gemeindebund 
und Städtebund mit an Bord 
sind. Da auch Vertreter der So-
zialpartner, der Bundesländer, 
der Entsorgungswirtschaft, der 
Sammel- und Verwertungssys-
teme sowie Vertreter der neuen 
Verpackungskoordinierungsstelle 
in dem Gremium sitzen, werden 
sich die Verhandlungen wohl 
noch ein bisschen hinziehen. Die 
grundsätzlichen Vorgaben für 
die künftige Ausgestaltung der 
Sammlung durch die Systeme 
wird das Lebensministerium da-
rauf aufbauend in einer eigenen 
Verordnung treffen. „Wir sind 
hier laufend in Kontakt und in 
diese Verhandlungen eingebun-
den“, so Gemeindebund-General 
Walter Leiss.
Bei der Veranstaltung in St. 
Pölten begrüßten die Gemein-
debund-Vizepräsidenten Alfred 

Riedl und Rupert Dworak die 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer der Roadshow. Riedl ging 
dabei auf das Ziel der AWG-No-
velle, für mehr Wettbewerb zu 
sorgen, ein: „Wettbewerb ist 
wichtig, aber er darf nicht dazu 
führen, dass gut funktionierende 
Strukturen zerstört werden.“

Die wichtigsten  
Knackpunkte 

Es gilt ein Duplizierungsverbot. 
Das bedeutet, dass die bestehen-
den Sammeleinrichtungen durch 
die Systeme zu berücksichtigen 
sind. Es darf also beispielsweise 
nicht plötzlich neben dem ge-
wohnten ein zweiter Papiersam-
melbehälter stehen.
Mitbenutzung: Da keine Dupli-
zierung der Infrastruktur erlaubt 
ist, müssen Sammel- und Ver-
wertungssysteme die regionalen 
Sammlungen mitbenutzen. 
Sie haben die Sammelmengen 
je Sammelkategorie (Papier-, 
Glas-, Metall- und Leichtverpa-
ckungen) entsprechend ihrem 
monatlichen Marktanteil an 
Übergabestellen zu übernehmen 
und sind danach für Sortierung 
und Verwertung dieser Mengen 
verantwortlich. Wie ARA-Chef 
Werner Knausz dazu aber an-
merkte: „Das steht und fällt na-
türlich mit der Kontrolle. Wenn 
das niemand überprüft …“

Roadshow informiert über die Neuerungen des Abfallwirtschaftsgesetzes

„Eine offizielle Stellungnahme? 
Einfacher wird’s nicht!“

Hans Braun, Helmut Reindl

Seit die Europäische Union 2008 zur Förderung von fairem Wettbewerb 

eine Novelle des Abfallwirtschaftsgesetzes auf den Weg gebracht hat, ist 

die Unruhe unter Gemeinden und Verbänden groß. Die neue Verpackungs-

verordnung tat das ihre dazu. Gemeindebund und ARA haben deshalb eine 

Roadshow aufgestellt, die im März durch die Bundesländer tourte.  

KOMMUNAL war von der ersten Minute an dabei.

Wichtig ist vor allem, dass alle in der Abfallwirt-
schaft Tätigen – Gemeinden, Verbände und Entsorger 
– über die bevorstehenden Anpassungen informiert 
werden. Diese Informationsdefizite konnten durch 
die Veranstaltungsreihe behoben werden. 

Walter Leiss, Generalsekretär des Gemeindebundes
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ROADSHOW

  STIMMEN DER TEILNEHMER

Es gibt zwei Formen der Mitbe-
nutzung: Bei der Mitbenutzung 
auf Systemebene (§ 30 AWG) 
schließt eine Sammel- und Ver-
wertungssystem einen Vertrag 
mit einem bestehenden System. 
Für die Gemeinden und Entsor-
ger ändert sich nichts, Mengen-
übergang und Rechnungslegung 
erfolgen wie bisher.

Bei der Mitbenutzung auf 
Gemeindeebene (§ 29c AWG) 
schließen die Systeme eigene 
Verträge mit allen Gemeinden, 
Städten und Abfallverbänden 
sowie den betroffenen Entsor-
gern über die Mitbenutzung 
der bestehenden Sammlung 
ab. Die Verrechnung erfolgt in 
dem Fall durch die Kommunen 
und Entsorger monatlich zu den 
jeweiligen Marktanteilen direkt 
an die Systeme.

Wie die Gemeinden und 
Verbände zu ihrem Geld 
kommen

Die Sammel- und Verwertungs-
systeme tragen die monatlichen 
Kosten aliquot zu den jeweiligen 
Marktanteilen des vorvorange-

gangenen Monats. Die exakten 
Prozentsätze zur Mengen- und 
Kostenaufteilung werden mo-
natlich durch das Lebensminis-
terium veröffentlicht. Betroffen 
sind  die Sammelinfrastruktur 
(öffentliche Sammelbehälter-
standplätze, Sammelbehälter, 
Beschaffung und Verteilung 
von Sammelsäcken) und die 
Sammelleistungen (Altstoffsam-
melzentren und die Gebietskör-
perschaft, soweit sie als vertrag-
licher Sammler tätig ist). 
Ab 2015 werden zudem die Er-
fassungsziele (Verpackungen im 
Restmüll) deutlich angehoben. 
Um sie zu erreichen, müssen 
die Sammel- und Verwertungs-
systeme den Gemeinden und 
Städten vermehrt Verpackungen 
abgelten, die mit dem Restmüll 
erfasst werden. Dies ist heute 
schon in Regionen mit Plastikfla-
schensammlung der Fall. Auch 
für andere Verpackungen im 
Restmüll und ihre Abgeltung zur 
Quotenerfüllung gilt künftig die 
Kostenteilung nach Marktanteil. 
Die Öffentlichkeitsarbeit und 
die finanzielle Abgeltung von 
Leistungen der Gemeinden und 
Städte und Abfallwirtschaftsver-
bände (z. B. AbfallberaterInnen) 
durch die Sammel- und Verwer-
tungssysteme werden künftig 
von einer Verpackungskoordi-
nierungsstelle koordiniert und 
von den Systemen umgesetzt. 
Weiters werden  künftig die Mit-
tel zur Förderung von Abfallver-
meidung für alle Sammel- und 
Verwertungssysteme gemeinsam 
durch einen beauftragten Drit-
ten nach Richtlinien des Lebens-
ministeriums vergeben.
Mehre Infos gibt es auf den 
Websites www.gemeindebund.at  
und www.ara.at 

„Das war eine sehr informati-
ve Veranstaltung. Es gibt jetzt 
ein bisschen mehr Klarheit.“ 

Josef Korbath, AWV Leibnitz

„Die Details wurden sehr gut 
aufgezeigt, soweit sie be-
kannt waren. Derzeit laufen 
ja noch Verhandlungen.“

Erich Prattes, LWV Deutsch-
landsberg

„Für die Gemeinden wurden 
hier sicher die richtigen Fra-
gen gestellt. Die Antworten, 
soweit sie bekannt waren 
und von nur einem System zu 
geben waren, waren auch in-
formativ. Aus Gemeindesicht 
würde ich noch wünschen, 
dass die neuen vertraglichen  
Regelungen so weit wie mög-
lich einheitlich sind.“

Alfred Krenn, AWV Leoben

So wie hier in 
Graz waren die 
Veranstatlungs-
säle der Road-
show praktisch 
vollbesetzt. 
Zahlreiche Bür-
germeister und 
Verbandsver-
antwortliche in-
formierten sich 
über die Neue-
rungen des Ab-
fallwirtschafts-
gesetzes.

   FACT-BOX
 
Verpackungssammlung  
der Zukunft
Vorgabe: Es soll sich für die Bürgerinnen und Bürger 
möglichst wenig ändern. Dennoch gibt es auch in der 
getrennten Verpackungssammlung Optimierungspo-
tenziale, die untersucht und – wenn sinnvoll – genützt 
werden sollen, z. B. durch eine Umstellung der her-
kömmlichen Leichtverpackungssammlung auf eine 
Plastikflaschensammlung. Außerdem soll die Verpa-
ckungssammlung regional möglichst vereinheitlicht 
werden. 
Die Eckpunkte für die künftige Verpackungssammlung 
werden in einem breiten Stakeholderdialog unter der 
Führung des Lebensministeriums festgelegt und sollen 
noch heuer bekanntgegeben werden. 

Gemeinsam haben wir in 20 Jahren 
Zusammenarbeit viel geschafft. 
Als verläßlicher Partner für die  
Herausforderungen der Zukunft 
werden wir Sie alle selbstver- 
ständlich aus erster Hand über 
Neuerungen im AWG informieren.

Werner Knausz, Geschäfdtsführer ARA
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Alexander Schmidecker, Raiffei-
sen Leasing, betonte bei der Er-
öffnung den dringenden Hand-
lungsbedarf, der angesichts 
der prekären Situationen vieler 
Gemeinden besteht. Bestätigung 
fanden die Initiatoren in ihrer 
Themenauswahl auch gleich 
durch Helmut Miernicki, Ge-
schäftsführer ecoplus, der in sei-
ner Eröffnungsrede meinte: „Um 
in einer globalisierten Wirtschaft 
erfolgreich zu sein, braucht ein 
regionaler Wirtschaftsstandort 
moderne Antworten, ein ser-
viceorientiertes Umfeld und 
ein geschlossenes Auftreten. 
Im weltweiten Wettbewerb 
mit den Regionen ist es daher 
zielführend, einen Wirtschafts-
standort im Schulterschluss mit 
den Gemeinden, Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen zu 
entwickeln.“ 
Das Marktforschungsunterneh-
men Pitters® Trendexpert lie-
ferte auch heuer wieder brand-
aktuelle Zahlen zum Thema „In-
vestitionen in den Gemeinden“. 
Aufmerksam verfolgten die über 

TAGUNG

200 Teilnehmer die Angaben zur 
finanziellen Situation der Ge-
meinden und ihre geplanten In-
vestitionstätigkeiten. 91 Prozent 
der Befragten sind der Ansicht, 
dass sich die Lebensqualität in 
ihrer Gemeinde in den vergan-
genen zehn Jahren erhöht hat. 
Gleichzeitig glauben jedoch 
86 Prozent, dass die derzeitige 
Situation der öffentlichen 
Finanzen in Österreich neue 
Investitionen erschwere, wie 
Meinungsforscher Harry Pitters 
ausführte. Auf Gemeindeebene 
sind zwei Drittel überzeugt, dass 
sich angesichts ihrer finanziellen 
Lage kaum neue Investitionen 
durchführen lassen. 13 Prozent 
glauben an eine Verbesserung 
in den Jahren 2014 und 2015 
(mehr über die Umfrage im kom-
menden KOMMUNAL).

Knackpunkte Sozialbereich 
und Betriebslösungen

Während die Ausgaben in den 
vergangenen Jahren vor allem 
im Sozialbereich (Pflege und 

Betreuung älterer bzw. kranker 
Menschen) gestiegen sind, 
werden in diesem Bereich von 
den Gemeinden nur noch zu 29 
Prozent Projekte geplant oder 
beschlossen. Am häufigsten 
(92 Prozent) werden Infra-
strukturprojekte zum Erhalt 
bzw. Bau von Straßen und 
öffentlichen Plätzen sowie zur 
Verkehrssicherheit geplant oder 
beschlossen. Auf den weiteren 
Plätzen folgen Vorhaben in den 
Bereichen EDV (Computer/IT, 
E-Government, Hard- und Soft-
ware), Energie und Personal. 
Die erfolgreiche Umsetzung 
von kommunaler Infrastruktur 
stand im Zentrum des sehr gut 
besuchten ersten Workshops. 
Reges Interesse gab es auch 
für den zweiten Workshop, der 
sich mit nachhaltigen Modelle 
für Gesundheits- und Bildungs-
bauten auseinandersetzte. Laut 
Umfrage von Pitters sind den 
Gemeinden alternative Modell 
noch wenig bekannt und daher 
mit hohem Entwicklungspoten-
zial verbunden. Lösungen über 

Kommunalwirtschaftsforum 2014 in Baden bei Wien

(Public) Leadership als erfolg-
versprechendes Konzept
Mit welchen Herausfor-

derungen Gemeinden in 

den kommenden Jahren 

konfrontiert sein werden, 

wurde im Rahmen des 

vierten Kommunalwirt-

schaftsforums am 20. und 

21. März 2014 im Casino 

in Baden bei Wien disku-

tiert. Das Thema heuer 

lautete Public Leadership 

– aktiv, nachhaltig, jetzt!
Das Casino Baden bot den perfekten Rahmen für die Tagung: Der große Festsaal was fast bis auf den 
letzten Platz besetzt.
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 WHO IS ...?

Betreibergesellschaften (24 Pro-
zent), Lebenszyklusmodelle (22 
Prozent) und Contracting-Mo-
delle (20 Prozent), sind noch 
eher Neuland. 
Im dritten Workshop disku-
tierten die Teilnehmer, wie die 
erfolgreiche Führung und Zu-
sammenarbeit einer Gemeinde 
gelingen kann – illustriert mit 
zahlreichen Praxisbeispielen 
und Fragen, die aus unmittelba-
ren Projekten stammten.

Ein Schweizer Professor 
und ein Monsignore  

Der Schweizer Professor Kuno 
Schedler referierte über die 
„multirationale Wahrheiten“, die 
in jeder Organsisation auftreten 
und einem reibungslosen Ar-
beitsablauf entgegenstehen. An-
ders formuliert: Abteilungen mit 
verschiedenen Aufgaben gehen 
unterschiedlich an die Lösung 
jeder Aufgabe heran, handeln 
ganz legitim nach völlig anderen 
Prioritäten. Das führt – so Sched-
ler – letztendlich zum Schluss, 
dass PPPs multirational sein müs-
sen, weil sie sonst zum Scheitern 
verurteilt sind. Die Kunst der Ma-
nager würde nun darin liegen, 
diese Multirationalitäten „unter 
einen Hut zu bringen“.
Caritas-Präsident Michael 
Landau führte das Auditorium 
zu einer anderen Wahrheit.  
Wahre „Leadership“ muss 
demnach den Anspruch haben, 
gemeinwohlorientiert zu sein. In 
diesem Sinn rechnet sich auch 
die sogenannte „Rosinenpicke-
rei“ nicht, denn „Gemeinnüt-
zigkeit zu stärken, heißt Regi-
onen stärken,“ so Landau und 
bestätigt damit indirekt eine 
Argumentatiosnlinie des Öster-
reichischen Gemeindebundes. 

Zwei Präsidenten und ein 
Vorsitzender

Die „Top-Acts“ des zweiten Tages 
waren zweifelsohne die Auftritte 
von Alfred Riedl, Präsident des 
nö. Gemeindevertreterverbandes 
und Vizepräsident des österr. 
Gemeindebundes, von Erhard Bu-
sek, Vorsitzender des Instituts für 
den Donauraum und von Helmut 
Mödlhammer, Präsident des Ös-
terreichischen Gemeindebundes.
Riedl erkannte für die Gemein-
den durchaus Nachholbedarf 

bei Planung, Strategie und 
Finanzierung von Infrastruktur. 
Gleichzeitig gab er zu, dass „Le-
benszyklusprojekte sich positiv 
auswirken, wegen der hohen 
Kosten zu Beginn aber zu wenig 
umgesetz würden.“ Und er regte 
an, dass die Prüforgane der Län-
der und des Bundes bei Lebens-
zyklusfragen den Gemeinden 
beratend zur Seite stehen sollten.
Erhard Busek erfüllt wenig spä-
ter die Erwartungen des Audito-
riums, indem er die Diskussion 
auf eine viel höhere Ebene hob. 
Indem er den gesamten Donau-

raum (auch aus historischer 
Sicht) betrachtete, konnte er 
Probleme identifizieren und 
auch die eine oder andere Lö-
sung anbieten. So meinte er, dass 
„vor allem in Bildungs- und Er-
ziehungsfragen im Donauraum 
gravierende Mängel herrschen“. 
Das hat direkte Auswirkungen 
auf Verwaltung und damit auch 
auf wirtschaftliche, touristische 
und ökologische Faktoren.
Einen Ausblick und ein Resümee 
aus Sicht der Gemeinden gab 
dann abschließend Helmut 
Mödlhammer. Das Credo des 
Gemeinde-Chefs: Lasst die 
Gemeinden arbeiten und belas-
tet sie nicht mit immer neuen 
Aufgaben. Dass diese Aufgaben 
oft nicht nachvollziehbar und 
bürokratische Auswüchse sind, 
belegt Mödlhammer mit dem an 
Schikanen grenzenden Vorgänge 
rund um die Schulwaagen oder 
die Eisenbahnkreuzungen.

Wie es weiter geht

Edgar Hauer, Sprecher des KWF, 
freut sich über die zahlreichen 
Teilnehmer, die hohe Qualität 
des Publikums wie auch die 
gelungene Auswahl der Redner: 
„Das sind zum Teil heftige Dis-
kussionen, bis sich alle über die 
einzelnen Vortragenden einig 
sind. Doch wie wir sehen, die 
Mühe hat sich gelohnt – ich bin 
davon überzeugt, dass wir auch 
für das kommende Jahr ein 
unter den Nägeln brennendes 
Thema für das fünfte KWF fin-
den werden. Anregungen haben 
wir ja nun genug erhalten.“

Die Initiatoren des KWF sind 
Deloitte Österreich, Porr,  
Raiffeisen-Leasing, Siemens 
und Vasko+Partner. Ziel des 
KWF ist es, aktuelle kommunale 
Themen auf den Tisch zu bringen 
und Entscheidungsträger wie 
auch Betroffene von Städten 
und Gemeinden zusammenzu-
führen. Deutlich wurde beim 
diesjährigen KWF der Bedarf an 
Kommunikation, am Austausch 
und Netzwerken – zugleich die 
Gründungsideen des KWF.  
Mehr Infos über die  
Vorträge, die Referenten,  
Bilder und Videos auf
kommunalwirtschaftsforum.at

TAGUNG

Stolz auf eine erfolgreiche Tagung: Die Initatoren des 
Kommunalwirtschaftsforums.

Die Hauptredner des Freitags waren Erhard Busek, 
Grandseigneur der ÖVP, und Helmut Mödlhammer, dem 
es übertragen wurde, ein Resümee zu ziehen und einen 
Ausblick zu geben.

Caritas-Präsident Michael Landau erhielt nicht nur sehr 
viel zustimmenden Beifall für seinen Vortrag, die Initi-
atorengruppe bedankte sich für seinen ehrenamtiichen 
Auftritt mit einem Scheck für die Caritas.
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INNSBRUCK
Der Gemeindeverband hat 
das Ergebnis monatelan-
ger Recherchen über das 
tatsächliche Ausmaß der 
Gemeindeflächen in Agrar-
besitz präsentiert. Demnach 
befinden sich in Tirol nicht 
geschätzte 2000 km² im 
Besitz der Agrarier, sondern 
3586 km². Auf der Basis von 
Grundbucheintragungen 
wurde wurde eine Fläche 
von 5,210 Milliarden m²  
in  244 von 279 Tiroler Ge-
meinden überprüft, so Ge-
meindeverbands-Präsident 
Ernst Schöpf. Alle Zahlen 
und Daten sind ab sofort auf 
der Homepage des Gemein-
deverbandes abrufbar. „Vor 
dem Hintergrund dieser 

unbestechlichen Zahlen 
– die sind nämlich jetzt 
quadratmetergenau – kann 
man sich hier auf jede ein-
zelne Parzelle begeben, in 
jeder Gemeinde, und diese 
Parzelle im Grundbuch ver-
folgen, was die für eine Ent-
wicklung genommen hat“, 
so Schöpf. Die Fläche, die 
früher im Gemeindebesitz 
stand und jetzt den Agra-
riern gehört, setzt sich laut 
Schöpf aus zwei Arten zu-
sammen. Erstens rund 2300 
km², die verfassungswidrig 
von Agrargemeinschaften 
übernommen wurden, und 
zweitens rund 1300 km², 
bei denen die Gemeinden 
zwar noch im Grundbuch 
stünden, aber nichts mehr 

zu sagen hätten, rechnete 
der Gemeindeverbands-Prä-
sident vor.
Für die Gemeinden sind die 
Zahlen ernüchternd und 
nach Aussage des Gemein-

deverbandes ist nun die 
Landesregierung am Zug, 
eine geeignete Novelle des 
Agrargesetzes auszuarbei-
ten und die Fläche an die 
Gemeinde zurückzugeben. 

Ernst Schöpf, Präsident des Tiroler Gemeindeverbandes, fordert nicht 
bloß eine Novelle des Agrargesetzes, sondern die Rückgabe der Flä-
chen von den Agrariern an die Gemeinden. 

Agrargrund weit größer 
als bisher gedacht

Mehr Geld in die 
Gemeindekassen 

NIEDERÖSTERREICH
Niederösterreichs Wirt-
schaft läuft besser als die 
gesamtösterreichische. Dies 
lässt sich am überdurch-
schnittlichen Anstieg des 
Bruttoregionalprodukts 
und an den vergleichsweise 
stärker wachsenden Steu-
ereinnahmen der Städte 
und Gemeinden ablesen. 
Der NÖ Wirtschaftspresse-
dienst gab bekannt, dass 
die niederösterreichischen 
Kommunen 2013 rund 1,43 
Milliarden Euro an Steuern 
aus den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben einnah-
men. Gegenüber dem Vor-
jahr ist das ein Plus um 5,5 
Prozent. Zurückzuführen ist 
der Zuwachs vor allem auf 
die positive Entwicklung 
der Lohn-, Umsatz- und  
Körperschaftssteuer. 

Nachgerechnet: 3586 km2 im Besitz der Agrarier

NÖ Wirtschaftsmotor: 

SALZBURG/  
VELIKA KOPANICA
15 Jahre hat der Zwei-
achser im AbfallService 
der Stadt Salzburg beste 
Dienste geleistet, wobei er 
in den letzten beiden Jah-
ren nur noch als Einschub-
fahrzeug zum Einsatz kam. 

Ende Februar wechselte der 
Zweiachser nun endgültig 
seinen „Dienstgeber“ und 
fährt ab nun für die kleine 
Gemeinde Velika Kopanica 
in Kroatien. Bürgermeis-
ter-Stellvertreter Dipl.-Ing. 
Harry Preuner übergab das 
städtische Sammelfahr-

zeug an Dipl.-Jur. Ružica 
Vukovac, Bürgermeisterin 
von Velika Kopanica. Die 
5000-Einwohner-Gemeinde 
liegt in einer struktur-
schwachen Gegend und 
somit ergeben sich für die 
Kommune kaum Einnah-
memöglichkeiten. „Dieses 
großzügige Geschenk 
der Stadt Salzburg ist für 
meine Gemeinde und die 
dort lebenden Menschen 
deshalb viel mehr als ein 
Nutzfahrzeug. Es ist unsere 
Chance, unseren kommuna-
len Aufgaben nachkommen 
zu können und zugleich 
Arbeitsplätze im Bereich 
der Abfallentsorgung zu 
schaffen“, so Vukovac. 

Ein Moment der Freude: Bgm.-
Stv. Preuner übergibt Bürger-
meisterin Vukovac das Sammel-
fahrzeug samt Urkunde.

AbfallService hilft Velika 
Kopanica bei Müllentsorgung

Salzburg unterstützt kroatische Gemeinde
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TELFS/BOZEN
Einen nicht alltägli-
chen Fund machte ein 
Südtiroler Tierarzt 
auf Bundesforste-Flä-
chen in Tirol an der 
Staatsgrenze zwi-
schen Österreich und 
Italien: Im Forstrevier 
Telfs zwischen den 
Gipfeln des Trinker-
kogels und Heufler-
kogels entdeckte er 
die Überreste prähis-
torischer Alpenstein-
böcke (Capra Ibex). 
Zahlreiche Horn- und 
Knochenfragmente 
sowie seltene Fellreste 
und Fäkalien von 
Steinböcken konnten 
sichergestellt werden. 
Die Fundstelle liegt auf 
3100 Meter Seehöhe 
im Einzugsgebiet des 
Rotmoosferner-Glet-
schers. Mehrere tau-
send Jahre lang lagen 
die Steinbock-Über-
reste durch natürliche 
Gefriertrocknung kon-
serviert im Eis, bis sie 
durch den Rückgang 
der Gletscherflächen 
nun wieder zu Tage 
traten. Als archäolo-
gisch sehr interessant 
gilt das besonders gut 

erhaltene 40 cm lange Horn 
eines Alpensteinbocks. Seine 
Größe und Ausprägung zei-
gen unter anderem, dass die 
Tiere der Bronzezeit größer 
und kräftiger waren als die 
heutigen Populationen. Jetzt 
wird das Steinbock-Horn im 
Archäologiemuseum Bozen 
(Südtirol) ausgestellt. 
Dieses beherbergt bereits 
einen berühmten Ötzta-
ler: die Mumie aus der 
Jungsteinzeit – genannt 
„Ötzi“.

www.bundesforste.at 

 
Laut Radiokarbon-Datierung 

weisen die Funde ein Alter 
von 1300 bis 1450 Jahre vor 
Christus auf und stammen 
somit  aus der späten Bron-

zezeit. 

Gletscher-Fund: Ötzi lässt grüßen

INNSBRUCK
Bereits zum siebten Mal vergab 
die List Group den Förderpreis 
für Projekte, die sich mit dem 
Thema „Verkehr und Parken 
in der Stadt“ befassen. Der 
Preis ging in diesem Jahr an 
Studenten der Leopold-Fran-
zens-Universität Innsbruck für 
eine Erhebung der Meinungen 
von Parkkunden in Garagen im 

Stadtgebiet Innsbruck. Es gibt 
zwei Kundengruppen, nämlich 
die „anspruchsvollen Vielparker“ 
und die „unkomplizierten Zweck-
parker“. Bei beiden Gruppen 
ist das überwiegende Motiv der 
Einkauf in der Innenstadt. Die 
Faktoren „niedriger Preis“ und 
„Nähe zum Zielort“ sind die 
wichtigsten Eigenschaften einer 
Parkgarage. 

Was darf Parken kosten?
List-Preis 2014: Studenten ausgezeichnet
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3500 Jahre altes Steinbock- 
Horn aus Eis geborgen
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In aller Stille haben in den 
letzten Jahren riesige Me-
tallkäfige, meist gefüllt mit 
Natursteinen, in Gärten und 
Parks Einzug gehalten. Diese 
Gebilde – in der Fachspra-
che als „Gabionen“ (vom 
italienischen „gabbione“ 
= großer Käfig) bezeich-
net – werden ebenso in der 
Landschaftsarchitektur, im 
Wasserbau sowie im Stra-
ßen- und Wegebau einge-
setzt. Diese ursprünglich aus 
dem militärischen Bereich 
kommenden Einrichtungen 
dienen u. a. als Sicht- oder 
Lärmschutzanlagen, Bö-
schungsbefestigungen oder 
als Stützmauer an Hängen. 
Dass mit der Konstruktion 
und Aufstellung derartiger 
wuchtiger und mitunter ton-
nenschwerer Gebilde auch 

Sicherheitsfragen verbun-
den sind, liegt auf der Hand. 
Bei Austrian Standards wird 
derzeit eine eigene Önorm 
entwickelt, um hier erstmals 
den Stand der Technik und 
entsprechende Anforderun-
gen festzulegen. 
Die Anforderungen orientie-
ren sich im Wesentlichen an 
den vielfältigen Einsatzmög-
lichkeiten. Das reicht vom 
rein gestalterischen Element 
ohne statische Anforderun-
gen über die Verwendung 
als Böschungssicherung, 
Zaunelement oder Lärm-
schutzeinrichtung bis zur 
Nutzung als ingenieurbiolo-
gischer Sicherungsbau und 
im Gewässerbereich.
Besonderes Augenmerk legt 
die Norm auf Sicherheitsfra-
gen, im Besonderen Stand-

sicherheit, wenn Gabionen 
auf Kinderspielplätzen 
verwendet werden. Die Git-
terkörbe dürfen in diesem 
Fall keine hervorstehenden 
Drahtenden haben. Die Fül-
lung muss an allen sichtba-
ren Flächen dicht anliegen, 
sie darf weder herausragen 
noch darf man sie heraus-
nehmen können. Die Konst-
ruktion muss zusätzlich den 
Anforderungen der Önorm 
EN 1176 (Spielplatzgeräte 
und Spielplatzböden) und 
der Önorm EN 1177 (Stoß-
dämpfende Spielplatzböden 
– Bestimmung der kritischen 
Fallhöhe) entsprechen.
Ebenso werden Anforde-
rungen an den Untergrund, 
an die verwendeten Mate-
rialen, an die Füllstoffe und 
eine mögliche Bepflanzung 

geregelt. Ausdrücklich 
ausgenommen aus dem 
Anwendungsbereich dieser 
Norm sind Drahtwalzen 
(steingefüllt) und bewehrte 
Schüttkörper sowie die Ver-
wendung als vorgehängte 
Fassadenelemente.  
www.austrian-standards.at

Ursprünglich kommen Gabionen 
aus  dem militärischen Bereich 
(u.a. Böschungsbefestigungen 
oder als Stützmauer an Hängen). 
Dass mit der Konstruktion und Auf-
stellung derartiger wuchtiger und 
mitunter tonnenschwerer Gebilde 
auch Sicherheitsfragen verbun-
den sind, liegt auf der Hand.

Gabionen – mehr als nur „Steine im Käfig“
Önorm L 1129: Anforderungen für Gartengestaltung

Strukturreformen des 
Landes Kärnten als Gegen-
leistung für die Rettung 
vor der Insolvenz forderte 
Christoph Neumayer, Ge-
neralsekretär der Industri-
ellenvereinigung, in einem 
Interview mit der „Presse“ 
ein. Kärnten habe einen 
aufgeblähten Verwaltungs-
apparat und zahle im öster-
reichweiten Vergleich sehr 
hohe Gehälter für Beamte 
und Vertragsbedienstete. In 

Kärnten sorgen die Zurufe 
aus Wien für Irritation. 
„Kärnten ist bereits dabei, 
die Vergangenheit aufzuar-
beiten“, sagte Landeshaupt-
mann Peter Kaiser (SPÖ) 
zur „Presse“. „Die entspre-
chenden Reformschritte 
wurden bereits eingeleitet.“
Untersucht wird derzeit, 
welche Aufgaben die 
Verwaltung unter diesen 
Bedingungen noch erfüllen 
kann – und wie sie dies am 
sinnvollsten macht. Bis zum 
Herbst sollen die Vorschläge 
des Reformteams vorliegen. 
Die Politik entscheidet 
dann, was davon umgesetzt 
wird – und ob es tatsäch-
lich in Richtung minus 25 
Prozent geht. Gespart wird 
aber bereits jetzt: Kaiser hat 
angeordnet, dass nur jede 
dritte frei werdende Stelle 
nachbesetzt wird.

Kärntens Landeshauptmann  
Peter Kaiser

Bürger lehnen Gemeindefusion ab
Mondsee-Gemeinde: Rückschlag für Befürworter

„Soll die Gemeinde Inner-
schwand eine selbstständige 
Gemeinde bleiben“. So lau-
tete die Frage bei der Volks-
befragung am 23. März. 
Die Antwort der Bürger 
war laut einem Bericht auf 
ORF-Online eindeutig. 85 
Prozent haben sich für eine 
Beibehaltung der Eigenstän-
digkeit ausgesprochen, nur 
15 Prozent können sich vor-
stellen, diese aufzugeben. 
Die Wahlbeteiligung lag bei 
über 70 Prozent.
Für Bürgermeister Alois 
Daxinger (ÖVP) eine Bestä-
tigung der eigenen Linie. 
Seine Fraktion, die die 
absolute Mehrheit im In-
nerschwander Gemeinderat 
stellt, ist gegen eine Fusion 
mit den drei anderen Mond-
seegemeinden Tiefgraben, 
St. Lorenz und Mondsee. 
Mit einer größeren Ge-
meinde wäre man auch 

weiter vom Bürger weg, ist 
Daxinger überzeugt.
Eine Zusammenarbeit 
der Mondseegemeinden 
gäbe es ohnehin bereits. 
Tiefgraben, St. Lorenz und 
Innerschwand haben seit 
100 Jahren eine Verwal-
tungsgemeinschaft, das 
gemeinsame Gemeindeamt 
befindet sich mitten in 
Mondsee. 
Für Daxinger ist mit der 
Abstimmung aus Sicht von 
Innerschwand das Thema 
Fusion vom Tisch.
Für Georg Ramsauer vom 
Verein „Pro Mondseeland“ 
hingegen nicht. Der Verein 
war vergangenen Herbst 
mit der Idee der Fusion 
gegründet worden. Mit der 
Abstimmungsniederlage in 
Innerschwand habe man ge-
rechnet, bestätigt Ramsauer,  
„Pro Mondseeland“ will 
aber weiter werben.

Konzept bis Herbst fertig?

Kärnten: 25 Prozent Einsparung bei Verwaltung
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Die ÖVP bleibt in Salzburg trotz leichter Verluste die „Bürgermeister-

partei“. Etwas stärkere Verluste setzte es für die SPÖ. Leicht zulegen 

konnten FPÖ, Grüne und Namenslisten. Bedenklich ist vor allem, dass 

sich in 30 Gemeinden nur ein Kandidat gefunden hatte, der das Amt 

übernehmen wollte.

91 Salzburger Gemeinden 
werden in Zukunft von VP-Bür-
germeistern regiert, 16 von 
Sozialdemokraten. Vier Bürger-
meister mit eigenen Namens-
listen verteidigten ihr Amt. In 
acht Orten wird das Rennen um 
den Bürgermeistersessel erst im 
Zuge von Stichwahlen am 23. 
März entschieden. 

In 30 Gemeinden stand der 
Sieger schon vor der Wahl fest. 
Dort hatte sich nur jeweils ein 
Kandidat (29 Männer, eine 
Frau) gefunden, der bereit war, 
das Bürgermeisteramt zu über-
nehmen. Fast alle dieser „Einzel-
kandidaten“ gehören der ÖVP 
an, lediglich einer der SPÖ.
„Dass das Interesse an Politik 
sinkt, ist schon länger festzu-
stellen. Jetzt wirkt sich das auch 
auf der kommunalen Ebene 
aus“, sagt Gemeindebund-Chef 
Helmut Mödlhammer. „Es 
zeigt sich, dass es heute immer 
schwieriger ist, das Amt des 
Bürgermeisters neben einem 
Beruf auszuüben.“ Besonders 
schade findet er, dass es nicht 
gelungen sei, mehr Frauen zu 
gewinnen, die Bürgermeisterin 
werden wollen. „Aus Umfragen 
wissen wir, dass das vor allem 
an den Begleitumständen wie 
spätabendlichen Sitzungen oder 
der oft verlangten permanenten 
Erreichbarkeit liegt.“ 
25 Frauen hatten sich der Bür-
germeisterwahl gestellt. Nur 
eine von ihnen hat den Sprung 

in das Amt im ersten Anlauf 
geschafft. Drei Kandidatinnen 
müssen noch in die Stichwahl.
Demokratiepolitisch sei es 
äußerst bedenklich, wenn 
es keine Wahlmöglichkeiten 
zwischen zumindest zwei 
Bürgermeister-Kandidaten 
gibt, meint Mödlhammer. Man 
müsse danach trachten, das 
Amt wieder für mehr Men-
schen attraktiv zu machen.
Das findet auch Johann Hut-
zinger. Der Bürgermeister 
von Bergheim war einer jener 
Amtsträger, die sich mangels 
Gegenkandidaten den Wahl-
kampf ersparen konnten. Er 
erreichte eine Zustimmung von 
92,6 Prozent. Auch ihm wäre 
es lieber gewesen, wenn sich 
noch ein anderer Interessent 
gefunden hätte. Angesichts der 
Arbeitsbelastung, die der Bür-
germeister-Job mit sich bringt, 
kann er aber verstehen, dass 
das nicht jedermanns Sache 
ist. „Wenn man die Arbeit 
nicht wirklich gerne machen 
will, hat es keinen Sinn zu 
kandidieren.“
In Gemeinden mit nur einem 
Kandidaten wird die Zustim-
mung zum Bürgermeister nur 
mit Ja oder Nein abgestimmt. 
Einzige Voraussetzung, ohne 
Gegenkandidaten zum Bür-
germeister gewählt zu werden 
ist, mehr als die Hälfte der 
Stimmen zu erhalten.
Manchen ist das aber gar nicht 
so leicht gefallen. In Werfen-

weng beispielsweise konnte 
Peter Brandauer nur etwas mehr 
als 58 Prozent auf sich vereinen. 
Er führt das vor allem auf meh-
rere Projekte zurück, die seiner 
Meinung nach notwendig, aber 
in der Bevölkerung umstritten 
sind. Ausschlaggebend für das 
Wahlergebnis sei letztlich eine 
Internetseite gewesen, die einen 
Monat vor der Wahl online ging 
und auf der anonym gepostet 
werden konnte. „Das war eine 
regelrechte Hetzkampagne, und 
der ganze Ort hat über nichts 
anderes mehr gesprochen“, be-
dauert Brandauer. 

Die Direktwahl der Bürger-
meister bringt es mit sich, dass 
manche Bürgermeister keine 
Mehrheit im Gemeinderat hinter 
sich haben. So etwa Hubert Loh-
feyer in Unken. Er hat zwar 90,3 
Prozent der Stimmen auf sich 
vereinigen können, seine Partei, 
die ÖVP, aber nur 37,1 Prozent. 
Probleme erwartet er dadurch 
aber nicht. Schon bisher hatte er 
keine Mehrheit im Gemeinderat 
hinter sich, trotzdem waren 
Entscheidungen nie nach partei-
politischen Kriterien gefallen.
Schlecht war auch die Wahl-
beteiligung: Hatten 2009 noch 
72,1 Prozent der Wählerinnen 
und Wähler ihre Stimme abge-
geben, so waren es heuer nur 
mehr 64,8 Prozent.

Machtwechsel
In sieben Gemeinden gab es 
einen Machtwechsel: 

•	 Der SPÖ gelang es, ihre frü-
here Hochburg Bischofshofen 
zurückzuerobern.  
Nicht zuletzt weil Lang-
zeit-Bürgermeister Jakob 
Rohrmoser von der ÖVP nicht 
mehr antrat, konnte sich 
der Eisenbahner Hansjörg 
Obinger in der Eisenbah-
ner-Stadt durchsetzen.

Bürgermeister- und Gemeinderatswahlen in Salzburg

In 30 Gemeinden gab es nur 
einen Kandidaten

Johann Hutzinger 
erreichte in Unken 
92,6 % Zustimmung 
– Gegenkandidaten 
gab es allerdings 
keinen

Hubert Lohfeyer 
konnte als Bürger-
meister über 90% 
der Stimmen auf 
sich vereinen – sei-
ne Partei (ÖVP) er-
reichte nur 37,1%
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•	 Auch in Mühlbach am 
Hochkönig (Pongau) schaffte 
SPÖ-Kandidat Manfred Koller 
die Wahl zum Bürgermeister. 
Auch hier war der bisherige 
Ortschef Johann Knoblinger 
(ÖVP) nicht mehr angetreten.

•	 In Ramingstein dagegen wurde 
dem bisherigen SPÖ-Amtsin-
haber Franz Winkler offenbar 
der Streit über das mittlerweile 
abgesagte Mur-Kraftwerk 
zum Verhängnis. Neuer 
Bürgermeister wird ÖVP-Kan-
didat Franz Rotschopf.

•	 Zu einem Machtwechsel kam 
es auch im Pongauer Werfen. 
Hier gelang es nach dem 
Rückzug von Bürgermeister 
Franz Meißl (SPÖ) dem 
VP-Kandidaten Hannes Weit-
gasser den Bürgermeisterses-
sel für sich zu gewinnsen. 

•	 In Leogang eroberte die 
ÖVP mit Josef Grießner 

nach dem Rücktritt von 
Bürgermeisterin Helga Ham-
merschmied-Rathgeb (SPÖ) 
die Nummer-eins-Position. 

•	 In Bramberg  
konnte sich ÖVP-Mann 
Hannes Enzinger gegen 
SP-Amtsinhaber Walter 
Freiberger durchsetzen. 

•	 Und schließlich wurde in 
Abtenau Johann Schnitz-
hofer mit 64 Prozent zum 
Ortschef gekürt, nachdem 
Langzeit-Bürgermeister 
Hans Quehenberger (SPÖ) 
nicht mehr kandidierte.

Keine Sensationen  
in den Gemeinderäten
Die Gemeinderatswahlen brach-
ten keine großen Umwälzun-
gen. In 72 der 119 Gemeinden 
errang die ÖVP eine absolute 
Mehrheit. Das ist um ein Ort 
mehr als vor fünf Jahren. 
Aufgrund der Wahlarithmetik 

kann die Volkspartei sogar in 80 
Kommunen absolut regieren. 
Die SPÖ erzielte fünf „Absolute“. 
Die FPÖ kam nirgendwo über 50 
Prozent, es reichte lediglich zu 
zwei relativen Mehrheiten. 

NEOS überraschen
Nicht so gut wie auf dem Land 
lief es für die Volkspartei in der 
Landeshauptstadt. Dort verlor 
sie über acht Prozentpunkte 
und konnte ihr Wahlziel, die 
rot-grüne Mehrheit zu brechen, 
nicht erreichen. 

SP-Bürgermeister Heinz Scha-
den errang bei der Bürgermeis-
terwahl 45 Prozent und muss 
in einer Stichwahl gegen den 
zweitplatzierten VP-Kandidaten 
Harald Preuner antreten. Die 
größte Überraschung in Salz-
burg Stadt lieferten die NEOS, 
die mit einem hauchdünnen 
Abstand von drei Stimmen sogar 
die FPÖ auf den vierten Platz 
verwiesen. 

SALZBURG

Wahlbeteiligung noch einmal  
massiv gesunken

Die Wahlbeteiligung ist am 
Sonntag im Vergleich zum 
ersten Wahlgang am 9. März 
(gemeinsam mit der Gemein-
deratswahl) noch einmal mas-
siv gesunken – und zwar von 
49,7 (9. März) auf nunmehr 
30,9 Prozent. Vor fünf Jahren 

lag die Wahlbeteiligung bei 
der Stichwahl noch bei 37,5 
Prozent. Angesichts der nied-
rigen Wahlbeteiligung von 
nur rund 31 Prozent hat Heinz 
Schaden angekündigt, über 
eine Abschaffung der Stich-
wahl nachdenken.

Stadt Salzburg: 
Heinz Schaden bleibt Bürgermeister

Der neue und alte Bürger-
meister der Stadt Salzburg 
heißt Heinz Schaden. Laut 
Endergebnis kam er auf knapp 
69 Prozent der Stimmen, sein 
Konkurrent Harald Preuner 
brachte es auf 31 Prozent.  
Wermutstropfen war aller-

dings die historisch niedrige 
Wahlbeteiligung von jnapp 
31 Prozent.  Er wolle nun mit 
Augenmaß mit dem Ergebnis 
umgehen, sagte der 59-jährige 
Stadtchef, der klar legte, dass 
dies „definitiv seine letzte 
Amtszeit sei“. 

Knalleffekt in Rauris (Pinzgau): 
Robert Reiter (ÖVP) unterlag 
seinem Herausforderer Peter 
Loitfellner (SPÖ) um fünf Pro-
zentpunkte.
In Straßwalchen (Flachgau) 
hat sich Friedrich Kreil (ÖVP) 
klar gegen seine Widersacherin 
Lieselotte Winklhofer von der 
Liste Straßwalchen durch-
gesetzt. Kreil erhielt bei der 
Stichwahl 60,5 Prozent der ab-
gegebenen gültigen Stimmen, 

Winklhofer 39,5 Prozent.
Denkbar knapp fiel die 
Entscheidung hingegen in 
Neumarkt am Wallersee 
(Flachgau) aus. Dort setzte sich 
Adolf Josef Rieger von der ÖVP 
mit nur 17 Stimmen Vorsprung 
auf den SPÖ-Kandidaten Jan 
Schierl durch.
In St. Martin bei Lofer 
(Pinzgau) wurde Josef Leitinger 
(ÖVP) bestätigt. Er siegte aller-
dings nur mit relativ knappem 

Vorsprung gegen Willi Leitinger 
von der Wählergemeinschaft 
Pro St.Martin.
In Seekirchen (Flachgau) hat 
sich Amtsinhaberin Monika 
Schwaiger (ÖVP) gegen Heraus-
forderer Walter Andreas Gigerl 
von den Grünen durchgesetzt.
Auch in Bruck an der Glock-
nerstraße (Pinzgau) ist der bis-
herige Bürgermeister Herbert 
Burgschwaiger von der SPÖ in 
seinem Amt bestätigt worden. 

Es setzte sich allerdings nur 
knapp gegen Karin Hochwim-
mer (ÖVP) durch.
In Wagrain (Pongau) wurde 
ebenfalls der bisherige Bürger-
meister Eugen Grader wieder-
gewählt. Er setzte sich gegen 
seinen Herausforderer Josef 
Kreuzsaler (SPÖ) durch.

In Salzburg stellt die ÖVP nun 
96 von 119 Bürgermeistern 
oder Bürgermeisterinnen.

Gemeindeergebnisse: ÖVP gewinnt 5 von 7 Stichwahlen

	   ERGEBNISSE DER STICHWAHLEN AM 23. MÄRZ
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Direktor des KFV. Gezielte  
Unfallanalysen zeigen die spezi-
ellen Risikobereiche für Kinder 
im täglichen Leben. So passieren 
etwa 75 Prozent der Kinderun- 
fälle zu Hause oder in der Frei-
zeit. Gerade in der Wohnung 
können durch das Anbringen 
von passiven Schutzeinrichtun-
gen wie Treppenschutzgitter, 
Fenstersicherung oder Herd-
schutzgitter viele Unfälle ver-
mieden werden. 

Kinder werden  
oft überschätzt

Oft werden die Fähigkeiten 
von Kindern, z. B. als aktive 
Teilnehmer im Verkehr – sei es 
als Fußgänger, sei es als Radfah-

rer – falsch eingeschätzt, d. h. 
überschätzt. Besonders wichtig 
ist es, schon kleine Kinder für 
die Gefahren des Alltags zu 
sensibilisieren und sie speziell 
dem Alter und den Fähigkeiten 
entsprechend dahingehend spie-
lerisch zu fördern: Kindern ein 
Gefühl für Sicherheit zu vermit-
teln heißt, sie zu stärken. Denn 
wer bereits als Kind ein gutes 
Sicherheitsempfinden erlernt, 
behält es ein Leben lang.

Im Jahr 2014 sollen gezielte 
Aktionen und spannende 
Informationen das Bewusstsein 
für den Schutz der Kleinsten in 
Österreich steigern und Kinder-
unfälle durch praktische 
Präventionsmaßnahmen verhin-
dert werden.   

Unfälle gehören zu den  
höchsten Risken

Unfälle sind keine Zufälle – sie 
haben Ursachen. Bei Kenntnis 
dieser Ursachen könnten viele 
Unfälle vermieden werden. In 
Österreich verunglückt alle drei 
Minuten ein Kind. Das bedeutet 
jährlich etwa 164.000 verun-
fallte Kinder unter 15 Jahren. 
Durchschnittlich alle zwei 
Wochen stirbt ein Kind an den 
Folgen eines Unfalls. „Kinderun-
fälle passieren oft in Bruchteilen 
einer Sekunde. Wir wissen: 
kleine Verletzungen gehören zur 
Entwicklung eines Kindes dazu 
und verheilen meist schnell. 
Nicht akzeptabel sind hingegen 
jene Unfälle, bei welchen Kinder 

aufgrund fehlender Schutz- oder 
Sicherheitsmaßnahmen sterben 
oder bleibende Schäden davon-
tragen.“ 

Volle Aufmerksamkeit – 
Null Unfälle

„Mit Aufklärung, Sensibilisie-
rung und einfachen Tipps und 
Tricks zur Prävention wollen wir 
erreichen, dass auch das Umfeld 
so gestaltet ist, dass Kinder in 
Österreich optimal geschützt 
sind“, erklärt Dr. Othmar Thann, 

Kein getötetes oder schwerverletztes Kind mehr in Österreich! So  

lautet das ehrgeizige Ziel der vom KfV (Kuratorium für Verkehrssicher-

heit) initiierten Initiative gegen Kinderunfälle in Österreich. Gemäß 

dem Motto „Volle Aufmerksamkeit – Null Unfälle!“ wird Österreich 

Schritt für Schritt zur kindersicheren Zone. 

Wer bereits als Kind ein gutes  
Sicherheitsempfinden erlernt, 
behält es ein Leben lang.

Vision Zero 2020: 
Kinderunfälle sind vermeidbar

Kuratorium für Verkehrssicherheit: 
Initiative gegen Kinderunfälle

KURATORIUM FÜR VERKEHRSSICHERHEITKOMMUNAL 04 | 201460



KOMMUNAL hat gemeinsam 
mit LandLuft und dem Öster-
reichischen Gemeindebund die 
„Baukulturgemeinde-Akademie“ 
ins Leben gerufen. Ab Frühjahr 
2014 wird mit der Akademie 
das umfangreiche Know-how 
der besten Baukulturgemeinden 
Österreichs praxisnah an jene 
Akteure vermittelt, die in ihren 
eigenen Kommunen etwas zum 
Positiven verändern wollen. 
Ein dreitägiger Spezialkurs gibt 
praxisnahe Einblicke in die Ent-
wicklungswege der Gemeinden 
und lässt erleben, warum diese 
Vorreitergemeinden europaweit 
Aufmerksamkeit erregen. Ziel-
gruppen sind Personen aus der 
Verwaltung, politische Entschei-
dungsträger und Akteure aus 
Dorferneuerung und Regional-
entwicklung. Fachspezifisches 
Wissen ist ausdrücklich nicht 
erforderlich. Weitere Informati-
onen zum Ablauf finden Sie in 
der Fact-Box rechts.

KOMMUNAL und LandLuft starten Baukulturgemeinde-Akademie

Know-how-Turbo für  
Gemeinde-Entwicklung
Ein Klima der Offenheit und Innovation in der Gemeinde schaffen und 

die Bürger zur Mitarbeit motivieren sind Fragen, die Entscheidungs- 

träger in Gemeinden bestmöglich beantworten sollten. Gelebte Bau-

kultur eignet sich besonders, denn sie ist ein Zukunftsmotor der  

Gemeindeentwicklung, wie die seit 2009 mit dem LandLuft-Baukultur-

gemeinde-Preis ausgezeichneten Gemeinden eindrucksvoll beweisen. 

Pro Termin werden jeweils zwei Gemein-
den eines Bundeslandes besucht.  
Der erste Teil ist als zweitägige Fach- 
exkursion mit Workshops angelegt. 
Treffpunkt ist jeweils der nächste gut 
erreichbare Bahnhof, von dem die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit 
einem Bus abgeholt werden. In jeder 
Gemeinde steht der Besuch ausgewähl-
ter Bauprojekte und Ensembles auf dem 
Programm, anschließend findet ein 
Workshop mit den zentralen Akteuren 
statt. Der zweite Teil ist am dritten Tag 
ein Kurs zum Thema „Finanzierung, 
Steuer, Vergabe“, wo Top-Referenten 
die unterschiedlichen Aspekte dieser 
Bereiche für innovative Gemeindeent-
wicklung zur Diskussion stellen. Die 
beiden Teile können auch unabhängig 
voneinander gebucht werden. 

TERMINE 
Frühjahrstermine in Vorarlberg  
(Zwischenwasser und Lauterach):
Termin 1: 05./06.06.2014
Termin 2: 03./04.07.2014
Herbsttermine in Oberösterreich  
(Ottensheim und Hinterstoder):
Termin 1: 25./26.09.2014
Termin 2: 02./03.10.2014
Weitere Termine in Tirol (Hopfgarten in Def-
reggen und Kals am Großglockner) in Planung
	
KOSTEN  
ohne Übernachtung, inkl. Verpflegung
Teilnahmegebühr p. P. für beide Teile	
EUR 340 netto/zzgl 20% 
Teilnahmegebühr p. P.  nur Teil 1		
EUR 220 netto/zzgl. 20%
Teilnahmegebühr p. P.  nur Teil 2		
EUR 180 netto/zzgl. 20%
Die Veranstaltung findet bei einer Min-
destteilnehmeranzahl von 10 Personen 
für beide Teile statt. 

ANMELDUNG 
Bis 1. Juni 2014 unter servus@ 
landluft.at bzw. +43 699 101 951 97  

INFORMATION: 
LandLuft – Verein zur Förderung von 
Baukultur in ländlichen Räumen
www.landluft.at 
Österreichischer Kommunal-Verlag  
www.kommunal.at

FACT-BOX

Wer sich ein Bild 
davon machen 
möchte, wie erfolg-
reich gelebte Bau-
kultur die Entwick-
lungsdynamik in 
Dörfern beflügelt, 
reist mit LandLuft 
in Gemeinden, die 
mit dem LandLuft 
Baukulturgemein-
de-Preis ausge-
zeichnet wurden.

3-fach profitieren –  
Know-how aus der Praxis
•	 Lernen von den besten  

Gemeinden – von der  
Bürgerbeteiligung 
über die Strategie zum 
konkreten Projekt.

•	 Erfahrungsaustausch mit 
Projektverantwortlichen 
aus der Bürgerschaft, 
aus der Planung, Verwal-
tung und der Politik. 

•	 Top-Expertinnen und Ex-
perten referieren zu den 
Themen: Steuerrecht,  
Vergaberecht und 
Finanzierung.

„Wenn sich bei einer kommunalen Bauaufgabe 
nur die Baumaschinen bewegen, läuft im Dorf 
politisch etwas falsch!“

Klaus Unterweger,  
Bürgermeister Kals am Großglockner
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Kärnten

Burgenland

AUS DEN BUNDESLÄNDERN

Österreichischer Kunstpreis 2013

Große Ehre für OHO
OBERWART
Das Offene Haus Oberwart 
(OHO) wurde am 28. 
Jänner mit dem Öster-
reichischen Staatspreis 
für zeitgenössische Kunst 
ausgezeichnet. Der offi-
zielle Festakt fand in der 
Hofburg im Beisein von 
Bundespräsident Heinz 

Fischer und Kulturminister 
Josef Ostermayer statt. 
Auch in Oberwart wurde die 
Auszeichnung gefeiert.  Das 
Engagement der Macher des 
OHO rund um den künstle-
rischen Leiter Peter Wagner 
galt schon immer der Kunst 
und Kultur abseits des Mas-
sengeschmacks.

Alle Preisträger des Österreichischen Kunstpreises 2013, darunter 
das Offene Haus Oberwart, wurden von Bundespräsident Heinz 
Fischer geehrt.

STEGERSBACH
Drei burgenländische Ther-
men zählen zu den besten 
zehn Thermen Österreichs. 
Das zeigt das Ergebnis einer 
Onlineumfrage, bei der um 
den Jahreswechsel mehr als 
5000 Thermengäste befragt 
worden sind. Die Alleg-
ria-Therme Stegersbach im 
Südburgenland schafft es 
im Gesamtranking auf den 
zweiten Platz der besten 
Thermen Österreichs, einzig 
und allein geschlagen von 
der oberösterreichischen 
Therme Bad Schallerbach.
Auf Platz fünf liegt die Son-
nentherme Lutzmannsburg, 
die in der Kategorie „Fami-
lie“ am besten punktete.

Thermen sind 
top

Umfrage

MARKT ALLHAU
Vielfalt in der Nachmittags-
betreuung, dieses Ziel hat 
sich die Neue Mittelschule 
Markt Allhau auf die Fahnen 
geschrieben. Um das Pro-
gramm möglichst abwechs-
lungsreich zu gestalten, 
werden hier nicht nur Lehrer 
und Freizeitpädagogen, son-
dern auch externe Kräfte wie 
Künstler, Pensionisten und 
Vereine aktiv eingebunden. 
Untergliedert wird das Ange-
bot in vier Themenbereiche: 
Sport, Naturwissenschaften, 
Kreatives und Förderkurse. 
Auf diesem Wege können 
auch die Vereine früh 
Nachwuchs  gewin-
nen. 

Rundumpaket am 
Nachmittag

Vereine aktiv einbinden
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Trainingsprogramm für berufliche Umorientierung

Stiftungsfonds nach Insolvenz
KÄRNTEN
Im Vorjahr sind in Kärnten 
660 Menschen in Arbeitsstif-
tungen aufgenommen wor-
den, nachdem ihre Arbeitge-
ber in die Pleite geschlittert 
waren. Dies betraf vor allem 
ehemalige Mitarbeiter der 
Firmen Daily und Alpine. 
Zwischen drei Monaten und 
drei Jahren befindet sich 
ein Teilnehmer in einem 
Stiftungsprogramm. Mit 

verschiedenen Kursen und 
einem Arbeitspraktikum 
werden die Menschen so 
für einen neuen Job fit 
gemacht. Eine komplette Ar-
beits-Umorientierung steht 
dabei auf dem Programm. 
Die Vermittlungsrate liegt 
bei rund 80 Prozent und 
ist für viele die Chance auf 
einen Neustart. Rund 1,3 
Mio. Euro werden dafür 
aufgewendet.

BERLIN
Kärnten wirbt auf der 
weltgrößten Tourismus-
messe ITB in Berlin mit der 
Kombination Berg-See und 
der Lage im Alpen-Adria- 
Raum. Besinnen auf das 
Wesentliche, Entschleuni-
gen, Natur-Erleben, diese 

Wünsche stehen laut Mei-
nungsforschern ganz oben 
auf der Wunschliste der 
Urlauber. Ein Schwerpunkt 
ist der Alpe Adria Trail, ein 
Weitwanderweg, der vom 
Großglockner durch Kärn-
ten, Slowenien und Italien 
bis ans Meer führt. 

„Entschleunigung“ als Tourismusziel
Kärnten auf der Tourismusmesse ITB in Berlin

Nationalparks werden international
Zusammenarbeit zwischen Kärnten und Italien

KÄRNTEN/LOMBARDEI
Die alpinen Nationalparks 
in Italien und Kärnten sol-
len in einer gemeinsamen 
grenzüberschreitenden 
europäischen Makroregion 
noch besser vermarktet 
werden. Das haben Vertreter 
des Landes Kärnten und der 

Lombardei vereinbart.  
Als ersten Schritt werde 
man nun einen Abgleich 
sämtlicher Projekte durch-
führen, um gemeinsam 
EU-Projekte für die aktuelle 
Programmperiode 
2014 bis 2020 zu 
erarbeiten. 
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Oberösterreich

Niederösterreich

AUS DEN BUNDESLÄNDERN

SCHWECHAT
Sechs – zum Teil bis zu 30 
Meter hohe – Bäume muss-
ten in Schwechat gefällt 
werden. Der Grund: Biber 
hatten die Bäume angenagt, 
wodurch ein Sicherheits- 
risiko entstanden war. Wäh-
rend die Biber andernorts 
zum Fang und zur Tötung 
freigegeben werden, dürfen 
sie sich in Schwechat sogar 
austoben. Denn die Popu-
lationen werden gezielt 
gefüttert – um den Schaden 
an Bäumen und Sträuchern 
entlang von Flussläufen 
möglichst gering zu halten. 
Seit sieben Jahren gibt es 
auch einen Biberlehrpfad. 
Bgm. Gerhard Frauenber-

ger: „Wir sind jetzt auch 
diesen Bibern nicht böse 
– sie gehen ja nur  ihrer 
Biberarbeit nach. Darum 
wurden auch die Äste mit 
dem frischen Grün, auf das 
es die Tiere ja abgesehen 
haben, dort belassen.“ 
Er machte sich selbst 
vor Ort ein Bild vom 
Biberfraß an den Ka-
nada-Pappeln beim 
Schwechater Werk-
bach.  

Schwechats Bürgermeister 
Gerhard Frauenberger ist den 
Bibern nicht böse, denn „sie 
gehen ja nur ihrer Biberarbeit 
nach“, ließ er beim Lokal- 
augenschein wissen. 

Hungrige Biber nagen  
30 Meter hohe Bäume an

Biber werden in Schwechat gezielt gefüttert

DONAURAUM
4,2 Tonnen Plastikmüll spült 
die Donau täglich in das 
Schwarze Meer, das haben 
Untersuchungsergebnisse 
gezeigt. Woher der Müll 
kommt, ist allerdings unklar. 
Laut Untersuchung stammt 
nur ein Fünftel des Plastik-
mülls aus der Region, der 
überwiegende Rest ist in-
dustrielles Rohmaterial, also 
Kunststoffpellets, Granulat 
oder Flocken. Sie könnten 
bei der Herstellung, beim 
Verladen oder beim Trans-
port ins Wasser gelangen. Die 
Donauschutzkommission be-
tont, dass Plastikverschmut-
zung ein globales 
Thema ist, das nicht 
einfach zu lösen sei. 

4,2 Tonnen Plastik 
in der Donau

Untersuchung

KRONSTORF
Bereits 2008 verkündete 
die Landespolitik, dass der 
Internetriese Google in 
Kronstorf ein Datenzentrum 
bauen wolle. Das Grund-
stück in der Gemeinde 
wurde verkauft, nur von 
Google ist auch weiterhin 
keine Spur. Der Kronstorfer 
Bürgermeister Christian 
Kolarik ist zuversichtlich, 
dass das Datenzentrum 
kommt. Google bestätigte 
lediglich, dass noch keine 
Entscheidung gefallen ist. 
Die globalen Infrastruktur-
anforderungen werden stets 
evaluiert und mit dem Kauf 
des Grundstücks war keine 
unmittelbare Planung für 
einen Bau verbunden, so 
Google. 

Googeln wann 
Google kommt?

LINZ/MATTIGHOFEN
Acht Mal bereits hat Mat-
tighofen seit dem Jänner 
2012 die Stelle eines prak-
tischen Arztes ausgeschrie-
ben. Sieben Mal meldete 
sich kein einziger Inter-
essent. Erst beim achten 

Versuch bekundete ein All-
gemeinmediziner Interesse. 
Die Situation wird sich wei-
terhin verschlechtern, weil 
in den kommenden Jahren 
viele Allgemeinmediziner in 
Pension gehen, so Wolfgang 
Ziegler, Kurienobmann der 

niedergelassenen Ärzte. 
2444 niedergelassene Ärzte 
gibt es in Oberösterreich. 
1349 Allgemeinmediziner 
und 1095 Fachärzte. 844 
der niedergelassenen Ärzte 
sind zwischen 51 und 60 
Jahre alt. 478 davon sind 
Allgemeinmediziner. Vor 
allem dieses hohe Durch-
schnittsalter veranlasst 
die Ärztekammer, vor der 
drohenden Pensionierungs-
welle zu warnen. Neben der 
Pensionierungsproblematik 
ist der Nachwuchsmangel 
ein Problem. Immer 
mehr junge Ärzte ver-
lassen nach ihrer Aus-
bildung Österreich. 

Experten warnen, dass der Ärztemangel 
in den kommenden Jahren noch gravie-
render werden wird. 

Pensionsierungswelle und 
Nachwuchsmangel

Ärztemangel wird sich in Zukunft noch verschärfen

Standort für Datenzentrum
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AUS DEN BUNDESLÄNDERN

Steiermark

Salzburg

Fischotter, Reiher und 
Kormorane dezimieren 
die Fischbestände in der 
Steiermark dramatisch 
– laut Fischereiverband 
betragen die Ausfälle bis 
zu 90 Prozent. Fischer und 
Teichwirte fordern Maß-
nahmen. Helfried Reimoser, 
Geschäftsführer des steiri-
schen Teichwirteverbandes, 
beziffert den Schaden, der 
den Teichwirten pro Jahr 
entsteht mit drei bis sechs 
Millionen Euro. 
Friedrich Ebensberger vom 
Fischereiverband wiederum 
sagt, durch den Rückgang 
bei den Fischbeständen 
werde es zunehmend  
uninteressant, die 
Fischerei auszu-
üben.

Steirische Fisch- 
bestände bedroht

Fischer gegen OtterAuch große Energieversorger ziehen mit

Finanzielle Energie der 
Massen

SALZBURG
Mit einer neuen App können 
sich Autofahrer in Salzburg 
nun stets über die aktuelle 
Verkehrssituation informie-
ren. Im Gegenzug müssen 
die Nutzer dem Programm 
„Verkehr in Salzburg“ ihre 
eigenen Bewegungsdaten  
mittels GPS-Sender zur 
Verfügung stellen. Diese 
Bewegungsdaten werden 
anonymisiert an einen Zen-
tralcomputer gesendet und 
zu einer Verkehrslagekarte 
ausgewertet. Die in Echtzeit 
erfassten Bewegungsda-
ten helfen nicht nur den 
Fahrern, sondern auch den 
Planern dabei, den aktuellen 
Verkehrszustand möglichst 
genau zu erfassen.

Mit neuer App 
Staus entkommen

„Verkehr in Salzburg“

TAXHAM
Groß, hell, freundlich und 
mit viel Spielfläche präsen-
tiert sich der Kindergarten 
Taxham nach einer sechs-
monatigen Umbauphase. 
Die Salzburg Wohnbau 

hat im Auftrag der Pfarre 
Taxham in Kooperation mit 
der Strabag AG als ausfüh-
rendes Bauunternehmen 
dieses Projekt abwickelt.
Die Kindergruppe und zwei 
Krabbelgruppen übersie-

delten von einem Anbau 
des Pfarrzentrums in den 
neu umgebauten Mittel-
trakt. Nach den Plänen von 
Architekt Wolfgang Weiser 
wurden helle Räumlich-
keiten mit großzügigen 
Fensterflächen und einer 
direkten Verbindung zum 
Garten geschaffen. In den 
Gruppenräumen gibt es 
zwei Ebenen, auf denen 
gespielt werden kann. Ein 
Bewegungsraum, zwei Ru-
heräume, eine neue Küche 
und ein Speiseraum sorgen 
dafür, dass sich die Kleinen 
so richtig wohlfühlen. Die 
Kosten für den Umbau 
betrugen 500.000 Euro, die 
von Stadt, Land und 
Erzdiözese getragen 
werden.

Große Begeisterung herrschte 
bei Groß und Klein bei der Eröff-
nung des neuen Kindergartens.

Moderne Kinderbetreuungs-
einrichtung fertiggestellt

Projekt in  Kooperation von Stadt, Land und Erzdiözese

STEIERMARK
Kraftwerke mit Bürger-
beiteiligung sind in der 
Steiermark immer beliebter. 
Vor drei Jahren hat das süd-
steirische Mureck den An-
fang gemacht und eine der 
ersten Bürgerphotovoltaik-
anlagen Österreichs gebaut. 
Seither gibt es kein Halten 
mehr. Immer mehr Steirer 
wollen sich beteiligen und 
fast im Wochentakt gehen 
neue Bürgerkraftwerke 
ans Netz, die von Privat-
beteiligten über Klein- und 
Kleinstbeiträge finanziert 
werden. Waren es anfangs 
Gemeinden, Vereine oder 
Energieregionen, die Bür-
gerkraftwerke planten, sind 

inzwischen auch die großen 
Energieversorger auf den 
Geschmack gekommen. So 
hat die Energie Graz bereits 
für mehrere Großphotovol-
taikanlagen, etwa auf dem 
Dach der Grazer Messe, 
Anteilsscheine ausgegeben. 
Die Energie Steiermark fi-
nanziert indes eines ihrer in 
Bau befindlichen Windrä-
der auf der weststeirischen 
Freiländeralm als Bürger-
beteiligungskraftwerk. Der 
Nutzen für die Beteiligten 
ist groß, schließlich sind 
die Renditen mit bis zu 
dreieinhalb Prozent höher 
als auf dem Sparbuch und 
man investiert in die Ener-
giewende. 

Investitionen in Photovoltaik 
und Windkraft boomen in der 
Steiermark. 
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Vorarlberg

Tirol

Lehrerpool für Vorarlbergs Schulen

„Springer“ schließen Lücken
VORARLBERG
Um dem Lehrermangel 
entgegenzutreten, will 
Vorarlberg einen Lehrer-
pool einrichten. Dabei 
sollen Lehrer, die nur einige 
Stunden pro Monat unter-
richten, als „Springer“ zum 
Einsatz kommen. Weil an 
Vorarlbergs Schulen derzeit 
20 Lehrer fehlen, können 

bei Krankheitsfällen die 
Unterrichtsstunden nur mit 
viel Aufwand oder gar nicht 
abgehalten halten. Das An-
gebot richtet sich wohl vor 
allem an Frauen, die derzeit 
aufgrund von Betreuungs-
pflichten nicht voll arbeiten 
können, sich aber vorstellen 
könnten, ein paar Stunden 
pro Monat einzuspringen.

BREGENZ
Der Mobilitätspreis Vor-
arlberg geht in die zehnte 
Runde. Auch dieses Jahr 
suchen Verkehrsclub 
Österreich (VCÖ), Land 
und ÖBB-Postbus wieder 
innovative Projekte, die 
umweltfreundliche Mobilität 
ermöglichen. „Wenn es mög-
lich ist, Alltagsziele zu Fuß, 
mit dem Fahrrad oder mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln 
zu erreichen, dann schont 
das die Umwelt, die Geld-
börse und ist auch gut für 
die Gesundheit“, so VCÖ-Ex-
pertin Urbanek.
Zum Einreichen berechtigt 
sind Private, Schulen und 
Gemeinden. Einreichschluss 
ist der 30. Juni. Informatio-
nen: www.vcoe.at

Einreichen bis 30. Juni

BREGENZ
Die Lebensmittelgeschäfte in 
Vorarlberg wachsen in ihrer 
Größe, nicht jedoch in ihrem 
Sortiment. Dies ergab eine 
Strukturdatenerhebung der 
Wirtschaftskammer. Tief-
greifende Veränderungen im 
Lebensmittelhandel spielten 
sich vor allem zwischen 
1970 und 1990 ab, so Julius 
Moosbrugger, Fachgruppen-
geschäftsführer der Sparte 
Lebensmittelhandel in der 
WK Vorarlberg. In dieser 
Zeit habe sich die Verkaufs-
fläche verdoppelt, die An-
zahl der Geschäfte aber hal-
biert. Trotz der Reduzierung 
der Geschäfte sei die 
Nahversorgung im-
mer noch auf einem 
sehr hohen Level.

Trend zur Größe 
ist ungebrochen

Lebensmittelgeschäfte

Wirtschaftsförderungsfonds

Darlehen für Kleinstbetriebe
INNSBRUCK
Mit zinsgünstigen Darlehen 
unterstützt der Tiroler 
Wirtschaftsförderungsfonds 
heimische Kleinunterneh-
men bei Investitionen. 5,5 
Millionen Euro an Darlehen 
hat der Fonds im Vorjahr 
an 171 Betriebe vergeben. 

Infrage kommen Betriebe 
mit maximal zehn Mitarbei-
tern und weniger als zwei 
Millionen Euro Umsatz. Die 
Darlehen reichen von 5000 
bis 70.000 Euro für größere 
Investitionen, worunter 
auch Umweltschutz und 
Energieeinsparungen fallen.

21 Personen wurden für ihre freiwillige Tätigkeit in der Kinder- und 
Jugendarbeit geehrt.

INNSBRUCK
Für ihr Engagement in der 
außerschulischen Kinder- 
und Jugendarbeit ehrte 
Landesrätin Beate Palfrader 
bereits zum dritten Mal 
ehrenamtlich tätige Tiroler. 

21 Personen erhielten für 
ihre „Glanzleistung“ einen 
Ehrenkristall und eine Ur-
kunde. Zusätzlich 
erhielten sieben 
junge Menschen das 
Zertifikat „freiwillig“.

Preis für Glanzleistung vergeben 
Ehrenamtliches Engagement 

INNSBRUCK
Im Rahmen der Enquete 
„Bunter und vielfältiger – 
Perspektiven für Frauen 
und Männer am Land“ 
wurde die Frage der Le-
bensqualität im ländlichen 

Raum erörtert. Die An-
forderungen sind je nach 
Bevölkerungsgruppe unter-
schiedlich und die Aufgabe 
der Gemeinde ist es, die be-
darfsgerechte Infrastruktur 
zur Verfügung zu stellen. 

Enquete für bunten ländlichen Raum
Unterschiedliche Perspektiven von Mann und Frau

Landesmobilitäts- 
preis wird 10
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PERSONALIA                   SÜDTIROL

Nachdem der bisherige 
Ortschef Harald Schöndor-
fer Mitte Jänner an einem 
Herzinfarkt verstorben war, 
hatte der Vizebürgermeis-
ter Bernhard Ruf (ÖVP) 
vorläufig seine Aufgaben 
übernommen. Dieser galt 
bereits im Vorfeld als Amts-
anwärter, benötigte jedoch 
mindestens eine Stimme 
einer weiteren Partei im 
Gemeinderat, um wirklich 
Ortschef zu werden. Diese 
hat er am 13. Februar 2014 
erhalten und wurde mit 
18 von 31 Stimmen als 
neues Gemeindeoberhaupt 
gewählt.

Bernhard Ruf wurde am 27. 
Mai 1976 in Neunkirchen 
(NÖ) geboren und absol-
vierte den humanistischen 
Zweig des Gymnasiums der 
Abtei Schlierbach. Anschlie-
ßend studierte Ruf an der 
Karl-Franzens-Universität 
in Graz die Fächer Deutsch 
und Latein (Lehramt) und 
schloss 2001 mit dem Ma-
gister ab. Nach Verrichtung 
seines Präsenzdienstes bei 
der Volkshilfe Steyr sowie 
einer Tätigkeit als Erzieher 
im Schülerwohnheim, war 
er als AHS-Lehrer tätig, der-
zeit im Bundesgymnasium 
und Bundesrealgymnasium 
in Steyr. Seit 2009 war 
er Vizebürgermeister der 
Stadtgemeinde Bad Hall. 
Ehrenamtlich engagiert sich 
Ruf zudem im Pfarrgemein-
derat in Bad Hall sowie als 
Obmann-Stellvertreter des 
Schachvereins Kremsmüns-
ter.

Bad Hall: Vize als 
Bürgermeister

BOZEN
Im Gegensatz zu den gro-
ßen Wintersportstationen 
reichen die Einnahmen der 
kleinen Skigebiete kaum, 
um die laufenden Ausgaben 
für Personal, Strom und 
Wartung zu bestreiten. Nun 
wurden Maßnahmen und 
Regelungen verabschiedet, 
um das wirtschaftliche 
Überleben dieser kleinen 
Liftanlagen zu sichern.
Bereits im Jahr 2012 hat die 
Landesregierung auf Vor-
schlag des damaligen Lan-
desrates Thomas Widmann 
eine Sonderförderung zur 
Finanzierung von Investiti-
onen beschlossen. Während 
drei Jahren können Dorf-
lifte und kleine Skigebiete 
um eine Unterstützung 
von bis zu 200.000 Euro 
ansuchen. Bezuschusst wer-
den maximal 70 Prozent 
der anerkannten Kosten. 
Ausdrücklich vorgesehen 
ist, dass auch der Ankauf 
von gebrauchten Maschinen 
gefördert wird, weil diese 
für diese kleinen Strukturen 
meist ausreichen.
Im Sommer 2013 hat der 
Landtag schließlich eine 
Änderung am Gesetz zu 
den Seilbahnanlagen 
beschlossen, die es Dorflift-
betreibern und Gemeinden 
erlaubt, Vereinbarungen 
in Bezug auf die Tarifge-
staltung zu treffen. Die 

entsprechenden Durch-
führungsbestimmungen 
sind seit Kurzem in Kraft. 
Gemeinden können jetzt 
Dienstleistungsverträge 
mit den Inhabern von Kon-
zessionen für Dorflifte und 
Seilbahnanlagen in Kleinst-
skigebieten abschließen. 
Der Konzessionsinhaber 
verpflichtet sich dabei zur 
Einhaltung gewisser Min-
destanforderungen, die Ge-
meinde sorgt im Gegenzug 
für die Auszahlung einer 
angemessenen Entschädi-
gung.
Als Kleinstskigebiete gelten 
solche, die in der Regel eine 
Gesamtförderleistung von 
nicht mehr als 5500 Perso-
nen pro Stunde aufweisen. 
Zu den Mindestanforde-
rungen gehört die Gewähr-
leistung des Dienstes von 
Weihnachten bis Fasching, 
an jedem Sonn- und Feier-
tag sowie mindestens an 
vier Nachmittagen pro Wo-
che, sofern die Schnee- und 
Wetterbedingungen einen 
sicheren Betrieb erlauben. 
Eine weitere Voraussetzung 
ist eine kinder-, jugend-, fa-
milien- und seniorenfreund-
liche Preisgestaltung bei Ta-
ges- und Saisonskarten. Bei 
der Festlegung der Höhe 
der Entschädigung seitens 
der Gemeinde werden auch 
die weiteren Leistungen 
des Konzessionsinhabers 

wie die Pistenpräparierung, 
die Bereitstellung von 
Parkplätzen sowie weiteren 
Infrastrukturen für den 
Wintersport berücksichtigt.
Neben der Gewährung 
von Investitionsbeiträgen 
verfügen die Gemeinden 
damit über eine weitere 
Möglichkeit, um die Anla-
gen zu unterstützen. „Uns 
liegen die Dorflifte sehr 
am Herzen, wobei für uns 
weniger der touristische als 
der soziale Aspekt im Mit-
telpunkt steht. Außerdem 
zählt im ländlichen Raum 
jeder einzelne Arbeitsplatz 
und funktionierende Infra-
strukturen helfen, um der 
drohenden Abwanderung 
entgegenzuwirken“, sagt 
der Bürgermeister von 
Deutschnofen, Bernhard 
Daum. In seiner Gemeinde 
gibt es noch zwei Dorflifte, 
einer wird vom örtlichen 
Sportverein, der andere von 
einer Genossenschaft aus 
engagierten Bürgern und 
Betrieben geführt. 

Land und Gemeinden  
wollen Dorflifte retten
Südtirol erlebt heuer 
einen wahren Traum-
winter. Schon seit 
Jahrzehnten lag nicht 
mehr so viel Schnee 
auf den Bergen ... wä-
ren da nicht die zahl-
reichen Dorflifte und 
kleinen Skigebiete, 
die um das finanzielle 
Überleben kämpfen.

Der Dorflift „Petersberg“ in Deutschnofen: Die Bedeutung der 
Dorflifte und Kleinstskigebiete für die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Ortschaften haben Land und Gemeinden in den 
vergangenen Jahren immer wieder unterstrichen.

SÜDTIROL

 INFORMATION

Südtiroler  
Gemeindenverband 
info@gvcc.net
Tel. +39 0471 304655 
www.gvcc.net

Bernahrd Ruf
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  FÜR VERDIENSTE UM DIE REPUBLIK

Ehrungen des Bundes
Mit Entschließung vom 7. Februar 2014
hat Bundespräsident Dr. Heinz Fischer verliehen:

Das Silberne Verdienstzeichen der Republik an                           
•	 Johann Schimböck, Bürgermeister der Gemeinde  

Engerwitzdorf, OÖ.

Das Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 
Österreich an
•	 Herwart Loidl, ehem. Bürgermeister der Marktgemeinde 

Ebensee, OÖ.

Das Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 
Österreich an 
•	 Oberschulrat Helmut Schatzl, ehem. Vizebürgermeister der 

Marktgemeinde Marchtrenk, OÖ.

Das Goldene Verdienstzeichen der Republik Österreich an
•	 Dipl.-Ing.Mag. Günter Seidler, ehem. Bürgermeister der 

Gemeinde Kematen an der Krems, OÖ.
•	 Heinz Enge, ehem. Vizebürgermeister der Marktgemeinde 

Gallspach, OÖ.

Das Silberne Verdienstzeichen der Republik Österreich an 
•	 Franz Heitzeneder, ehem. Gemeindevorstand der  

Gemeinde Kematen an der Krems, OÖ.

Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik 
Österreich an 
•	 Johann Hauhart, ehem. Gemeindevorstand der Markt- 

gemeinde Neuhofen an der Krems, OÖ.
•	 Beatrix Kolar, ehem. Gemeinderätin der Marktgemeinde 

Mauthausen, OÖ.
•	 Hans-Peter Anzengruber, ehem. Gemeindevorstand der 

Marktgemeinde Gallspach, OÖ.
•	 Oberschulrat Rolf Scharinger, ehem. Gemeindevorstand 

der Marktgemeinde Gallspach, OÖ

PERSONALIA

   KOMMUNAL INTERNATIONAL 

Der Bürgermeisterkandidat 
der in Belgrad regierenden 
Serbischen Fortschrittlichen 
Partei (SNS), Goran Rakic, hat 
die Wahlen im kosovarischen 
Nord-Mitrovica gewonnen. 
Sein Wahlsieg wurde auch aus 
der SDP, der Partei seines ser-
bischen Herausforderers Oliver 
Ivanovic, bestätigt. Die wie-
derholte Bürgermeisterwahl in 
dem mehrheitlich von Serben 
bewohnten Ort ist erneut 
im Zeichen eines geringen 
Wahlinteresses verlaufen. Von 
gut 28.000 stimmberechtigten 
Bürgern haben nur rund 20,6 
Prozent am Urnengang teilge-
nommen.
Im Rennen um das Bürgermeis-
teramt waren zwei serbische 
und zwei albanische Kandi-
daten. Die SNS hat mit Goran 
Rakic einen lokalen Beamten 
als Kandidaten. Sein serbischer 
Konkurrent, Oliver Ivanovic, 
Chef der Partei SDP (Serbien, 
Demokratie, Gerechtigkeit), be-
findet sich seit Ende Dezember 
unter Kriegsverbrechenver-
dacht im Gefängnis in Priština. 
Für zwei führende kosovo-alba-
nische Parteien, die regierende 
Demokratische Partei (PDK) 
und die Demokratische Liga 
(LDK), waren Florent Azemi und 
Musu Miftari im Rennen.

Die Bürgermeisterwahl war 
bereits die vierte seit Anfang 
November. Nachdem beim ers-
ten Urnengang Wahlgegner in 
Abstimmungslokale eingedrun-
gen waren und Wahlurnen 
zerschlagen hatten, musste die 
Stimmabgabe Mitte Novem-
ber wiederholt werden. Der 
Bürgermeister wurde Anfang 
Dezember in der Stichwahl 
gewählt. Der Wahlsieger – Kr-
stimir Pantic, ein Funktionär 
der in Belgrad regierenden Ser-
bischen Fortschrittlichen Partei 
(SNS) – entschloss sich später, 
das Amt doch nicht anzuneh-
men, da er nicht entsprechend 
den kosovarischen Gesetzen 
angelobt werden wollte. Nach 
der Wahl des Bürgermeisters 
von Nord-Mitrovica soll auch 
die im April 2013 vereinbarte 
Bildung einer Gemeinschaft 
der serbischen Gemeinden im 
Kosovo vorankommen.

Robert Strasser wurde in 
der Gemeinderatssitzung 
am 27. Jänner 2014 zum 
neuen Bürgermeister der 
niederösterreichischen 
Marktgemeinde Bad 
Deutsch-Altenburg gewählt. 
Seine Vorgängerin, Nata-
scha Perger, hatte sich aus 
persönlichen Gründen aus 
dem Amt zurückgezogen. 
Strasser übernimmt die 
Geschäfte nun für ein Jahr, 
bis zur nächsten offiziellen 
Wahl 2015. Strasser will die 
Lebensqualität in der Ge-
meinde erhalten und auch 
der Neubau des Feuerwehr-
hauses ist ihm ein großes 

Anliegen. Robert Strasser 
wurde am 5. August 1969 
in Hainburg a. d. Donau 
geboren. 1996 bestand er 
die  Meisterprüfung in einer 
Spenglerei und Lackiererei 
und arbeitet seit 2006 als 
Kfz-Sachverständiger. 

Kommunalwahl im Kosovo

Die kosovarische Fahne

Wilhelm Langwallner, Bür-
germeister der oberösterrei-
chischen Gemeinde Zell am 
Moos, kündigt nach 40-jäh-
riger Amtszeit nun, einein-
halb Jahre vor der nächsten 
Wahl, seinen Rücktritt an. 
Denkbarer Nachfolger ist 
Vizebürgermeister Mag. 
Johann Wiesinger, der das 
Amt auch übernehmen 
würde, allerdings gibt es 
noch zwei weitere Kandida-
ten. Eine Entscheidung wird 
in den nächsten Wochen 
erwartet. Wilhelm Lang-
wallner wurde am 29. März 
1951 in Zell am Moos gebo-
ren. 1980 übernahm er das 

Gasthaus sowie den Flei-
schereibetrieb der Eltern. 
Sein politischer Werdegang 
begann 1973 im Gemeinde-
rat. Von 1979 bis 1996 war 
er zudem Wirtschaftsbund-
obmann und von 1985 bis 
1996 ÖVP-Parteiobmann.

Bad Deutsch-Altenburg: Neuer Ortschef Zell am Moos: Bürgermeister tritt zurück

PERSONALIA, INFOMIX

Robert Strasser Wilhelm Langwallner
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Das aktuelle KOMMUNAL wirft 
einen gezielten Blick auf den 
so vielfältigen Bereich „Frei-
zeit“. Und auch hierbei zeigt 
sich das gesamte Spektrum 
an Potenzialen, Gefahren, 
aber auch Chancen für die 
Gemeinden in Österreich. 
Unter Freizeit versteht man 
jene Zeiträume, in denen der 
Mensch von Arbeit oder sons-
tigen Pflichten befreit ist und 

über seine Zeit frei verfügen 
kann. Der Terminus kann aber 
auch als Musterbeispiel für 
eine sich stetig wandelnde 
Gesellschaft herangezogen 
werden. War es in der Ver-
gangenheit noch eher Usus, 
seine Arbeitszeit 
sinnvoll und nicht 
selten nach außen 
herzeigbar zu 
gestalten, so ist es 
heutzutage immer 
wichtiger, wie 
die dazwischen-
liegende Freizeit 
aussieht. In dem 
Begriff Freizeit 
bündelt sich das 
zunehmende Stre-
ben nach nachhal-
tigem Lebenswan-
del. Hierin liegt 

auch das große Potenzial für 
die österreichischen Kom-
munen. Nicht selten werden 
Abwanderung und Urbanisie-
rung als zentrale Probleme 
der österreichischen Gemein-
den dargestellt. Gerade im 
Bereich der Freizeitgestaltung 
ist es aber in jüngerer Zeit zu 
einem wahren Wettstreit der 
Ideen gekommen. Die Ergeb-
nisse des aktuellen Pitters℗-
KOMMUNALTREND bestätigen 
dieses Bild: Individuelle und 
aktive Freizeitgestaltung kom-
men dabei ebenso vor wie die 
Wiederentdeckung bedacht-
samer Lebensgestaltung. Es 
eröffnen sich kommunale 
Potenziale, die auch für den 
Einzelnen attraktive Freizeit-
gestaltung ermöglichen. Hier-
bei haben Landgemeinden 
durchaus Vorteile gegenüber 
urbanen Räumen. Der Trend 
zu Bewegung in der Natur ist 

definitiv zum Mega-
trend geworden. Die 
Arbeitswelt hat sich 
zeitlich und räumlich 
verändert und so 
entstehen neue Frei-
zeitmöglichkeiten. 
Dem korrespondie-
ren laufend wan-
delnde Familienmo-
delle. Die Gemeinden 
sind dabei wie so 
oft gesellschaftspo-
litische Hotspots, 
wo aktuelle Trends 
entstehen.

In der Freizeit sind Menschen von ihren Pflichten befreit. 

Die Gemeinden sind gesell-
schaftspolitische Hotspots, 
wo aktuelle Trends entstehen.

Hohes Freizeitpotenzial  
der Gemeinden

	        PITTERS KOMMUNALTREND

Dr. Harald Pitters 

ist Trendexperte 

und Kommunikati-

onsforscher

E-Mail: office@

pitters.at

www.pitters.at

Unternehmen sehen sich 
heute einer Vielzahl von 
Veränderungen gegenüber: 
technologische Entwicklun-
gen, damit einhergehendes 
mobiles Arbeiten und ein 
schrumpfender Pool von 
Nachwuchskräften, die 
es zu gewinnen gilt. Füh-
rungskräfte stehen vor der 
Herausforderung, ihr Un-
ternehmen fit für die neue 
Arbeitswelt zu machen.  
Dies gilt natürlich auch für 
Gemeinden! „New World of 
Work“ zeigt detailliert und 
flott geschrieben, welche 
Aufgaben sich den ein-
zelnen Abteilungen dabei 
stellen und wie diese be-
wältigt werden können. Die 
Autoren sind Experten auf 
ihrem Gebiet. Michael Bartz 
leitet den Forschungsbe-
reich „New World of Work“ 
an der Fachhochschule 
Krems. Thomas Schmutzer 
ist Geschäftsführer einer 
Beratungsfirma. 

„New World of Work“ in Unternehmen

Michael Bartz, Thomas 
Schmutzer: New World of 
Work. Warum kein Stein auf 
dem anderen bleibt. Trends – 
Erfahrungen – Lösungen.
1. Auflage, 192 Seiten
Preis E-Book: 18,99 Euro
Preis Buch: 24,90 Euro
ISBN: 9783709305355
Erschienen im Februar 2014 
im Linde Verlag:
www.lindeverlag.at

Das Buch

Der Satz „Small is beau-
tiful“ wird dem Philo-
sophen, Ökonom und 
Wahl-Salzburger Leopold 
Kohr zugeschrieben. Der 
gebürtige Amerikaner 
entwickelte eine politische 
Theorie zur Zerschlagung 
von Zentralstaaten und zur 
Erhaltung der regionalen 
Identität. Seine Bücher über 
staatliche Kleinheit haben 
international Theoretiker 
und Praktiker beeinflusst. 
Kohr lieferte Zündstoff für 
„Grassroot Movements“ im 
Kampf gegen Landflucht 
und gegen die Ausbeutung 
von Minderheiten und länd-
lichen Räumen. Er zählt 
zudem als Wegbereiter der 
Ökologie-Bewegung. Im 
Tandem Verlag erschien 
nun  zum 20. Todestag eine 
Zusammenstellung von 
Gesprächen mit Leopold 
Kohr über sein Leben, die 
kurz vor seinem Tod 1994 
aufgezeichnet wurden.  

Erinnerungen an „Small is beautiful“

Gerald Lehner: Das mensch-
liche Maß. Eine Utopie? 
Gespräche mit Leopold Kohr 
über sein Leben.
186 Seiten, gebunden. 
Preis: 17 Euro
ISBN 978-3-902932-01-3
Erschienen im Februar 2014 
bei Edition Tandem
www.edition-tandem.at

Das Buch

  BUCHTIPPS
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Seminare zur Wasser- und Abfallwirtschaft

Der Österreichische Wasser- 
und Abfallwirtschaftsverband 
(ÖWAV) startet mit spannen-
den Seminaren ins Frühjahr.

Kanalmanagement 2014
Das Seminar in Kooperation 
von ÖWAV und Universität 
für Bodenkultur Wien (BOKU) 
bietet einen Querschnitt des 
Kanalmanagements. Der 
Zustand der Kanalisationen 
im Hinblick auf die zeitliche 
Entwicklung und damit des 
Sanierungsbedarfs wird von 
Seiten der Betreiber und 
Ingenieurbüros präsentiert. 
Erfahrungen bei der Auswahl 
von Betriebsmittel und bei 
der Umsetzung von Projekten 
stehen im Vordergrund.
Die Kosten für Mitglieder 
betragen 220 Euro, für Nicht-
mitglieder 390 Euro und für 
Studenten nur 25 Euro. 

Wann: 24. April 2014
Wo: BOKU, Hörsaal XX, Muth-
gasse 18, 1190 Wien

Hochwasserschutz und 
Wasserkraft
Im Rahmen der Veranstaltung 
soll ein umfassender Einblick 
gewährt werden, welchen Bei-
trag Wasserkraftanlagen zur 
Verbesserung des Hochwas-
serschutzes erbringen können 
und welche innerbetrieblichen 
Maßnahmen ein Kraftwerksbe-
treiber üblicherweise vorsieht, 
um einen sicheren Betrieb zu 
gewährleisten. Der Schwer-
punkt soll in der Aufarbeitung 
der zivil- und strafrechtlichen 
Folgen des Umgangs eines 
Wasserkraftanlagenbetreibers 
mit einem Hochwasserereignis 
liegen. Die Kosten für Mitglie-
der betragen 229 Euro, für 
Nichtmitglieder 390 Euro und 
für Studenten 25 Euro. 

Wann: 4. Juni 2014 
Wo: Redoutensäle 4021 Linz, 
Promenade 39

Infos und Anmeldung je-
weils unter: www.oewav.at

Der Verband Österreichi-
scher Entsorgungsbetriebe 
(VÖEB) veranstaltet ein 
Brancheneinführungssemi-
nar, in dem Basiswissen für 
die Recycling- und Entsor-
gungswirtschaft vermittelt 
wird. Ganz allgemein 
werden der Abfallbegriff 
und die Einteilung der 
Abfälle nach Abfallverzeich-
nisverordnung definiert. 
Außerdem geht es um die 
Behandlung von Abfällen 

in Behandlungsanlagen, die 
Sammlung von Altstoffen 
und Gefahrenguttransporte. 
Eine Besichtigung der 
AVE-Verbrennungsanlage 
steht auf dem Programm. 
Die Kosten für VÖEB-Mit-
glieder betragen 470 Euro.

Wann: 9. und 10. April 2014
Wo: AVE Österreich GmbH, 
Mitterhoferstraße 100, 
4600 Wels 
Infos: www.voeb.at 

Basiswissen für Recyclingwirtschaft

Das Seminar vermittelt Grundlagen der Entsorgungswirtschaft.

TERMINE
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GESCHENKE
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Tel. +43/(0) 196 0 96, www.oeticket.com

Tel. +43/(0)1 – 799 999 79
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Einlass: ab 12.30 Uhr in den großen Muttertagsgala-Bazar
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Im Seminar werden die 
Bestimmungen des Woh-
nungseigentumsgesetzes 
(samt den durch die Grund-
buchs-Novelle 2012 her-
vorgerufenen Änderungen) 
und ihre Auswirkungen 
in der Praxis sowie die 
Handhabung des durch ein 
Redesign neu gestalteten 
elektronischen Grund-
buchs dargestellt. Anhand 
praktischer Beispiele 
werden Grundbuchsab-
schriften und WE-Verträge 
besprochen und damit 
die Möglichkeiten des 
Vertragsverfassers bei der 
„Umwandlung“ einer Lie-
genschaft aufgezeigt. Der 
nun auch im Wohnungsei-
gentum mögliche elek- 
tronische („strukturierte“) 
Grundbuchsantrag und des-
sen „Vermischung“ mit den 
nach wie vor möglichen 
„Papieranträgen“ werden 

erörtert. Die Teilnahmege-
bühr beträgt für Linde-Zeit-
schriftenabonnenten 304 
Euro und für alle weiteren 
Teilnehmer 380 Euro. 

Wann: 9. April 2014, 13.00 
bis 18.00 Uhr
Wo: Flemings Hotel Wien 
Westbahnhof, 1070 Wien
Infos und Anmeldung:
www.lindeverlag.at

KONTAKT

So erreichen Sie uns:
 
KOMMUNAL
Löwelstraße 6, 1010 Wien
Tel.: 01/532 23 88 - 0
Fax: 01/532 23 88 oder
Fax: 01/532 23 88 DW 22
Web: www.kommunal.at

Mag. Sabine Brüggemann
Tel.: 01/532 23 88 – 12
sabine.brueggemann@
		           kommunal.at
Mag. Alexander Palaschke
Tel.:01/532 23 88 – 14
alexander.palaschke@ 
                            kommunal.at
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  IN DIESER AUSGABETERMINE

Stiftungen sind aus dem 
Rechts- und Wirtschaftsle-
ben nicht mehr wegzuden-
ken. Das Seminar „Rechts-
update Stiftungen 2014“ 
bietet topaktuelle Fachin-
formation auf höchstem 
Niveau. Diskutiert wird der 
aktuelle Handlungsbedarf, 
schließlich schränkt die 
neue OGH-Judikatur die 
begünstigtendominierten 
Beiräte erneut ein. So geht 
es in weiterer Folge um die 
Rechte von Begünstigten 
und Exit-Optionen aus der 
Privatstiftung ins In- und 
Ausland sowie um die 

steuerliche Optimierung. 
Als Anschauungsbeispiel 
dient das Steuerabkommen 
mit Liechtenstein. Die Teil-
nahmegebühr beträgt für 
Linde-Zeitschriftenabon-
nenten  496 Euro und für 
alle weiteren Teilnehmer 
620 Euro. 

Wann: 8. April 2014, 9.00 
bis 17.00 Uhr
Wo: Seminarhotel Strudl-
hof, 1090 Wien, Strudlhof-
gasse 10
Infos und Anmeldung:
www.lindeverlag.at

Rechtsupdate Stiftungen 2014

Aktueller Handlungsbedarf & Schwerpunkt Exit aus der Privatstiftung

RECHTSUPDATE
STIFTUNGEN 2014

www.lindeverlag.at/seminare

   Aktuelle Gestaltungsprobleme & Gestaltungsgrenzen
   Rechte der Begünstigten
   Exit aus der Privatstiftung (ins In- oder Ausland) & steuerliche Optimierung
   Das Steuerabkommen mit Liechtenstein: Sonderfragen der Vergangenheitssanierung, FL-Stiftung als Alternative?
   Top-Stiftungsexperten aus den Bereichen Recht und Steuern!

  
 

20 %
Rabatt

für Linde-Zeitschriften-

abonnenten!

Topaktuelle

Fachinformation

auf höchstem

Niveau!

Dr. Nikolaus Arnold, 
ARNOLD RAe GmbH

Dr. David Christian Bauer, DLA Piper
Weiss-Tessbach RAe GmbH

Dr. Friedrich Fraberger, LL.M., TEP, 
KPMG Österreich

MMag. Dr. Ernst Marschner, 
EY Linz

Neue OGH-Judikatur schränkt begünstigtendominierte Beiräte erneut ein!

Referententeam: 

Dienstag, 8. April 2014, Wien
9:00 bis 17:00 Uhr

Unter dem Motto „Orte in Be-
wegung“ sucht Ö1 derzeit die 
besten innovativen Projekte 
zur Verbesserung der Lebens-
qualität und Nachhaltigkeit 
in österreichischen Gemein-
den, Städten und Regionen. 
Eingereicht werden können 
Projekte und Initiativen in 
folgenden sechs Kategorien: 
Bildung, Umwelt, Kultur, 
Wirtschaft, Technologie und 

Soziales. Alle Einreichungen 
werden laufend auf der Home-
page oe1.ORF.at präsentiert. 
Die 16 besten Projekte werden 
im Rahmen der Sommerserie 
„Innovation.Leben“ von  
4. bis 28. August 2014 in Ö1 
vorgestellt. 

Jetzt Einreichen unter: http://
oe1.orf.at/artikel/367456/
ugceinreichung

www.lindeverlag.at/seminare

Mit den Änderungen durch das Grundbuch NEU! 
   Das Wohnungseigentumsrecht samt Wohnrechtsnovellen2006 und 2009, Auswirkungen der Grundbuchs-Novelle2012 in Ansehung des WEG 2002
   Elektronischer Rechtsverkehr
   Der neue „strukturierte“ WE-Grundbuchsantrag
   Besprechung der neuesten oberstgerichtlichenEntscheidungen (in Ansehung des WEG)

WOHNUNGS-
EIGENTUM & 
GRUNDBUCH
WEG, elektronischer Rechtsverkehr

ADir. Reinhard Bayer 
Diplomrechtspfleger in Grundbuchssachen, 
Leiter der Grundbuchsabteilung OLG Wien

Mittwoch, 9. April 2014, Wien
13:00 bis 18:00 Uhr

  
 

20 %
Rabatt

für Linde-Zeitschriften-

abonnenten!

Mit WE-Vertragsmustern +
grundbücherlichen Anträgen!

Ö1 sucht „Orte in Bewegung“

Wohnungseigentum & Grundbuch JETZT EINREICHEN!
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Einfach. Schnell. Unbürokratisch. Der Onlineshop für Österreichs Gemeinden. 

Greenice bietet Ihnen mobile und multifunktionale Eisbahnen aus Kunststoff-
platten für den Innen- und  Außenbereich: Volles Eislaufvergnügen ohne Eis, 

witterungsunabhängig, günstig in Erhaltung und Betrieb!

energieeffi zient

langlebig

kostengünstig

umweltschonend

DIE SENSATIONELLE KUNSTSTOFFEISBAHN FÜR FREIZEIT & SPORT

in Österreich exklusiv bei Alles für Ihre Gemeinde. 
Information und Beratung: 
Tel: 01/532 23 88-40

Einfach. Schnell. Unbürokratisch. Der Onlineshop für Österreichs Gemeinden. 

Greenice im Praxiseinsatz: Diese Anlage in Breitenfurt/NÖ wurde im 
November 2013 in Betrieb genommen
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Einfach. Schnell. Unbürokratisch. Der Onlineshop für Österreichs Gemeinden. www.kommunalbedarf.at

kommunalbedarf_greenice_2014.indd   1 09.12.13   17:14
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Mitten im Leben. Mitten im Business.

SCHON 

MEHR ALS 1400 

GEMEINDEN 

VERTRAUEN AUF

DIE BAWAG P.S.K.

 WER IST TONI SCHRUF? 
 ALS BESTER PARTNER DER SEMMERING-REGION ORGANISIERTE ER 
 DIE ERSTEN SKIRENNEN MITTELEUROPAS. 

Vertrauen Sie auf Ihren besten Partner für Ihre Gemeinde.
Wer Großes vorhat, kann sich auf die Business Solution PartnerInnen 
der BAWAG P.S.K. verlassen. Mehr als 1400 Gemeinden vertrauen 
auf unsere Kompetenz und Erfahrung. Auch für die Weiterentwicklung 
Ihrer Gemeinde finden wir gemeinsam den besten Weg. Näheres 
dazu erfahren Sie unter www.bawagpsk.com/firmenkunden

BAWAG_Corporate_Schruf_Kommunal_210x297_PSOi_fs.indd   1 28.02.14   09:38


